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Gesetz

vom über die Burgenländische Landwirtschaftskammer (Bur-

genländisches Landwirtschaftskammergesetz)

Der Landtag hat beschlossen:
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1. Hauptstück

Die Landwirtschaftskammer

1. Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen

§1

Zweck und Rechtsstellung der Landwirtschaftskammer

(1) Die Burgenländische Landwirtschaftskammer, im folgenden Landwirtschaftskammer

genannt, ist zur Vertretung und Förderung der Land- und Forstwirtschaft im Burgenland,

zur Beratung und Vertretung der Land- und Forstwirte sowie zur Wahrnehmung ihrer

wirtschaftlichen, beruflichen, sozialen und kulturellen Interessen berufen.

(2) Die Landwirtschaftskammer hat ihren Sitz in Eisenstadt.

(3) Die Landwirtschaftskammer ist eine Körperschaft öffentlichen Rechtes. Sie hat das

Recht, Vermögen jeder Art zu besitzen, zu erwerben und darüber zu verfügen.

(4) Die Landwirtschaftskammer ist berechtigt, das Landeswappen mit der Aufschrift

"Burgenländische Landwirtschaftskammer" zu führen.

§2

Land- und Forstwirtschaft und ihre Betriebe

(1) Die Land- und Forstwirtschaft im Sinne dieses Gesetzes umfasst alle Zweige der

land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung und ihre Nebenbetriebe, soweit diese in der

Hauptsache die Verarbeitung der eigenen Erzeugnisse zum Gegenstand haben, ferner

die land- und forstwirtschaftlichen Hilfsbetriebe, die der Herstellung und Instandhaltung

der land- und forstwirtschaftlichen Betriebsmittel für den eigenen Bedarf dienen. In die­

sem Rahmen zählen zur Land- und Forstwirtschaft insbesondere der Ackerbau, die

Wiesen-, Weide- und Waldwirtschaft, die Harzgewinnung, die Teichwirtschaft, die Jagd

und Fischerei, die Tierzucht, Tierhaltung und Milchwirtschaft, die Imkerei, der Obst-,

Wein-, Gemüse- und Gartenbau, die Baumschulen, die Kompostierung, soweit diese
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nicht selbständig im Zusammenhang mit der Abfallbeseitigung ausgeübt wird, und die

Bereitstellung biologischer Rohstoffe.

(2) Der Gartenbau im Sinne des Abs. 1 umfasst nicht

1. die Errichtung, Gestaltung und Instandhaltung von Gärten und Grünanlagen ein­

schließlich der gärtnerischen Gräber- und Raumausschmückung;

2. das Binden von Kränzen und Sträußen und den Handel mit gärtnerischen Erzeug­

nissen, es sei denn, dass diese Tätigkeit im Rahmen eines gartenwirtschaftlichen

Nebenbetriebes in einem zum Hauptbetrieb untergeordneten Umfang und in der

Hauptsache unter Verwendung eigener Erzeugnisse ausgeübt wird.

(3) Nebenbetriebe im Sinne der Abs. 1 und 2 sind dann nicht als Betriebe der Land- und

Forstwirtschaft anzusehen, wenn sie sich als selbständige, von der Land- und Forstwirt­

schaft getrennt verwaltete Wirtschaftskörper darstellen.

(4) Zur Land- und Forstwirtschaft zählen auch die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen­

schaften, sofern sie nach den gewerberechtlichen Vorschriften von der Gewerbeord­

nung 1994 ausgenommen sind.

§3

Mitgliedschaft

(1) Mitglieder der Landwirtschaftskammer sind

1. Eigentümer land- und forstwirtschaftlich genutzter, im Burgenland liegender

Grundstücke, wenn deren Ausmaß 5 700 m2 oder deren Einheitswert 1.500 Euro er­

reicht oder übersteigt;

2. Personen, die im Burgenland eine land- und forstwirtschaftliche selbständige Er­

werbstätigkeit hauptberuflich auf eigene Rechnung ausüben, ohne unter Z 1 zu fal­

len;

3. Familienangehörige von in Z 1 und 2 genannten, die Land- und Forstwirtschaft im

Hauptberuf ausübenden Personen, wenn sie in deren Betrieb ohne Rücksicht auf
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ein Entgelt hauptberuflich tätig sind oder in einem land- und forstwirtschaftlichen

Lehrverhältnis stehen. Als Familienangehörige gelten die Ehegatten, die Eltern, die

Kinder und die Schwiegerkinder;

4. land- und forstwirtschaftliche Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und ihre

Verbände, die ihren Sitz im Burgenland haben und nach gewerberechtlichen Vor­

schriften von den Bestimmungen der Gewerbeordnung ausgenommen sind.

(2) Ein Betrieb wird im Hauptberuf geführt, wenn der Inhaber seine Arbeitskraft auf ei­

gene Rechnung und Gefahr überwiegend dem Betrieb widmet und der Ertrag des Be­

triebes sein Haupteinkommen darstellt.

(3) Ist die Mitgliedschaft zur Landwirtschaftskammer strittig, entscheiden hierüber im

Zuge der Wahlvorbereitungen die Wahlbehörden nach den Bestimmungen des 2. und

3. Hauptstückes, sonst die Landesregierung auf Antrag der Landwirtschaftskammer

oder eines Betroffenen.

(4) Für das Flächenausmaß gemäß Abs. 1 Z 1 sind die der Ermittlung des geltenden

Grundsteuermessbetrages zugrunde liegende Einheitswertbescheide maßgeblich.

(5) Jedes Kammermitglied ist in ein von der Landwirtschaftskammer zu führendes Mit­

gliederverzeichnis einzutragen. Das Mitgliederverzeichnis dient zur Überprüfung der

Kammermitgliedschaft bei der Einhebung der Kammerumlage und des Kammerbeitra­

ges sowie als Grundlage für die Erfassung der Wahlberechtigten.

(6) Die mit der Vollziehung der gesetzlichen Kranken-, Pensions- und Unfallversiche­

rung betrauten Träger der Sozialversicherung haben auf Verlangen der Landwirt­

schaftskammer die für die Erfassung ihrer Mitglieder erforderlichen Unterlagen zu ü­

bermitteln und Auskünfte darüber zu erteilen. Zum Zwecke des automationsunterstütz­

ten Datenverkehrs dürfen auch personenbezogene Daten ermittelt und verarbeitet wer­

den.

§4

Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Die Mitglieder der Landwirtschaftskammer sind berechtigt,
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a) das aktive und passive Wahlrecht für die Wahl der Organe der Landwirtschafts­

kammer auszuüben,

b) die Einrichtungen der Landwirtschaftskammer einschließlich der fachlichen Beratung

in Anspruch zu nehmen.

(2) Mindestens 5 % der bei der letzten Landwirtschaftskammerwahl wahlberechtigten

Kammermitglieder haben das Recht, an die Vollversammlung der Landwirtschaftskam­

mer schriftliche Anträge zu stellen. Die Unterstützungserklärung für einen Antrag hat zu

enthalten:

1. Name, Anschrift und eigenhändige Unterschrift;

2. die Erklärung, wahlberechtigt zu sein; Datum.

(3) Die Vollversammlung ist verpflichtet, einen gemäß Abs. 2 gestellten Antrag zu be­

handeln und darüber abzustimmen.

(4) Der Erstunterzeichner oder eine im Antrag als dessen Sprecher angeführte Person,

welche kammerzugehörig sein muss, kann den Antrag in der Vollversammlung münd­

lich begründen. Der Einberufer der Vollversammlung hat den Erstunterzeichner und den

Sprecher rechtzeitig einzuladen.

(5) Weist die Vollversammlung den Antrag zuständigkeitshalber einem anderen Organ

zur weiteren Behandlung zu, so ist dieses verpflichtet, den Erstunterzeichner und den

Sprecher zu der Sitzung, in der der Antrag behandelt wird, einzuladen. Der Erstunter­

zeichner und der Sprecher können den Antrag in dieser Sitzung mündlich begründen.

Wird der Antrag dem Präsidenten zugewiesen, hat dieser die Pflicht zur Information ü­

ber die Behandlung des Antrages gegenüber dem Erstunterzeichner und dem Spre­

cher.

§5

Eigener und übertragener Wirkungsbereich

(1) Der eigene Wirkungsbereich umfasst die in § 6 angeführten Angelegenheiten und

die Angelegenheiten, die der Landwirtschaftskammer durch Gesetz oder Verordnung
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des Landes oder des Bundes zur Besorgung im eigenen Wirkungsbereich übertragen

werden. Die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches sind aufgrund der Ge­

setze und Verordnungen des Landes unter Aufsicht der Landesregierung, jedoch frei

von Weisungen staatlicher Organe, zu besorgen.

(2) Der übertragene Wirkungsbereich umfasst die Angelegenheiten, die die Landwirt­

schaftskammer aufgrund der Gesetze und Verordnungen des Landes oder des Bundes

oder im Auftrag und nach Weisungen des Landes oder des Bundes zu besorgen hat.

§6

Aufgaben der Landwirtschaftskammer

(1) Die Landwirtschaftskammer hat unter Beachtung der allgemeinen Bedeutung der

Land- und Forstwirtschaft die Aufgabe, ihre Mitglieder im Sinne des § 1 Abs. 1 zu ver­

treten und zu fördern. Sie hat ihre Mitglieder bei der Erfüllung ihrer Tätigkeit in der

Land- und Forstwirtschaft zu unterstützen.

(2) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kommt der Landwirtschaftskammer insbesondere zu:

1. Im Bereich der Interessenvertretung:

a) die Interessen und Anliegen der Land- und Forstwirtschaft in allen wirtschaftli­

chen, rechtlichen, sozialen und beruflichen Angelegenheiten wahrzunehmen,

Vorschläge und Forderungen zu beraten und bei den zuständigen Stellen einzu­

bringen;

b) an Maßnahmen und Einrichtungen mitzuwirken, die einer Verbesserung der wirt­

schaftlichen und sozialen Lage der Kammermitglieder unter besonderer Be­

dachtnahme auf die bäuerlichen Familienbetriebe dienen;

c) die Kammermitglieder zu beraten, ihre Interessen vor Ämtern und Behörden zu

vertreten und ihre Anliegen umfassend wahrzunehmen;

d) an statistischen Erhebungen mitzuwirken oder solche selbst durchzuführen, so­

fern durch sie land- oder forstwirtschaftliche Interessen erkundet oder berührt

werden sollen;
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e) in die mit Angelegenheiten der Land- und Forstwirtschaft befaßten Körperschaf­

ten und Stellen Vertreter zu entsenden und Besetzungsvorschläge zu erstatten;

f) die spezifischen Interessen der Bäuerinnen wahrzunehmen und zu vertreten;

2. im Bereich der Förderung:

a) auf allen Gebieten der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung, der Erwerbs­

kombinationen, der zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit, der Bildung und In­

formation die Kammermitglieder zu fördern und zu unterstützen;

b) im Rahmen der Förderungsmaßnahmen der Europäischen Union und der natio­

nalen Förderungsprogramme bei der Abwicklung der Förderung mitzuwirken;

c) bäuerliche Organisationen und das land- und forstwirtschaftliche Genossen­

schaftswesen zu fördern und zu unterstützen;

3. im Bereich der Beratung und Bildung:

a) in allen Bereichen die Erzeugung von Qualitäts-Lebensmitteln und bäuerlichen

Spezialitäten, die Erzeugung nachwachsender Energie und Rohstoffe, eine

nachhaltige Forstwirtschaft sowie bäuerliche Dienstleistungen zu unterstützen

und zu fördern;

b) Informationen zu geben, wie eine möglichst hohe Wertschöpfung erzielt wird und

die vorhandenen Marktchancen ausgeschöpft werden;

c) die zwischenbetriebliche Zusammenarbeit, unternehmerisches Handeln und eine

verstärkte Kooperation mit den Konsumenten zu fördern;

d) die Nutzung aller Einkommensreserven durch rationellen Betriebsmitteleinsatz,

Kosteneinsparung und durch Kooperation in der Produktion und Vermarktung zu

fördern;

e) die Absicherung und Weiterentwicklung eines möglichst hohen ökologischen

Standards im gesamten Bereich der pflanzlichen und tierischen Produktion zu

unterstützen;
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f) neben den Angeboten anderer Rechtsträger für eine laufende persönliche und

fachliche Aus- und Weiterbildung der Bäuerinnen, der Bauern und der Jugend im

ländlichen Raum durch organisatorische Einrichtungen und Bildungsangebote

vorzusorgen;

4. im Bereich der öffentlichen Verwaltung:

a) im übertragenen Wirkungsbereich Aufgaben der staatlichen Verwaltung, insbe­

sondere auch auf dem Gebiet der Förderungsverwaltung und -abwicklung sowie

der Ernährungssicherung und der Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen,

zu übernehmen;

b) im gesamten Bereich der Land- und Forstwirtschaft Zeugnisse über den Bestand

von Rechtsbräuchen auszustellen und Gutachten zu erstatten.

(3) Zur Koordination und Besorgung dieser Aufgaben kann sich die Landwirtschafts­

kammer mit gleichartig organisierten Interessensvertretungen auf land- und forstwirt­

schaftlichem Gebiet in anderen Ländern zur Bildung von Dachorganisationen zusam­

menschließen.

2. Abschnitt

Verhältnis zu Behörden

§7

Wechselseitige Information

(1) Die Landwirtschaftskammer hat innerhalb ihres Wirkungsbereiches den Behörden

des Landes und den Gemeinden auf ihr Verlangen Auskünfte zu erteilen und sie in ihrer

Wirksamkeit zu unterstützen.

(2) Die Organe des Bundes, des Landes und der Gemeinden haben der Landwirt­

schaftskammer im Rahmen ihres gesetzlichen Wirkungsbereiches die zur Wahrung ih­

rer Aufgaben erforderlichen Unterlagen zu übermitteln und Auskünfte zu erteilen.
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§8

Begutachtungsrecht

Die Landesregierung hat Entwürfe zu Landesgesetzen zeitgerecht zur Begutachtung zu

übermitteln. Entwürfe von Verordnungen der Landesregierung sind dann zur Begutach­

tung zu übermitteln, wenn sie Interessen der Land- und Forstwirtschaft berühren.

§9

Aufsicht

(1) Die Landesregierung übt das Aufsichtsrecht über die Landwirtschaftskammer dahin

aus, dass diese bei Besorgung des eigenen Wirkungsbereiches die Gesetze und Ver­

ordnungen des Bundes und Landes nicht verletzt und sie die ihr gesetzlich obliegenden

Aufgaben erfüllt.

(2) Die Landwirtschaftskammer hat die Landesregierung zu den Sitzungen der Vollver­

sammlung· einzuladen. Die von der Landesregierung entsendeten Vertreter haben das

Recht, an diesen Sitzungen mit beratender Stimme teilzunehmen und sich jederzeit zu

Wort zu melden.

(3) Die Landwirtschaftskammer hat ihren Tätigkeitsbericht und den Rechnungsab­

schluss alljährlich der Landesregierung unverzüglich vorzulegen.

(4) Die Landesregierung kann die Gebarung der Landwirtschaftskammer hinsichtlich

ihrer ziffernmäßigen Richtigkeit, ihrer Übereinstimmung mit den bestehenden Vorschrif­

ten sowie ihrer Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit prüfen.

(5) Die Landesregierung hat Beschlüsse aufzuheben, wenn durch sie Rechtsvorschrif­

ten verletzt werden.

(6) Die Landesregierung hat die Vollversammlung in den Fällen des § 17 Abs. 2 aufzu­

lösen. Sie hat weiters die Wahl zum Präsidenten, zum Vizepräsidenten oder zum Mit­

glied des Hauptausschusses oder Kontrollausschusses für ungültig zu erklären, wenn

das Wahlverfahren rechtswidrig war und die Rechtswidrigkeit auf das Wahlergebnis von

Einfluss sein konnte.
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(7) Die Geschäftsordnung, die Dienst- und Besoldungsordnung sowie die Vorschriften

über den Pensionsfonds bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der Landesre­

gierung. Wird die Genehmigung erteilt, so wird der Beschluss mit dem Zeitpunkt der

Beschlussfassung wirksam.

§10

Daten

(1) Die Landwirtschaftskammer ist ermächtigt, persönliche, auf die Ausübung der Tätig­

keit, insbesondere auch auf das Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis bezogene Daten

der Mitglieder, soweit sie eine wesentliche Voraussetzung zur Wahrnehmung der der

Landwirtschaftskammer gesetzlich übertragenen Aufgaben bilden, automationsunter­

stützt zu ermitteln und zu verarbeiten. Dazu zählen auch die für die Durchführung von

Wahlen und Befragungen erforderlichen Daten nach Abs. 4.

(2) Die Übermittlung von Daten nach Abs. 1 an die land- und forstwirtschaftlichen Inte­

ressenvertretungen anderer Länder sowie an Dachorganisationen gesetzlicher Interes­

senvertretungen (§ 6 Abs. 3) ist zulässig.

(3) Die Landwirtschaftskammer darf den kollektiwertragsfähigen freiwilligen Berufsver­

einigungen zur eigenen Verwendung bei der Vertretung ihrer Mitglieder Daten über

Name, Anschrift, Art der Tätigkeit, Geburtsdatum, Beschäftigungsart und Sozialversi­

cherungsnummer und weitere Daten nach Abs. 1 mitteilen. Wenn Gesamtinteressen

der Mitglieder vertreten werden sollen, sind die Daten in einer Form, bei der eine Zu­

ordnung zu bestimmten Personen nicht möglich ist, mitzuteilen.

(4) Die Landwirtschaftskammer ist ermächtigt, bei Anlegung des Mitgliederverzeichnis­

ses jene personenbezogenen Daten, die eine wesentliche Voraussetzung zur Wahr­

nehmung der den Wahlbehörden gesetzlich übertragenen Aufgaben bilden, wie Name,

Anschrift, Art der Tätigkeit, Geburtsdatum, Beschäftigungsart, Sozialversicherungs­

nummer, Name des Ehegatten sowie der Eltern und der Kinder, Aktenzeichen des Ein­

heitswertbescheides, Höhe des Einheitswertes und landwirtschaftlich genutzte Fläche

automationsunterstützt zu ermitteln und zu verarbeiten. Diese Daten sind auch zur An­

lage des Wählerverzeichnisses (§ 49) heranzuziehen.
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3. Abschnitt

Organisation der Landwirtschaftskammer

§ 11

Organe der Landwirtschaftskammer

Die Organe der Landwirtschaftskammer sind:

1. die Vollversammlung

2. der Hauptausschuss

3. der Kontrollausschuss

4. der Präsident (Vizepräsident)

§12

Die Vollversammlung

(1) Die Vollversammlung der Landwirtschaftskammer besteht aus 32 Mitgliedern. Diese

werden von den Wahlberechtigten aufgrund des gleichen, unmittelbaren, geheimen und

persönlichen Verhältniswahlrechtes auf die Dauer von fünf Jahren .(Wahlperiode) ge­

wählt. Die Mitglieder der Vollversammlung sind berechtigt, während ihrer Amtsdauer

den Titel "Kammerrat" zu führen.

(2) Die Tätigkeit der Mitglieder der Vollversammlung ist mit Ausnahme der der Präsi­

denten eine ehrenamtliche; sie haben jedoch Anspruch auf den Ersatz ihrer Reiseaus­

lagen und auf Reisegebühren nach Maßgabe einer von der Vollversammlung zu be­

schließenden Reisegebührenvorschrift. Die Mitglieder der Vollversammlung sind ver­

pflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen, Wahlen in die Ausschüsse anzunehmen und

Berichte zu erstatten.

(3) Die Funktionsdauer beginnt mit der Eröffnungssitzung der Vollversammlung und

endet - außer bei Auflösung der Vollversammlung gemäß § 17 - mit der Eröffnungssit­

zung der neuen Vollversammlung.
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(4) Die gewählten Mitglieder derselben wahlwerbenden Gruppe können sich für die

Dauer der Funktionsperiode der Vollversammlung zu einem Klub (einer Fraktion) zu­

sammenschließen. Für die Anerkennung eines solchen Zusammenschlusses ist die

Zahl von mindestens zwei Mitgliedern erforderlich.

§13

Aufgaben der Vollversammlung

(1) Die Vollversammlung ist zur Beratung und Beschlussfassung aller Angelegenheiten

der Landwirtschaftskammer berufen, soweit nicht der Hauptausschuss (§ 18) oder der

Präsident (§ 20) zuständig ist. Die Vollversammlung kann zur Beratung und Vorberei­

tung der Beschlüsse Ausschüsse einsetzen.

(2) Der Vollversammlung obliegt insbesondere

1. die Wahl des Präsidenten, des Vizepräsidenten und zweier Schriftführer;

2. die Festlegung der zahl der Mitglieder des Hauptausschusses innerhalb der Gren­

zen des § 18 Abs. 1;

3. die Wahl der Mitglieder des Hauptausschusses, des Kontrollausschusses und sons­

tiger Ausschüsse;

4. die Beschlussfassung über den Jahresvoranschlag;

5. die Festsetzung des Hebesatzes für die Berechnung der Kammerumlage und der

Kammerbeiträge;

6. die Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss;

7. die Beschlussfassung über die Geschäftsordnung, über die Dienst- und Besoldungs­

ordnung sowie über den Pensionsfonds bzw. die freiwillige Pensionskassenvorsor­

ge;

8. die Beschlussfassung über die Befragung der Kammermitglieder;

9. die Beschlussfassung über die Gewährung einer Zulage für Bildungs-, Organisati-
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ons- und Öffentlichkeitsarbeit an die in der Vollversammlung vertretenen Klubs

(Fraktionen).

§14

Einberufung der Vollversammlung

(1) Die Vollversammlung ist spätestens vier Wochen nach der endgültigen Feststellung

des Wahlergebnisses vom bisherigen Präsidenten zu ihrer Eröffnungssitzung einzube­

rufen. Bei Säumnis hat die Landesregierung die Vollversammlung einzuberufen und in

ihr den Vorsitz zu führen.

(2) Jede weitere Vollversammlung ist vom Präsidenten nach Bedarf, mindestens aber

einmal in jedem Halbjahr, einzuberufen. Sie ist außerdem einzuberufen, wenn

1. die Landesregierung oder

2. mindestens ein Viertel der Mitglieder der Vollversammlung

dies schriftlich unter Angabe wenigstens eines Verhandlungsgegenstandes verlangt.

(3) Der Präsident setzt die Tagesordnung fest. In den Fällen des Abs. 2 Z 1 und 2 hat er

die angegebenen Verhandlungsgegenstände in die Tagesordnung aufzunehmen. Ver­

handlungsgegenstände, die nicht auf der Tagesordnung stehen, können nur dann be­

handelt werden, wenn dies die Vollversammlung einstimmig beschließt. Solche Anträge

kann jedes Mitglied der Vollversammlung stellen.

(4) Die Mitglieder der Vollversammlung sind unter Bekanntgabe der Tagesordnung ge­

gen Nachweis schriftlich derart einzuberufen, dass ihnen die Einberufung spätestens

am siebenten Tag vor der Sitzung zukommt.

(5) Den Vorsitz in der Vollversammlung führt der Präsident.

(6) Der Vollversammlung ist der Kammerdirektor mit beratender Stimme beizuziehen.

(7) Über jede Sitzung ist eine Niederschrift aufzunehmen und vom Vorsitzenden und

vom Kammerdirektor zu unterzeichnen. Je eine Ausfertigung der Niederschrift ist der

Burgenländischen Landesregierung und jedem Mitglied der Vollversammlung auszufol-
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gen.

§15

Beschlussfähigkeit, Abstimmung

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, ist die Vollversammlung beschluss­

fähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen wurden und mindestens

die Hälfte bei der Beschlussfassung anwesend ist.

(2) War die ordnungsgemäß eingeladene Vollversammlung nicht beschlussfähig, kann

unter Berufung hierauf für die gleichen Verhandlungsgegenstände eine neuerliche Sit­

zung einberufen werden. Die Vollversammlung ist in diesem Fall beschlussfähig, wenn

mindestens ein Drittel der Mitglieder anwesend ist. Sind bei einer solchen Sitzung je­

doch die Voraussetzungen des Abs. 1 erfüllt, so können auch andere Verhandlungsge­

genstände durch einstimmigen Beschluss der Vollversammlung auf die Tagesordnung

gesetzt werden.

. (3) Zu einem gültigen Beschluss ist, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, die

einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich, wobei der Vorsitzende mit­

stimmt. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Ergibt sich eine Stimmen­

gleichheit bei Wahlen, entscheidet das Los.

(4) Die Abstimmung erfolgt durch Erheben einer Hand. Über Anordnung des Vorsitzen­

den oder auf Verlangen von mindestens einem Drittel der Mitglieder ist namentlich oder

geheim abzustimmen.

(5) Die näheren Bestimmungen über den Geschäftsgang in der Vollversammlung wer­

den in einer Geschäftsordnung getroffen. Die Geschäftsordnung hat auch nähere Be­

stimmungen über die Organisation der Landwirtschaftskammer zu enthalten.

§16

Öffentlichkeit der Vollversammlung

(1) Die Sitzungen der Vollversammlung sind öffentlich. Die Vollversammlung kann die

Öffentlichkeit auf Antrag des Vorsitzenden oder eines Viertels der anwesenden Mitglie­

der ausschließen. Vor der Beschlussfassung haben sich die Zuhörer zu entfernen.
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(2) Die Vornahme von Ton- und Bildaufnahmen bedarf der Bewilligung des Vorsitzen­

den.

§17

Auflösung der Vollversammlung; Beschlusserfordernisse

für die Abberufung des Präsidenten (Vizepräsidenten)

(1) Die Vollversammlung kann ihre vorzeitige Auflösung beschließen. Für einen solchen

Beschluss ist die Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln der Mitglieder und die

Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. Der Beschluss ist unver­

züglich der Landesregierung mitzuteilen.

(2) Die Vollversammlung ist von der Landesregierung aufzulösen, wenn

1. sie ihre Aufgaben trotz wiederholter Aufforderung nicht erfüllt oder

2. sie wiederholt gegen Gesetze verstößt oder

3. mehr als ein Drittel ihrer gewählten Mitglieder ausgeschieden ist und Ersatzmitglie­

der nicht mehr vorhanden sind.

(3) Mit der Auflösung erlöschen die Mandate der Mitglieder der Vollversammlung; aus­

genommen hievon sind die Fälle gemäß §§ 19 Abs. 7 und 20 Abs. 8.

(4) Die Landesregierung hat innerhalb von vier Wochen nach Auflösung gemäß Abs. 1

oder 2 eine Neuwahl auszuschreiben.

(5) Ein Antrag auf Abberufung des Präsidenten oder des Vizepräsidenten kann von

mindestens einem Drittel der Mitglieder schriftlich gestellt werden. Für einen solchen

Beschluss ist die Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln der Mitglieder und die

Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. Während der Beratung und

Abstimmung über den Antrag auf Abberufung des Präsidenten hat der Vizepräsident

den Vorsitz zu führen. Sollen der Präsident und der Vizepräsident abberufen werden,

hat ein Vertreter der Landesregierung den Vorsitz zu führen.
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§18

Der Hauptausschuss; andere Ausschüsse

(1) Der Hauptausschuss besteht aus dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten sowie

mindestens fünf und höchstens sieben weiteren Mitgliedern. Diese Mitglieder werden

von der Vollversammlung aus ihrer Mitte in der Eröffnungssitzung nach dem Verhältnis­

und Fraktionswahlrecht für die Dauer der Wahlperiode gewählt.

(2) Vor Beginn der Wahlhandlung sind die Hauptausschusssitze auf die einzelnen

wahlwerbenden Gruppen nach ihrer Stärke in der Vollversammlung nach dem

D' Hondtschen Verfahren aufzuteilen und vom Vorsitzenden bekann zu geben. Die SteI­

len des Präsidenten und des Vizepräsidenten sind auf den Anteil jener Wahlpartei an

den Hauptausschusssitzen anzurechnen, auf deren Liste sie bei der Wahl der Vollver­

sammlung standen.

(3) Der Wirkungsbereich des Hauptausschusses umfasst:

1. die allgemeinen Verwaltungs-, Organisations-, Personal- und Finanzangelegenhei­

ten, soweit sie nicht der Vollversammlung oder dem Präsidenten vorbehalten sind;

2. die Bestellung des Kammerdirektors und, wenn die Bestellung eines solchen vorge­

sehen ist, seines Stellvertreters, auf Vorschlag des Präsidenten;

3. die Vorbereitung der Tagesordnung für die Vollversammlung, unbeschadet der Be­

fugnis des Präsidenten gemäß § 14 Abs. 3;

4. die Erstellung eines Entwurfes für den Jahresvoranschlag und den Rechnungsab­

schluss;

5. die Entscheidung über die Umlage- und Beitragspflicht.

(4) Der Präsident beruft den Hauptausschuss zu seinen Sitzungen ein, er setzt die Ta­

gesordnung fest und führt in den Sitzungen den Vorsitz. Für die Beschlussfähigkeit und

die Abstimmungen gilt § 15 sinngemäß.

(5) Scheidet ein Mitglied des Hauptausschusses während der Wahlperiode aus, ist für
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die restliche Dauer der Wahlperiode bei der nächsten Vollversammlung eine Ersatzwahl

vorzunehmen.

(6) Die näheren Bestimmungen über die Wahl der Mitglieder des Hauptausschusses ­

außer dem Präsidenten und Vizepräsidenten - und die Einberufung der Mitglieder wer­

den in der Geschäftsordnung geregelt.

(7) Die Vollversammlung kann zur Vorberatung bestimmter Angelegenheiten andere

Ausschüsse einsetzen, deren' Mitgliederzahl und Wirkungsbereich von der Vollver­

sammlung bestimmt werden. Ihre Vorsitzenden werden von den Ausschüssen selbst

gewählt; Abs. 4 gilt sinngemäß.

§19

Der Kontrollausschuss

(1) Der Kontrollausschuss besteht aus sieben Mitgliedern. Jede in der Vollversammlung

vertretene wahlwerbende Gruppe hat Anspruch auf ein Mitglied, der Rest wird nach

dem Verhältniswahlrecht auf die Wählergruppen aufgeteilt.

(2) Die Mitglieder des Kontrollausschusses werden von der Vollversammlung aus ihrer

Mitte in der Eröffnungssitzung für die Dauer der Wahlperiode gewählt. Die Mitglieder

des Hauptausschusses dürfen nicht dem Kontrollausschuss angehören. Der Kontroll­

ausschuss kann zu seinen Sitzungen zur Beratung Sachverständige beiziehen.

(3) Erfordert eine Prüfung besondere Fachkenntnisse, kann der Kontrollausschuss

Sachverständige mit der Durchführung von Prüfungsaufgaben betrauen.

(4) Der Kontrollausschuss wählt aus seiner Mitte mit Stimmenmehrheit einen Obmann,

einen Obmannstellvertreter und einen Schriftführer. Stellt die zweitstärkste wahlwer­

bende Gruppe nicht den Vizepräsidenten, so steht ihr die ObmannsteIle im Kontrollaus­

schuss zu. Der Obmann ist berechtigt, an den Sitzungen des Hauptausschusses teilzu­

nehmen. § 18 Abs. 4 gilt sinngemäß.

(5) Der Kontrollausschuss hat die gesamte Gebarung der Landwirtschaftskammer zu

überwachen und der Vollversammlung hierüber zu berichten. Er hat zu prüfen, ob die

Gebarung den Rechtsvorschriften entsprechend, wirtschaftlich, zweckmäßig und spar-
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sam geführt wird. Der Kontrollausschuss kann alle Nachweise und Aufklärungen ver­

langen, die die Erfüllung seiner Prüfungspflicht erfordert.

(6) Scheidet ein Mitglied des Kontrollausschusses im Laufe der Wahlperiode aus, ist für

die restliche Dauer der Wahlperiode eine Ersatzwahl vorzunehmen.

(7) Im Falle der Auflösung der Vollversammlung bleibt der Kontrollausschuss bis zur

Wahl des neuen Kontrollausschusses im Amt.

§20

Der Präsident (Vizepräsident)

(1) Die Vollversammlung der Landwirtschaftskammer wählt in ihrer Eröffnungssitzung in

einem ersten Wahlgang den Präsidenten mit Stimmenmehrheit. Wird bei diesem Wahl­

gang keine absolute Stimmenmehrheit erzielt, findet eine engere Wahl zwischen den

beiden Personen statt, die die meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit

in der engeren Wahl entscheidet das Los.

(2) Der Vizepräsident steht jener wahlwerbenden Gruppe zu, auf die nach dem Verhält­

niswahlrecht nach der Methode D'Hondt die zweitgrößte Zahl der Mandate fällt. Der

Vizepräsident wird mit einfacher Stimmenmehrheit von der wahlwerbenden Wähler­

gruppe gewählt, der die Funktion des Vizepräsidenten zusteht. Wird bei diesem Wahl­

gang keine absolute Stimmenmehrheit erzielt, ist Abs. 1 sinngemäß anzuwenden.

(3) Als Präsident und als Vizepräsident sind nur österreichische Staatsbürger wählbar.

(4) Der Präsident leistet das Gelöbnis, sein Amt gewissenhaft zu erfüllen, dem Landes­

hauptmann, der Vizepräsident und die Kammerräte dem Präsidenten.

(5) Der Präsident vertritt die Landwirtschaftskammer nach außen. Er führt ihre Geschäf­

te und vollzieht die Beschlüsse, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

Er hat die Einhaltung der Gesetze und Verordnungen sowie der Geschäftsordnung zu

überwachen.

(6) Erachtet der Präsident, dass ein Beschluss ein Gesetz, eine Verordnung oder die

Geschäftsordnung verletzt oder dass er einen erheblichen Nachteil für die Landwirt-
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schaftskammer zur Folge haben könnte, so hat er mit der Vol/ziehung innezuhalten und

binnen zweier Wochen unter Bekanntgabe der gegen den Beschluss bestehenden Be­

denken eine neuerliche Beratung und Beschlussfassung durch dasselbe Organ zu ver­

anlassen. Werden diese Bedenken durch den neuerlichen Beschluss nicht behoben, so

hat er innerhalb derselben Frist die Entscheidung der Aufsichtsbehörde einzuholen, ob

der Beschluss zu vol/ziehen ist.

(7) Der Präsident beurkundet und fertigt die Beschlüsse sowie al/e Schriftstücke rechts­

verbindlicher Art gemeinsam mit dem Kammerdirektor.

(8) Im Falle der Verhinderung wird der Präsident durch den Vizepräsidenten vertreten.

(9) Scheidet der Präsident oder Vizepräsident im Laufe der Wahlperiode aus, so ist für

die restliche Dauer der Wahlperiode längstens binnen vier Wochen eine Ersatzwahl

vorzunehmen.

(10) Im Falle der Auflösung der Vollversammlung bleiben der Präsident und der

Vizepräsident bis zur Wahl des Präsidenten durch die nächste Vol/versammlung im

Amt.
§21

Bezüge des Präsidenten (Vizepräsidenten)

(1) Der Präsident sowie der Vizepräsident haben nach Maßgabe der folgenden Be­

stimmungen Anspruch auf Bezüge.

(2) Der Ausgangsbetrag für den Bezug des Präsidenten ist der monatliche Bezug eines

Mitgliedes des Nationalrates und beträgt 7.270 Euro. Einschließlich der Sonderzahlun­

gen entspricht dies einer jährlichen Gesamtsumme von 101.750 Euro. Die Anpassung

des Ausgangsbetrages richtet sich nach Art. I § 3 des Bezügebegrenzungsgesetzes,

BGB!. I Nr. 64/1997 idF des Bundesverfassungsgesetzes BGB!. I Nr. 119/2001.

(3) Die Höhe des Bezuges des Präsidenten wird von der Vol/versammlung beschlossen

und darf 100 % des Ausgangsbetrages (Abs. 2) nicht überschreiten.

(4) Die Höhe des Bezuges des Vizepräsidenten wird gleichfalls von der Vol/versamm­

lung beschlossen und darf 50 % des Bezuges des Präsidenten nicht überschreiten.
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(5) Auf Verlangen des Präsidenten ist ein Betrag von 10 % des ihm nach Abs. 3 gebüh­

renden Bezuges und der Sonderzahlungen einzubehalten und in die von der Vollver­

sammlung der Landwirtschaftskammer ausgewählte Pensionskasse oder ein von ihr

ausgewähltes Versicherungsuntemehmen für einen Versicherungsvertrag für eine Ren­

tenversicherung ohne Rückkaufrecht abzuführen.

(6) Die Bestimmungen des Burgenländischen Pensionskassenvorsorgegesetzes, LGBI.

Nr. 15/1998 in der jeweils geltenden Fassung (Bgld. PKVG) gelten sinngemäß mit der

Maßgabe, dass der Präsident seine Erklärung hinsichtlich der Finanzierung seiner Pen­

sionskassenvorsorge nur bezüglich jener Pensionskasse abgeben kann, mit der die

Landwirtschaftskammer einen Pensionskassenvertrag abgeschlossen hat.

§22

Mandatsverlust

(1) Die Mitglieder der Organe der Landwirtschaftskammer sowie der Präsident und der

Vizepräsident, gegen die wegen einer die Ausschließung vom Wahlrecht in den Burgen­

ländischen Landtag begründenden strafbaren Handlung ein Strafverfahren eingeleitet

wurde, dürfen bis zum rechtskräftigen Abschluss des Strafverfahrens ihre Funktion nicht

ausüben.

(2) Wenn bei einer in Abs. 1 genannten Person nachträglich Umstände eintreten oder

bekannt werden, die ihre Wählbarkeit ausschließen, ist sie vom Vorsitzenden der Lan­

deswahlbehörde mit Bescheid ihrer Funktion für verlustig zu erklären.

(3) Die Funktion einer der in Abs. 1 genannten Personen endet vor Ablauf der Funkti­

onsperiode weiters durch den gegenüber dem Vorsitzenden der Landeswahlbehörde

erklärten Verzicht.

(4) Scheidet ein Mitglied der Vollversammlung während der Funktionsperiode aus, so ist

das Ersatzmitglied aus der Liste jener Wählergruppe zu berufen, der das ausgeschie­

dene Mitglied angehört hat. Für die Berufung ist § 100 maßgebend.
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§23

Kammerdirektion

(1) Die Geschäfte der Kammerorgane werden von der Kammerdirektion geführt. Die

Kammerdirektion wird unter Aufsicht des Präsidenten vom Kammerdirektor geführt.

(2) Den Aufbau und die Einrichtung von regionalen Dienststellen - den Landwirtschaftli­

chen Bezirksreferaten - regelt die Geschäftsordnung.

(3) Voraussetzung für die Anstellung als Kammerbediensteter ist die österreichische

Staatsbürgerschaft oder die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäi­

schen Union oder die Staatsangehörigkeit einer Vertragspartei des Abkommens über

den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR). Der Kammerdirektor und sein Stellvertreter

müssen österreichische Staatsbürger sein.

(4) Die dienst- und besoldungsrechtlichen Bestimmungen für Kammerbedienstete sind

in einer Dienst- und Besoldungsordnung (§ 13 Abs. 2 Z 7) nach den Grundsätzen der

für die öffentlichen Bediensteten des Landes geltenden Gesetze zu regeln.

(5) Die Landwirtschaftskammer kann Gruppen von Bediensteten auf der Grundlage des

Betriebspensionsgesetzes, BGB!. Nr. 282/1990 idF des Gesetzes BGB!. I Nr. 139/1997,

eine freiwillige Pensionskassenvorsorge durch Abschluss von Vereinbarungen nach

dem Pensionskassengesetz, BGB!. Nr. 281/1990 idF des Gesetzes BGB!. I Nr. 97/2001,

anbieten.

4. Abschnitt

Finanzgebarung

§24

Bedeckung des Aufwandes

Die Kosten der Landwirtschaftskammer werden gedeckt durch:

1. Kammerumlagen, die von den Kammermitgliedern gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 und 2 zu
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entrichten sind;

2. Kammerbeiträge der Kammermitglieder gemäß § 3 Abs. 1 Z 3 und 4;

3. Einnahmen aus eigenen Einrichtungen, Tätigkeiten und Veranstaltungen;

4. Beitrag des Landes gemäß § 27;

5. Zuschüsse des Bundes;

6. allfällige sonstige Zuwendungen.

§25

Kammerumlagen

(1) Die Kammerumlagen sind von den Mitgliedern der Landwirtschaftskammer gemäß

§ 3 Abs. 1 Z 1 und 2 zu entrichten.

(2) Die Kammerumlagen bestehen aus einem Grundbetrag (Abs. 3) und einem Betrag,

der sich aus der Vervielfältigung der Beitragsgrundlage (Abs. 4) mit einem Hebesatz

(Abs. 5) ergibt. Die Kammerumlagen werden jeweils für ein Kalenderjahr (Erhebungs­

zeitraum) erhoben. Sie werden fällig, wenn die Voraussetzungen für ihre Vorschreibung

am 1. Jänner des betreffenden Jahres vorliegen.

(3) Der Grundbetrag ist mit Verordnung der Landesregierung unter Berücksichtigung

der Lebenshaltungskosten, ausgehend von einem Betrag von 15 Euro zum 1. Jänner

2001, festzusetzen. Dabei sind Schwankungen bis zu 5 % der Lebenshaltungskosten

nicht zu berücksichtigen. Der Grundbetrag wird von allen Mitgliedern der Landwirt­

schaftskammer (Abs. 1) erhoben, die gemäß §§ 22 Abs. 2 lit. a und 30 Abs. 1 und 2

Bauernsozialversicherungsgesetz, BGBI. Nr. 559/1978 idF des Gesetzes BGBI. !

Nr. 131/2001, zur Entrichtung eines Betriebsbeitrages verpflichtet sind.

(4) Beitragsgrundlage der Kammerumlage

1. hinsichtlich der Mitglieder der Landwirtschaftskammer gemäß § 3 Abs. 1, die Eigen­

tümer eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes im Sinne des § 1 Abs. 2 Z 1

des Grundsteuergesetzes 1955, BGBI. Nr. 149, zuletzt geändert mit BGBI. I Nr.
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59/2001, sind und

2. hinsichtlich der Mitglieder der Landwirtschaftskammer gemäß § 3 Abs. 1, die Eigen­

tümer eines land- und fortwirtschaftlichen Grundstückes im Sinne des § 1 Abs. 2 Z 2

des Grundsteuergesetzes 1955 sind, soweit es sich um unbebaute Grundstücke

handelt, die nachhaltig land- und forstwirtschaftlich genutzt werden,

ist der für Zwecke der Grundsteuer ermittelte Messbetrag bzw. jener besondere Mess­

betrag, der sich nach den Vorschriften des Grundsteuergesetzes 1955 ergeben würde,

wenn das Grundstück als land- und forstwirtschaftliches Vermögen im Sinne des Be­

wertungsgesetzes 1955, BGB!. Nr. 148, zuletzt geändert mit Bundesgesetz BGB!. I Nr.

59/2001, bewertet worden wäre.

(5) Der Hebesatz der Beitragsgrundlage wird alljährlich von der Vollversammlung fest­

gesetzt. Der sich aus der Vervielfältigung der Beitragsgrundlage mit dem Hebesatz er­

gebende Betrag ist von allen Mitgliedern der Landwirtschaftskammer gemäß Abs. 1 zu

entrichten.

(6) Hebesatz und Grundbetrag sind erstmalig bei der Berechnung der Kammerumlagen

für jenen Erhebungszeitraum anzuwenden, welcher auf den Zeitpunkt ihrer Festsetzung

folgt; sie gelten für die nachfolgenden Erhebungszeiträume weiter, bis ein neu festge­

setzter Hebesatz und Grundbetrag anzuwenden ist.

(7) Der Jahresbetrag der Kammerumlage ist mit Bescheid festzusetzen. Diese Festset­

zung gilt innerhalb des Hauptveranlagungszeitraumes der Grundsteuermessbeträge

auch für die folgenden Jahre, soweit nicht infolge einer Änderung der Voraussetzungen

für die Festsetzung des Jahresbetrages ein neuer Bescheid zu erlassen ist. Bezüglich

der Entrichtung der Kammerumlagen gelten sinngemäß die Vorschriften des

Grundsteuergesetzes 1955. Im übrigen finden hinsichtlich der Erhebung der Kammer­

umlagen die für bundesrechtlich geregelte öffentliche Abgaben geltenden Bestimmun­

gen Anwendung.

(8) Die Erhebung der Kammerumlagen wird hinsichtlich der unter § 3 Abs.1 Z 1 ange­

führten Umlagepflichtigen den Abgabenbehörden des Bundes Übertragen. Abgabenbe­

hörde erster Instanz ist jenes Finanzamt, das den die Beitragsgrundlage bildenden
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Grundsteuermessbetrag bzw. besonderen Messbetrag festzusetzen hat. Dem Bund

gebührt für die Erhebung der Kammerumlagen eine Vergütung in der Höhe von 4 % der

an Kammerumlagen erhobenen Beträge.

(9) Hinsichtlich des gemäß Abs. 3 zu entrichtenden Grundbetrages hat das Finanzamt

die von der Sozialversicherungsanstalt der Bauern mit Stichtag 1. Jänner eines jeden

Jahres übermittelten Daten der Vorschreibung der Kammerumlage zu Grunde zu legen.

Das Finanzamt hat auf Verlangen der Landwirtschaftskammer die für die Erfassung der

Mitglieder erforderlichen Unterlagen (Name und Anschrift der Umlagepflichtigen, Akten­

zeichen des Einheitswertbescheides, den Grundsteuermessbetrag, die diesem Messbe­

trag zugrundeliegende land- und forstwirtschaftliche Fläche) zu übermitteln. Die für die

Datenübermittlung anfallenden Kosten hat die Landwirtschaftskammer zu tragen.

(10) Die Kammerumlagen von den gemäß § 3 Abs. 1 Z 2 Umlagepflichtigen sind von

der Landwirtschaftskammer zu erheben. Gegen eine Umlagevorschreibung der Land­

wirtschaftskammer steht die Berufung an die Landesregierung offen. Rückständige Um­

lagen sind im Verwaltungswege einzubringen.

(11) Wird einem gemäß Abs. 1 Umlagepflichtigen der Grundbetrag wegen Vorliegens

mehrerer für Zwecke der Grundsteuer ermittelter Messbeträge mehrfach vorgeschrie­

ben, so ist dem Umlagepflichtigen von der Landwirtschaftskammer über Antrag der den

einfachen Grundbetrag übersteigende Grundbetrag rückzuerstatten. Ein solcher Antrag

ist bis 31. März des Folgejahres an die Landwirtschaftskammer zu richten.

§26

Kammerbeiträge

(1) Die Vollversammlung kann die Einhebung von Kammerbeiträgen für die im § 3 Abs.

1 Z 3 und 4 genannten Kammermitglieder beschließen.

(2) Die Bemessungsgrundlage für die Kammerbeiträge der im § 3 Abs. 1 Z 3 genannten

Kammermitglieder ist das steuerpflichtige Jahreseinkommen aus der Land- und Forst­

wirtschaft. Der Kammerbeitrag wird jeweils für ein Kalenderjahr in einem Hundertsatz

(Hebesatz) der Bemessungsgrundlage erhoben und darf höchstens 0,3 % der Bemes­

sungsgrundlage betragen. Nähere Bestimmungen über die Erhebung der Kammerbei-
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träge werden in der Geschäftsordnung (§ 13 Abs. 2 Z 7) vorgesehen.

(3) Die Bemessungsgrundlage für den Kammerbeitrag der im § 3 Abs. 1 Z 4 genannten

Kammerzugehörigen ist der Einheitswert der Betriebsgrundstücke. Die Kammerbeiträge

werden jeweils für das Kalenderjahr in einem Tausendsatz (Hebesatz) der Bemes­

sungsgrundlage erhoben und dürfen 5 %0 der Bemessungsgrundlage nicht übersteigen.

(4) Die Höhe der Kammerbeiträge ist jedem Beitragspflichtigen von der Landwirt­

schaftskammer mit Bescheid vorzuschreiben. Gegen Kammerbeitragsbescheide steht

das Recht der Berufung an die Landesregierung zu. Der Kammerbeitrag ist jeweils zur

Hälfte bis spätestens 15. Juni und 15. Dezember fällig, wobei bei den im § 3 Abs. 1 Z 3

genannten Kammermitgliedern das Einkommen des vorhergegangenen Kalenderjahres,

bei den im § 3 Abs. 1 Z 4 genannten Kammermitgliedern der jeweils letzte gültige Ein­

heitswert, zugrunde zu legen ist.

§27

Beitrag des Landes

(1) Das Land hat die durch die Kammer zu besorgenden Aufgaben (§ 6) durch einen

Beitrag nach Maßgabe des Abs. 2 zu fördern.

(2) Das nicht anderweitig gedeckte und von der Landesregierung im Rahmen eines

Fördervertrages anerkannte Regieerfordernis sowie das anerkannte Erfordernis für die

sachlichen Ausgaben zur Durchführung des im § 6 festgelegten Aufgabenkreises der

Landwirtschaftskammer wird aus Landesmitteln bestritten, sofern dafür nicht ausrei­

chend Bundesmittel zufließen.

§28

Jahresvoranschlag, Rechnungsabschluss

(1) Die Vollversammlung hat den Jahresvoranschlag auf Grund eines vom Hauptaus­

schuss unter Berücksichtigung der Kammerausgaben und der zu erwartenden Einnah­

men erstellten Entwurfes zu beschließen. Der Entwurf ist den Mitgliedern der Vollver­

sammlung gleichzeitig mit der Einladung zur Sitzung der Vollversammlung, in welcher

der Voranschlag beschlossen werden soll, mitzuteilen.
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(2) Die Landwirtschaftskammer hat ihren Voranschlag der Landesregierung bis spätes­

tens 20. Dezember eines jeden Jahres für das kommende Jahr vorzulegen.

(3) Die Landwirtschaftskammer hat alljährlich auf Grund eines Entwurfes des Haupt­

ausschusses den Rechnungsabschluss zu erstellen. Der Entwurf ist den Mitgliedern der

Vollversammlung gleichzeitig mit der Einladung zur Sitzung der Vollversammlung, in

welcher der Rechnungsabschluss beschlossen werden soll, zuzumitteln. Der beschlos­

sene Rechnungsabschluss ist der Landesregierung bis 31. Juli des nachfolgenden Ka­

lenderjahres zur Kenntnis vorzulegen.

2. Hauptstück

Wahl der Mitglieder der Vollversammlung

der Landwirtschaftskammer

1. Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen

§29

Grundsätze

Die Mitglieder der Vollversammlung (§ 12 Abs. 1) werden aufgrund des gleichen, unmit­

telbaren, geheimen und persönlichen Verhältniswahlrechts gewählt.

§30

Wahlkreise

(1) Für die Wahl der Mitglieder der Vollversammlung ist das Burgenland in sieben

Wahlkreise eingeteilt.

(2) Die Wahlkreise umfassen folgende Gebiete:

Wahlkreis 1: den politischen Bezirk Neusiedl am See;

Wahlkreis 2: die Städte mit eigenem Statut Eisenstadt und Rust sowie den politischen
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Bezirk Eisenstadt-Umgebung;

Wahlkreis 3: den politischen Bezirk Mattersburg;

Wahlkreis 4: den politischen Bezirk Oberpullendorf;

Wahlkreis 5: den politischen Bezirk Oberwart;

Wahlkreis 6: den politischen Bezirk Güssing;

Wahlkreis 7: den politischen Bezirk Jennersdorf.

§ 31

Zahl der Mandate in den Wahlkreisen

(1) In jedem Wahlkreis gelangen so viele Mandate zur Verteilung, wie die Berechnung

gemäß den Abs. 2 bis 4 ergibt.

(2) Die Zahl der Personen, die bei der letzten Wahl der Mitglieder der Vollversammlung

wahlberechtigt waren, ist durch die Zahl 32 zu teilen, wobei der Quotient auf drei Dezi­

malstellen zu berechnen ist. Er bildet die Verhältniszahl.

(3) Jedem Wahlkreis werden so viele Mandate zugewiesen, wie die Verhältniszahl

(Abs. 2) in der Zahl der Wahlberechtigten, die bei der letzten Wahl im Wahlkreis wahl­

berechtigt waren, enthalten ist.

(4) Können auf diese Weise nicht alle 32 Mandate aufgeteilt werden, so sind die gemäß

Abs. 3 zu ermittelnden Quotienten auf je drei Dezimalstellen zu berechnen. Die restli­

chen Mandate erhalten zusätzlich die Wahlkreise, bei denen sich der Reihenfolge nach

die größten Dezimalreste ergeben. Sind hiebei die Dezimalreste bei zwei oder mehre­

ren Wahlkreisen gleich groß, so erhalten diese Wahlkreise je ein restliches Mandat, es

sei denn, dass es sich um die Zuweisung des letzten der 32 Mandate handelt. Hätten

auf die Zuweisung dieses letzten Mandates infolge gleich hoher Dezimalreste zwei oder

mehrere Wahlkreise den gleichen Anspruch, so entscheidet über die Frage, welchem

Wahlkreis dieses letzte restliche Mandat zufällt, das Los.

(5) Die Zahl der auf jeden Wahlkreis entfallenden Mandate ist vom Landeswahlleiter
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unmittelbar nach der Wahlausschreibung im Landesamtsblatt für das Burgenland kund­

zumachen.

§32

Wahlsprengel

(1) Jede Gemeinde bildet einen Wahlsprengel.

(2) Größere Gemeinden, Gemeinden mit Ortsverwaltungsteilen (§ 1 Abs. 3 Burgenlän­

disehe Gemeindeordnung, LGBI. Nr. 37/1965, in der jeweils geltenden Fassung) und

Städte mit Stadtbezirken (§ 2 Abs. 2 Eisenstädter Stadtrecht, LGBI. Nr. 38/1965, in der

jeweils geltenden Fassung, bzw. Ruster Stadtrecht, LGBI. Nr. 39/1965, in der jeweils

geltenden Fassung) können nach Bedarf in mehrere Wahlsprengel eingeteilt werden.

(3) Die Festsetzung und Abgrenzung ist von der Gemeindewahlbehörde anläßlich ihrer

konstituierenden Sitzung (§ 45 Abs. 1) vorzunehmen.

§33

Wahlausschreibung

(1) Die Wahl ist von der Landesregierung durch Verordnung auszuschreiben. Als Tag

der Wahlausschreibung gilt der Tag der Herausgabe des betreffenden Stückes des

Landesgesetzblattes.

(2) Die Verordnung über die Wahlausschreibung hat zu enthalten:

1. den Wahltag; dieser ist auf einen Sonntag oder anderen öffentlichen Ruhetag fest­

zusetzen. Der Wahltag darf nicht mehr als vier Wochen vor oder nach dem Ablauf

von fünf Jahren nach der letzten Wahl der Mitglieder der Vollversammlung liegen;

2. den Stichtag; dieser muss mindestens zehn Wochen vor dem Wahltag liegen. Er

darf aber nicht vor dem Tag der Wahlausschreibung liegen.

(3) Die Verordnung der Landesregierung über die Wahlausschreibung ist in den Ge­

meinden durch Anschlag an der Amtstafel bekanntzumachen.
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2. Abschnitt

Wahlbehörden

§34

Leitung und Durchführung der Wahl

(1) Zur Leitung und Durchführung der Wahl sind Wahlbehörden zu bilden. Diese bleiben

bis zur Ausschreibung der nächsten Wahl im Amt.

(2) Den Wahlbehörden obliegen:

1. die Besorgung der ihnen durch dieses Gesetz ausdrücklich übertragenen Aufgaben

und

2. die Entscheidung in allen Fragen, die sich sonst bei der Durchführung der Wahl er­

geben.

(3) Die Wahlleiter haben neben den ihnen durch dieses Gesetz ausdrücklich übertrage­

nen Aufgaben auch die Sitzungen der Wahlbehörden vorzubereiten und deren Be­

schlüsse durchzuführen.

(4) Den Wahlbehörden werden durch den Wahlleiter die notwendigen Hilfskräfte und

Hilfsmittel aus dem Stande des Amtes, dem er vorsteht oder von dessen Vorstand er

bestellt wird, zugewiesen.

§ 35

Mitglieder der Wahlbehörden

(1) Die Wahlbehörden bestehen aus einem Vorsitzenden als Wahlleiter und den Beisit­

zern. Für den Vorsitzenden ist für den Fall seiner Verhinderung ein Stellvertreter zu be­

stellen. Für jeden Beisitzer ist für den Fall seiner Verhinderung ein Ersatzmitglied zu

berufen.

(2) Das Amt des Mitgliedes einer Wahlbehörde ist ein öffentliches Ehrenamt, zu dessen

Annahme jeder Wahlberechtigte verpflichtet ist, es sei denn, es liegt ein gerechtfertigter

Entschuldigungsgrund vor.
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(3) Beisitzer und Ersatzmitglieder der Wahlbehörden können nur wahlberechtigte Per­

sonen sein. Sie müssen als Mitglieder der Gemeinde- und Sprengelwahlbehörden in

der betreffenden Gemeinde, als Mitglieder der Bezirkswahlbehörden in einer Gemeinde

des betreffenden Bezirkes ihren Hauptwohnsitz haben.

§36

Gemeindewahlbehörden

(1) Für jede Gemeinde ist eine Gemeindewahlbehörde zu bilden. Sie besteht aus dem

Bürgermeister oder einem von ihm zu bestellenden ständigen Vertreter als Vorsitzen­

den und drei Beisitzern. Für den Fall der vorübergehenden Verhinderung des Vorsit­

zenden hat der Bürgermeister einen Stellvertreter zu bestellen.

(2) Die Mitglieder der Gemeindewahlbehörden dürfen keiner aufgrund dieses Gesetzes

eingerichteten anderen Wahlbehörde angehören.

§ 37

Sprengelwahlbehörden

(1) In Gemeinden, die in Wahlsprengel eingeteilt sind, ist für jeden Wahlsprengel eine

Sprengelwahlbehörde zu bilden. Sie besteht aus dem vom Bürgermeister zu bestellen­

den Vorsitzenden als Sprengelwahlleiter sowie aus drei Beisitzern. Für den Fall der vo­

rübergehenden Verhinderung des Sprengelwahlleiters hat der Bürgermeister einen

Stellvertreter zu bestellen.

(2) Die Gemeindewahlbehörde kann in einem der Wahlsprengel auch die Geschäfte der

Sprengelwahlbehörde versehen.

(3) Die Mitglieder der Sprengelwahlbehörden dürfen, außer im Falle des Abs. 2, keiner

aufgrund dieses Gesetzes eingerichteten anderen Wahlbehörde angehören.

§ 38

Bezirkswahlbehörden

(1) Für den politischen Bezirk Eisenstadt-Umgebung und die Freistädte Eisenstadt und

Rust ist bei der Bezirkshauptmannschaft Eisenstadt-Umgebung, für die übrigen politi-
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sehen Bezirke ist am Sitz der jeweiligen Bezirkshauptmannschaft eine Bezirkswahlbe­

hörde zu bilden. Sie besteht aus dem Bezirkshauptmann oder einem von ihm zu bestel­

lenden ständigen Vertreter als Vorsitzenden und Bezirkswahlleiter und fünf Beisitzern.

Für den Fall der Verhinderung des Vorsitzenden hat der Bezirkshauptmann einen Stell­

vertreter zu bestellen.

(2) Die Mitglieder der Bezirkswahlbehörden dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder der Ge­

meinde- oder Sprengelwahlbehörden oder der Landeswahlbehörde sein.

(3) Den Bezirkswahlbehörden obliegt die Aufsicht über die Gemeinde- und Sprengel­

wahlbehörden.

§39

Kreiswahlbehörden

Die Bezirkswahlbehörden für den politischen Bezirk Neusiedl am See, Eisenstadt­

Umgebung, Mattersburg, Oberpullendorf, Oberwart, Güssing und Jennersdorf sind

zugleich Kreiswahlbehörden für ihre Wahlkreise. Die Bezirkswahlleiter in diesen Bezir­

ken sind zugleich Kreiswahlleiter.

§40

Landeswahlbehörde

(1) Für das Land ist am Sitz der Landesregierung die Landeswahlbehörde zu bilden. Sie

besteht aus dem nach der Geschäftsverteilung der Landesregierung für die Angelegen­

heiten der Landwirtschaft zuständigen Mitglied der Landesregierung oder einem von

ihm zu bestellenden ständigen Vertreter, der ein rechtskundiger Beamter des Amtes der

Landesregierung sein muss, als Vorsitzenden und acht Beisitzern. Für den Fall der vo­

rübergehenden Verhinderung des Vorsitzenden hat das für die Angelegenheiten der

Landwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung einen Stellvertreter, der dem

Kreis der rechtskundigen Beamten des Amtes der Landesregierung angehören muss,

zu bestellen.

(2) Die Mitglieder der Landeswahlbehörde dürfen keiner aufgrund dieses Gesetzes ein­

gerichteten anderen Wahlbehörde angehören.
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(3) Die Landeswahlbehörde führt die Oberaufsicht über alle Wahlbehörden.

§41

Frist zur Bestellung der ständigen Vertreter und

Stellvertreter, Angelobung, Wirkungskreis der Wahlleiter

(1) Die gemäß §§ 36 Abs. 1,38 Abs. 1 und 40 Abs. 1 zu bestellenden ständigen Vertre­

ter sowie alle für den Fall einer vorübergehenden Verhinderung zu berufenden Stellver­

treter der Wahlleiter sind spätestens am achten Tag nach dem Stichtag zu ernennen.

Die Ernennung der Organe gemäß § 37 Abs. 1 hat spätestens am 28. Tag nach dem

Stichtag zu erfolgen.

(2) Vor Antritt ihres Amtes haben die gemäß Abs. 1 ernannten Organe in die Hand des­

jenigen, der ihre Bestellung vorgenommen hat oder eines von diesem Beauftragten das

Gelöbnis strenger Unparteilichkeit und gewissenhafter Erfüllung ihrer Pflichten abzule­

gen.

(3) Bis zur Konstituierung der Wahlbehörden haben die Wahlleiter (Stellvertreter) alle

unaufschiebbaren Geschäfte zu besorgen und insbesondere Eingaben entgegenzu­

nehmen.

(4) Nach der Konstituierung der Wahlbehörden haben deren Vorsitzende (Stellvertreter)

ihre bisherigen Verfügungen ihren Wahlbehörden zur Kenntnis zu bringen und sodann

alle Geschäfte zu führen, die nicht den Wahlbehörden selbst gemäß § 34 Abs. 2 zur

Entscheidung vorbehalten sind.

(5) Den Organen, welche ständige Vertreter oder für den Fall der Verhinderung be­

stimmte Stellvertreter in den Wahlbehörden bestellen können, steht es jederzeit frei, die

Berufenen aus der Wahlbehörde zurückzuziehen und durch neue zu ersetzen.

§42

Namhaftmachung und Bestellung der

Beisitzer und Ersatzmitglieder

(1) Die Beisitzer und Ersatzmitglieder werden aufgrund von Vorschlägen der wahlwer­

benden Gruppen nach ihrer im Bereich der jeweiligen Wahlbehörde bei der letzten Wahl
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der Mitglieder der Vollversammlung ermittelten Stärke berufen.

(2) Ergeben sich infolge einer Änderung der Bezeichnung einer wahlwerbenden Gruppe

Zweifel über ihre Wesensgleichheit mit der wahlwerbenden Gruppe bei der letzten

Wahl, so entscheidet darüber die Landesregierung nach Anhören der wahlwerbenden

Gruppe, die sich nach Aufforderung binnen drei Tagen zu äußern hat.

(3) Spätestens am zehnten Tag nach dem Stichtag haben die in der Vollversammlung

vertretenen wahlwerbenden Gruppen ihre Vorschläge über die gemäß Abs. 1 zu bestel­

lenden Beisitzer und Ersatzmänner zu erstatten. Vorschläge für die Sprengelwahlbe­

hörden sind spätestens am 28. Tag nach dem Stichtag zu erstatten. Die Vorschläge

sind bei der gemäß Abs. 4 zuständigen Stelle einzubringen.

(4) Die Beisitzer und Ersatzmitglieder der Landeswahlbehörde werden von der Landes­

regierung, die der Bezirkswahlbehörden vom Landeswahlleiter und die der Gemeinde­

und Sprengelwahlbehörden vom Bezirkswahlleiter berufen.

(5) Verspätet einlangende Eingaben bleiben unberücksichtigt. Innerhalb der gesetzli­

chen Frist können Anträge jederzeit ergänzt, geändert oder zurückgezogen werden.

(6) Scheiden aus einer Wahlbehörde Beisitzer oder Ersatzmitglieder aus oder üben sie

ihr Amt nicht aus, so sind die betreffenden wahlwerbenden Gruppen aufzufordern, neue

Vorschläge einzubringen. Auch steht es den wahlwerbenden Gruppen, die Vorschläge

für die Berufung von Beisitzern und Ersatzmitgliedern erstattet haben, jederzeit frei, die

Berufenen aus der Wahlbehörde zurückzuziehen und durch neue ersetzen zu lassen.

§43

Kundmachung der Zusammensetzung

Die Zusammensetzung der Landeswahlbehörde, der Kreiswahlbehörden bzw. der Be­

zirkswahlbehörden ist vom Landeswahlleiter unverzüglich nach ihrer Bildung im Lan­

desamtsblatt für das Burgenland zu verlautbaren. Die Zusammensetzung der Gemein­

dewahlbehörde und der Sprengelbehörden ist vom Bürgermeister unverzüglich nach

ihrer Bildung durch Anschlag an der Amtstafel kundzumachen.
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§44

Entsendung von Vertrauenspersonen

Hat eine wahlwerbende Gruppe gemäß § 42 Abs. 1 keinen Anspruch auf Berufung ei­

nes Beisitzers, so ist sie, falls sie in der zuletzt gewählten Vollversammlung vertreten

ist, berechtigt, in jede Wahlbehörde höchstens zwei Personen als ihre Vertrauensper­

sonen zu entsenden. Das gleiche Recht steht hinsichtlich der Bezirkswahlbehörden und

der Landeswahlbehörden auch solchen wahlwerbenden Gruppen zu, die in der zuletzt

gewählten Vollversammlung nicht vertreten sind. Die Vertrauenspersonen sind zu den

Sitzungen der Wahlbehörde einzuladen. Sie nehmen an den Verhandlungen ohne

Stimmrecht teil. Im übrigen finden die Bestimmungen der §§ 35 Abs. 3, 42 Abs. 3 bis 5

und 6 sowie § 45 Abs. 2 sinngemäß Anwendung.

§45

Konstituierung der Wahlbehörden

(1) Spätestens am 21. Tag nach dem Stichtag haben die von ihren Vorsitzenden einzu­

berufenden Wahlbehörden ihre konstituierende Sitzung abzuhalten.

(2) In dieser Sitzung haben die Beisitzer und Ersatzmitglieder vor Antritt ihres Amtes

über Aufforderung des Vorsitzenden das Gelöbnis strenger Unparteilichkeit und gewis­

senhafter Erfüllung ihrer Pflichten abzulegen.

(3) Die Sprengelwahlbehörden können auch zu einem späteren Zeitpunkt zur konstituie­

renden Sitzung einberufen werden.

§46

Beschlussfähigkeit der Wahlbehörden

(1) Die Wahlbehörden sind beschlussfähig, wenn der Vorsitzende oder sein Stellvertre­

ter und wenigstens die Hälfte der Beisitzer oder Ersatzmitglieder anwesend sind.

(2) Die Wahlbehörden entscheiden mit Stimmenmehrheit. Der Vorsitzende stimmt nicht

mit. Bei Stimmengleichheit gilt jedoch die Anschauung als zum Beschluss erhoben, der

er beitritt.
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(3) Ersatzmitglieder werden bei der Beschlussfähigkeit und bei der Abstimmung nur

dann berücksichtigt, wenn die Beisitzer, für die sie als Ersatzmitglieder bestellt sind, an

der Ausübung ihres Amtes verhindert sind.

(4) Wenn ungeachtet der ordnungsgemäßen Einberufung eine Wahlbehörde, insbeson­

dere am Wahltag, nicht in beschlussfähiger Anzahl zusammentritt oder während einer

Amtshandlung beschlussunfähig wird und deren Dringlichkeit einen Aufschub nicht zu­

lässt, hat der Wahlleiter die Amtshandlung selbständig durchzuführen.

3. Abschnitt

Wahlrecht, Wählbarkeit

§47

Wahlberechtigung

Zur Wahl der Mitglieder der Vollversammlung sind berechtigt:

1. alle natürlichen Personen, die am Stichtag Mitglieder der Landwirtschaftskammer

sind und die am Stichtag oder zwischen Stichtag und dem 1. Jänner des Jahres der

Wahl das gemäß § 20 Abs. 1 der Landtagswahlordnung 1995, LGBI. Nr. 4/1996, in

der jeweils geltenden Fassung, geforderte Wahlalter besitzen;

2. alle juristischen Personen und rechtsfähigen Personenmehrheiten, die am Stichtag

Mitglieder der Landwirtschaftskammer sind;

3. alle Miteigentumsgemeinschaften, die am Stichtag Mitglieder der Landwirtschafts­

kammer sind;

4. alle Miteigentümer, deren Gemeinschaft am Stichtag Mitglied der Landwirtschafts­

kammer gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 ist, wenn ihr Miteigentumsanteil nach der Fläche ge­

rechnet mindestens 5 700 m2 oder auf den Einheitswert berechnet 1.500 Euro über­

steigt und die übrigen Voraussetzungen der Z 1 vorliegen, sofern sie nicht bereits

aus einem anderen Rechtsgrund im Wählerverzeichnis aufscheinen; der Gemein-
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schaft selbst steht in diesem Falle das Wahlrecht nicht zu.

§48

Wählbarkeit

In die Vollversammlung wählbar sind alle Wahlberechtigten gemäß § 47 Z 1 und 4, die

am Stichtag oder zwischen Stichtag und dem 1. Jänner des Jahres der Wahl das ge­

mäß § 21 der Landtagswahlordnung 1995, LGBI. Nr. 4/1996 in der jeweils geltenden

Fassung, geforderte Wahlalter und die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen oder

Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder einer Vertrags­

partei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) sind.

4. Abschnitt

Erfassung der Wahlberechtigten

§49

Wählerverzeichnis

(1) Die Landwirtschaftskammer hat die zur Wahl der Mitglieder der Vollversammlung

wahlberechtigten Mitglieder der Landwirtschaftskammer auf der Grundlage des Mitglie­

derverzeichnisses (§ 3 Abs. 5) unter Berücksichtigung der Wahlberechtigten gemäß

§ 47 Z 4 in gemeindeweise gegliederten Wählerverzeichnissen so rechtzeitig zu erfas­

sen, dass diese den Gemeinden spätestens eine Woche vor dem Beginn der Auflage

(§ 50 Abs. 1) zukommen.

(2) Die Wählerverzeichnisse haben die aus dem Muster in Anlage 1 ersichtlichen Anga­

ben zu enthalten und sind nach Gemeinden, Straßen und Hausnummern anzulegen.

(3) Jeder Wahlberechtigte ist in das Wählerverzeichnis jener Gemeinde einzutragen, in

der er am Stichtag seinen Hauptwohnsitz hat.

(4) Juristische Personen und rechtsfähige Personenmehrheiten sind in das Wählerver­

zeichnis jener Gemeinde einzutragen, die nach der Lage des land- und forstwirtschaftli-
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chen Betriebes oder Grundstückes zuständig ist. Käme danach die Eintragung in das

Wählerverzeichnis mehrerer Gemeinden in Betracht, so hat die Eintragung in das Wäh­

lerverzeichnis jener Gemeinde zu erfolgen, in deren Gebiet die überwiegende Fläche

der die Kammermitgliedschaft begründenden Grundstücke liegt. Käme auch in diesem

Fall die Eintragung in das Wählerverzeichnis mehrerer Gemeinden in Betracht, so hat

die Eintragung in das Wählerverzeichnis jener in Frage kommenden Gemeinde zu er­

folgen, die nach Aufforderung vom Wahlberechtigten bezeichnet wird.

(5) Hat der Wahlberechtigte seinen Hauptwohnsitz nicht im Burgenland, ist er in das

Wählerverzeichnis jener Gemeinde einzutragen, in deren Gebiet die überwiegende Flä­

che seiner die Kammermitgliedschaft begründenden Grundstücke liegt. Käme danach

die Eintragung in das Wählerverzeichnis mehrerer Gemeinden in Betracht, so hat die

Eintragung in das Wählerverzeichnis jener in Frage kommenden Gemeinde zu erfolgen,

die nach Aufforderung vom Wahlberechtigten bezeichnet wird.

(6) Jeder Wahlberechtigte darf nur in einem Wählerverzeichnis eingetragen sein.

(7) Die Landwirtschaftskammer hat auf Verlangen jeder Wählergruppe, die sich an der

Wahlwerbung beteiligen will, eine Ausfertigung des Wählerverzeichnisses gegen Ersatz

der Kosten unverzüglich auszufolgen.

§50

Auflegung der Wählerverzeichnisse

(1) Am 21. Tag nach dem Stichtag hat die Gemeinde das von der Landwirtschaftskam­

mer übermittelte Wählerverzeichnis in einem allgemein zugänglichen Amtsraum durch

acht Arbeitstage während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsichtnahme aufzulegen.

(2) Die Auflegung des Wählerverzeichnisses ist von der Gemeinde vor Beginn der Ein­

sichtsfrist durch Anschlag an der Amtstafel kundzumachen. Die Kundmachung hat Be­

ginn und Ende der Einsichtsfrist, die für die Einsichtnahme bestimmten Tage und Stun­

den, die Bezeichnung der Amtsräume, in denen das Wählerverzeichnis aufliegt und

Einsprüche eingebracht werden können und die Bestimmungen des § 51 zu enthalten.

(3) Vom ersten Tag der Auflage an dürfen im Wählerverzeichnis Änderungen nur mehr
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aufgrund des Einspruchs- und Berufungsverfahrens vorgenommen werden. Schreibfeh­

ler können jedoch jederzeit berichtigt werden.

§ 51

Einsprüche

(1) Innerhalb des Einsichtszeitraumes kann eine Person, die in einer Gemeinde als

Wähler eingetragen ist oder für sich dort das Wahlrecht in Anspruch nimmt, gegen das

Wählerverzeichnis dieser Gemeinde wegen Aufnahme vermeintlich Nichtwahlberechtig­

ter bzw. Nichtaufnahme vermeintlich Wahlberechtigter mündlich oder schriftlich Ein­

spruch erheben.

(2) Einsprüche gegen das Wählerverzeichnis sind, falls sie schriftlich eingebracht wer­

den, für jeden Einzelfall gesondert einzubringen. Über mündlich erhobene Einsprüche

ist eine Niederschrift aufzunehmen. Einsprüche müssen beim Gemeindeamt vor Ablauf

des Einsichtszeitraumes einlangen.

(3) Hat der Einspruch das Aufnahmebegehren eines vermeintlich Wahlberechtigten zum

Gegenstand, sind auch die zur Begründung notwendigen Belege anzuschließen. Wird

die Streichung eines vermeintlich Nichtwahlberechtigten begehrt, ist der Grund hiefür

anzugeben. Alle Einsprüche, auch mangelhaft belegte, sind von der Gemeinde entge­

genzunehmen und weiterzuleiten.

(4) Die Gemeinde hat Personen, deren Streichung aus dem Wählerverzeichnis begehrt

wurde, spätestens am Tag nach dem Einlangen des Einspruches unter gleichzeitiger

Bekanntgabe der Gründe nachweislich zu verständigen.

(5) Der Betroffene kann binnen drei Tagen nach Zustellung der Verständigung mündlich

oder schriftlich Einwendungen beim Gemeindeamt vorbringen.

§52

Entscheidung über Einsprüche

(1) Über Einsprüche hat die Gemeindewahlbehörde binnen sechs Tagen nach Ende
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des Einsichtszeitraumes (§ 50 Abs. 1) mit Bescheid zu entscheiden. § 7 des Allgemei­

nen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGB!. Nr. 51, zuletzt geändert mit

Bundesgesetz BGB!. I Nr. 137/2001, findet Anwendung. Der Bescheid ist dem Ein­

spruchswerber sowie dem durch die Entscheidung Betroffenen nachweislich zuzustel­

len.

(2) Verspätet eingelangte Einspruche sind von der Gemeindewahlbehörde zurückzu­

weisen.

§ 53

Berufungen

(1) Gegen die Entscheidung der Gemeindewahlbehörde kann der Einspruchswerber

sowie der von der Entscheidung Betroffene binnen zwei Tagen nach Zustellung der

Entscheidung schriftlich die Berufung beim Gemeindeamt einbringen.

(2) Die Gemeinde hat den Berufungsgegner von der eingebrachten Berufung unverzüg­

lich nachweislich mit dem Beifügen zu verständigen, dass es ihm freisteht, innerhalb

von zwei Tagen nach Zustellung der Verständigung in die Berufung Einsicht und zu den

Berufungsgründen Stellung zu nehmen.

(3) Die Gemeinde hat die Berufung samt allen Unterlagen unverzüglich der Bezirks­

wahlbehörde vorzulegen; diese hat binnen einer Woche nach Einlangen der Berufung

zu entscheiden. Die Entscheidung ist der Gemeindewahlbehörde, dem Berufungswer­

ber und dem von der Entscheidung Betroffenen unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

(4) Gegen die Entscheidung der Bezirkswahlbehörde ist eine weitere Berufung nicht

zulässig.

(5) Die §§ 51 Abs. 2 und 3 und 52 Abs. 2 sind sinngemäß anzuwenden.

§54

Richtigstellung und Abschluss des Wählerverzeichnisses

(1) Erfordert eine Entscheidung über das Wahlrecht die Richtigstellung des Wählerver­

zeichnisses, so hat die Gemeinde nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung sofort
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die Richtigstellung des Wählerverzeichnisses unter Anführung der Entscheidungsdaten

durchzuführen. Handelt es sich um die Aufnahme eines vorher im Wählerverzeichnis

nicht enthaltenen Wahlberechtigten, ist sein Name am Schluss des betreffenden Wäh­

lerverzeichnisses mit der dort folgenden fortlaufenden Zahl anzuführen. An der Stelle

des Wählerverzeichnisses, an der er ursprünglich einzutragen gewesen wäre, ist auf die

fortlaufende Zahl der neuen Eintragung hinzuweisen. Eine zu Unrecht in das Wähler­

verzeichnis aufgenommene Person ist aus diesem zu streichen.

(2) Nach Beendigung des Einspruchs- und Berufungsverfahrens hat die Gemeinde das

Wählerverzeichnis abzuschließen und der Gemeindewahlbehörde zu übergeben. Wei­

ters hat die Gemeinde eine Ausfertigung des abgeschlossenen Wählerverzeichnisses,

in dem die aufgrund des Einspruchs- und Berufungsverfahrens vorgenommenen Rich­

tigstellungen besonders hervorgehoben sein müssen, der Landwirtschaftskammer zu

übermitteln.

(3) Das abgeschlossene Wählerverzeichnis ist der Wahl zu Grunde zu legen.

§55

Anspruch auf Ausstellung einer Wahlkarte

Wähler, die sich am Wahltag voraussichtlich an einem anderen Ort (Gemeinde) als dem

ihrer Eintragung in das Wählerverzeichnis aufhalten werden, haben Anspruch auf Aus­

stellung einer Wahlkarte.

§ 56

Ausstellung einer Wahlkarte

(1) Die Ausstellung der Wahlkarte ist bei der Gemeinde, in deren Wählerverzeichnis der

Wahlberechtigte eingetragen ist, spätestens am zehnten Tag vor dem Wahltag münd­

lich oder schriftlich zu beantragen. Beim mündlichen Antrag ist die Identität durch ein

Dokument nachzuweisen, beim schriftlichen Antrag kann die Identität auch auf andere

Art glaubhaft gemacht werden.

(2) Die Wahlkarte ist als verschließbarer Briefumschlag herzustellen und hat auf der

Vorderseite den in der Anlage 3 ersichtlichen Aufdruck zu tragen. Die Ausmaße der
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Wahlkarte sind so festzulegen, dass ein Wahlkuvert eingelegt werden kann.

(3) Bei Stattgebung des Antrages ist von der Gemeinde die Wahlkarte auszustellen und

dem Wahlberechtigten spätestens am sechsten Tag vor dem Wahltag nachweislich

entweder persönlich auszufolgen oder im Postweg zuzusenden. Neben der Wahlkarte

sind auch ein amtlicher Stimmzettel (§ 78) und ein Wahlkuvert (§ 77) auszufolgen. Der

Wahlkarte ist weiters eine Information beizufügen, die folgendes enthält:

1. Erläuterung der Stimmabgabe im Postweg, wonach der Stimmzettel unbeobachtet

und unbeeinflusst auszufüllen, in das Wahlkuvert einzulegen, dieses zu verschlie­

ßen, anschließend das Wahlkuvert in die Wahlkarte einzulegen und an die Kreis­

wahlbehörde zu senden ist;

2. datumsmäßig bezeichnete Fristen, bis zu der die Wahlkarte bei der Kreiswahlbehör­

de einlangen muss;

3. Erläuterung der Gültigkeitsvoraussetzungen für die Stimmabgabe im Postweg sowie

der Auszählungsmodalitäten;

4. Erläuterung der Möglichkeit der persönlichen Stimmabgabe vor einer Gemeinde­

wahlbehörde unter Hinweis auf die Notwendigkeit des Identitätsnachweises und der

Vorlage der Wahlkarte.

Amtlicher Stimmzettel, Wahlkuvert und Information sind in den im Abs. 2 genannten

Briefumschlag zu legen.

(4) Die Ausstellung der Wahlkarte ist im Wählerverzeichnis in der Spalte Anmerkung bei

dem betreffenden Wahlberechtigten mit dem Wort 'Wahlkarte" in auffälliger Weise er­

sichtlich zu machen.

(5) Für eine abhanden gekommene oder unbrauchbar gewordene Wahlkarte darf keine

Ersatzwahlkarte ausgestellt werden.

(6) Die Zahl der ausgestellten Wahlkarten ist nach Ablauf der im Abs. 3 vorgesehenen

Frist telefonisch der Kreiswahlbehörde bekannt zu geben. Die Kreiswahlbehörde hat die

Zahl der in ihrem Bereich ausgestellten Wahlkarten ebenfalls unverzüglich der Landes-
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wahlbehörde bekannt zu geben.

5. Abschnitt

Wahlwerbung

§57

Wahlvorschläge

(1) Wahlwerbende Gruppen haben ihren Wahlvorschlag für das erste Ermittlungsverfah­

ren (Kreiswahlvorschlag) für die Wahl der Mitglieder der Vollversammlung spätestens

am 30. Tag vor dem Wahltag bis 13 Uhr bei der Kreiswahlbehörde einzubringen. Diese

hat auf dem Wahlvorschlag den Tag und die Uhrzeit seines Einlangens zu vermerken.

(2) Der Kreiswahlvorschlag muss von mindestens 50 Wahlberechtigten, die am Stichtag

in einer Gemeinde des Wahlkreises im Mitgliederverzeichnis (§ 3 Abs. 5) eingetragen

. sind, unterzeichnet sein.

(3) Der Kreiswahlvorschlag hat zu enthalten:

1. die Bezeichnung der wahlwerbenden Gruppe in Worten und eine allfällige Kurzbe­

zeichnung, bestehend aus nicht mehr als fünf Buchstaben, die ein Wort ergeben

können;

2. die Parteiliste, das ist ein Verzeichnis von höchstens doppelt so vielen Bewerbern,

wie im Wahlkreis Mitglieder der Vollversammlung zu wählen sind, in der beantrag­

ten, mit arabischen Ziffern bezeichneten Reihenfolge unter Angabe des Familien­

und Vornamens, Geburtsjahres, Berufes und der Adresse jedes Bewerbers;

3. die Bezeichnung des Zustellungsbevollmächtigten der wahlwerbenden Gruppe (Fa­

milien- und Vorname, Beruf, Adresse).

(4) In den Wahlvorschlag darf ein Bewerber nur aufgenommen werden, wenn er hiezu

seine Zustimmung schriftlich erklärt hat. Die Erklärung ist dem Wahlvorschlag anzu­

schließen. Ein Bewerber darf nicht auf mehreren Kreiswahlvorschlägen gleichzeitig auf-
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scheinen.

(5) Die Kreiswahlbehörde hat Abschriften der bei ihr eingebrachten Kreiswahlvorschlä­

ge unverzüglich der Landeswahlbehörde vorzulegen. Desgleichen sind auch nachträgli­

che Änderungen, die in den gemäß § 62 Abs. 1 veröffentlichten Kreiswahlvorschlägen

berücksichtigt wurden, der Landeswahlbehörde unverzüglich zu berichten.

(6) Der Landeswahlleiter hat die Kreiswahlvorschläge dahin zu prüfen, ob ein Bewerber

in mehreren Kreiswahlvorschlägen aufscheint. Ist dies der Fall, hat der Landeswahlleiter

diesen Bewerber aufzufordern, spätestens am 22. Tag vor dem Wahltag zu erklären, für

welchen Kreiswahlvorschlag er sich entscheidet. Auf allen anderen Kreiswahlvorschlä­

gen wird er gestrichen. Wenn er sich in der vorgesehenen Frist nicht erklärt, wird er auf

dem als ersten bei der Kreiswahlbehörde eingelangten Kreiswahlvorschlag, in dem sein

Name aufscheint, belassen.

§58

Unterscheidende Parteibezeichnung

(1 ) Wenn mehrere Kreiswahlvorschläge gleiche oder schwer unterscheidbare Bezeich­

nungen der wahlwerbenden Gruppe tragen, so hat der Kreiswahlleiter die Vertreter die­

ser Wahlvorschläge zu einer gemeinsamen Besprechung zu laden und ein Einverneh­

men über die Unterscheidung der Bezeichnung der wahlwerbenden Gruppe anzubah­

nen. Gelingt ein Einvernehmen nicht, so hat die Kreiswahlbehörde Bezeichnungen der

wahlwerbenden Gruppen, die schon auf veröffentlichten Wahlvorschlägen bei der letz­

ten Wahl der Mitglieder der Vollversammlung enthalten waren, zu belassen, die übrigen

Wahlvorschläge aber nach dem an erster Stelle vorgeschlagenen Bewerber zu benen­

nen. Desgleichen sind auch Kreiswahlvorschläge ohne ausdrückliche Parteibezeich­

nung nach dem an erster Stelle vorgeschlagenen Bewerber zu benennen.

(2) Wenn ein Kreiswahlvorschlag nach dem an erster Stelle vorgeschlagenen Bewerber

zu benennen ist (Namensliste), der Name des Listenführers aber dem Namen des Lis­

tenführers einer anderen Parteiliste gleicht oder von diesem schwer unterscheidbar ist,

hat der Kreiswahlleiter den Vertreter dieses Wahlvorschlages zu einer Besprechung zu

laden und ihn aufzufordern, einen anderen Listenführer zu bezeichnen, dessen Name
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zu einer Verwechslung nicht Anlass gibt. Wird in einem solchen Fall kein anderer Lis­

tenführer namhaft gemacht, so gilt der Kreiswahlvorschlag als nicht eingebracht.

(3) Im übrigen gilt der Grundsatz, dass bei neu auftretenden wahlwerbenden Gruppen

die Bezeichnung der wahlwerbenden Gruppe den Vorrang hat, die ihren Kreiswahlvor­

schlag früher eingebracht hat.

§59

Kreiswahlvorschlag ohne zustellungsbevollmächtigten Vertreter

(1) Wenn ein Kreiswahlvorschlag keinen zustellungsbevollmächtigten Vertreter anführt,

so gilt der jeweils an erster Stelle des Kreiswahlvorschlages stehende Bewerber als

zustellungsbevollmächtigter Vertreter der wahlwerbenden Gruppe.

(2) Die wahlwerbende Gruppe kann den zustellungsbevollmächtigten Vertreter jederzeit

durch einen anderen Vertreter ersetzen. Solche an die Kreiswahlbehörde zu richtenden

Erklärungen bedürfen nur der Unterschrift des letzten zustellungsbevollmächtigten Ver­

treters. Stimmt dieser nicht zu oder ist er nach Ansicht der Kreiswahlbehörde nicht mehr

in der Lage, die wahlwerbende Gruppe zu vertreten, so muss die Erklärung von mindes­

tens der Hälfte der auf dem Kreiswahlvorschlag angeführten Bewerber unterschrieben

sein, die im Zeitpunkt der Erklärung die wahlwerbende Gruppe nach Ansicht der Kreis­

wahibehörde noch vertreten können. Können diese Unterschriften nicht beigebracht

werden, so genügt die Unterschrift auch eines Bewerbers des Kreiswahlvorschlages,

der die wahlwerbende Gruppe nach Ansicht der Kreiswahlbehörde vertreten kann.

§60

Überprüfung der Kreiswahlvorschläge

(1) Die Kreiswahlbehörde hat unverzüglich zu überprüfen, ob die eingelangten Kreis­

wahlvorschläge von mindestens 50 Wahlberechtigten unterschrieben und die in den

Parteilisten vorgeschlagenen Wahlwerber wählbar sind. Die Kreiswahlbehörde hat,

wenn ein Wahlberechtigter mehrere Kreiswahlvorschläge unterstützt hat, dessen Unter­

stützung für den als ersten eingelangten Wahlvorschlag als gültig anzuerkennen. Die

Unterstützungen für die anderen Kreiswahlvorschläge gelten als nicht eingebracht.

S:\WORDIOOCS\GesetzeILWKGES.doc



50

(2) Eine Zurückziehung einzelner Unterstützungserklärungen nach Einlangen des

Kreiswahlvorschlages ist von der Kreiswahlbehörde nicht zur Kenntnis zu nehmen, es

sei denn, dass der Unterstützer der Kreiswahlbehörde glaubhaft macht, dass er durch

einen wesentlichen Irrtum oder durch arglistige Täuschung oder Drohung zur Unterstüt­

zung des Wahlvorschlages bestimmt worden ist und die Zurückziehung der Unterstüt­

zungserklärung spätestens am 27. Tag vor dem Wahltag bis 16.00 Uhr erfolgt ist.

(3) Weist ein Kreiswahlvorschlag nicht die erforderliche Zahl von Unterschriften (§ 57

Abs. 2) auf oder entspricht er nicht den in § 57 Abs. 3 geforderten Voraussetzungen, so

ist er spätestens am 24. Tag vor dem Wahltag von der Kreiswahlbehörde zurückzuwei­

sen. Bewerber, die nicht wählbar sind, oder deren schriftliche Erklärungen (§ 57 Abs. 4)

nicht vorliegen, werden im Wahlvorschlag gestrichen. Hievon ist der zustellungsbevoll­

mächtigte Vertreter der wahlwerbenden Gruppe zu verständigen.

(4) Weisen mehrere Wahlvorschläge im gleichen Wahlkreis den Namen desselben Be­

werbers auf, so ist dieser vom Kreiswahlleiter aufzufordern, spätestens am 27. Tag vor

dem Wahltag zu erklären, für welchen Wahlvorschlag er sich entscheidet. Auf allen an­

deren Kreiswahlvorschlägen wird er gestrichen. Wenn er sich in der vorgesehenen Frist

nicht erklärt, ist er auf dem als ersten eingelangten Wahlvorschlag, in dem sein Name

aufscheint, zu belassen.

§61

Ergänzung der Kreiswahlvorschläge

Wenn ein Wahlwerber verzichtet, stirbt, die Wählbarkeit verliert, wegen Mangels der

Wählbarkeit oder der schriftlichen Erklärung (§ 57 Abs. 4) gestrichen wird, so kann die

wahlwerbende Gruppe ihre Parteiliste durch Nennung eines anderen Bewerbers ergän­

zen oder die fehlende Erklärung nachbringen. Der neue Wahlwerber ist in der Parteiliste

an die Stelle des ausgeschiedenen Wahlwerbers oder im Anschluss an den letzten

Wahlwerber zu reihen. Die Reihung der übrigen Wahlwerber der Parteiliste ist dieser

Änderung anzupassen. Die Ergänzungsvorschläge, die nur der Unterschrift des Zustel­

lungsbevollmächtigten der wahlwerbenden Gruppe bedürfen, sowie die Erklärungen

müssen spätestens am 23. Tag vor dem Wahltag bis 13 Uhr bei der Kreiswahlbehörde

einlangen.
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§62

Abschluss und Veröffentlichung der Kreiswahlvorschläge

(1) Am 20. Tag vor dem Wahltag hat die Kreiswahlbehörde die Wahlvorschläge abzu­

schließen; falls eine Parteiliste mehr als doppelt so viele Bewerber enthält, wie im Wahl­

kreis Mitglieder zu wählen sind, sind die überzähligen Bewerber zu streichen und die

Wahlvorschläge zu veröffentlichen. Nach der Veröffentlichung an Wahlvorschlägen

festgestellte Mängel berühren die Gültigkeit dieser Wahlvorschläge nicht.

(2) In der Veröffentlichung nach Abs. 1 sind zunächst die wahlwerbenden Gruppen an­

zuführen, die in der zuletzt gewählten Vollversammlung vertreten sind. Für die Reihen­

folge ist die zahl der Mandate, mit der sie in der Vollversammlung vertreten sind, maß­

gebend. Ist die Zahl der Mandate gleich, so bestimmt sich die Reihenfolge nach der bei

der letzten Wahl der Vollversammlung ermittelten Gesamtsumme der auf eine wahlwer­

bende Gruppe entfallenen Stimmen; sind auch diese gleich, so entscheidet die Lan­

deswahlbehörde durch das Los.

(3) Im Anschluss an die gemäß Abs. 2 gereihten wahlwerbenden Gruppen sind die üb­

rigen wahlwerbenden Gruppen anzuführen, wobei sich ihre Reihefolge nach dem Zeit­

punkt des Einlangens des Wahlvorschlages zu richten hat. Bei gleichzeitig eingebrach­

ten Wahlvorschlägen entscheidet über die Reihenfolge die Kreiswahlbehörde durch das

Los.

(4) Die Veröffentlichung hat durch Anschlag an der Amtstafel des Amtes, bei dem die

Kreiswahlbehörde ihren Sitz hat und an den Amtstafeln der Gemeindeämter zu erfol­

gen. Aus ihr muss der Inhalt der Wahlvorschläge (§ 57 Abs. 3) zur Gänze ersichtlich

sein.

§63

Zurückziehung der Kreiswahlvorschläge

(1) Eine wahlwerbende Gruppe kann ihre Kreiswahlvorschläge durch eine schriftliche

Erklärung zurückziehen. Diese Erklärung muss jedoch spätestens am 20. Tag vor dem

Wahltag bis 16 Uhr bei der Kreiswahlbehörde einlangen und von mehr als der Hälfte

der Wahlberechtigten, die seinerzeit den Wahlvorschlag unterstützt haben, gefertigt
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sein.

(2) Ein Kreiswahlvorschlag gilt weiters als zurückgezogen, wenn sämtliche Wahlwerber

desselben im eigenen Namen schriftlich bis zum 20. Tag vor dem Wahltag bis 16 Uhr

gegenüber der Kreiswahlbehörde auf ihre Wahlwerbung verzichtet haben.

§64

Einbringung eines Landeswahlvorschlages

(1) Der Landeswahlvorschlag für das zweite Ermittlungsverfahren ist spätestens am

zehnten Tag vor dem Wahltag bis 16 Uhr bei der Landeswahlbehörde einzubringen; er

muss von wenigstens einer Person unterschrieben sein, die in einem Kreiswahlvor­

schlag eines Wahlkreises als zustellungsbevollmächtigter Vertreter einer wahlwerben­

den Gruppe derselben Bezeichnung aufgenommen ist. In den Landeswahlvorschlag

können auch Personen aufgenommen werden, die als Bewerber dieser wahlwerbenden

Gruppe in einem Kreiswahlvorschlag angeführt sind.

(2) Der Landeswahlvorschlag hat zu enthalten:

1. die unterscheidende Bezeichnung der wahlwerbenden Gruppe in Worten und eine

allfällige Kurzbezeichnung, bestehend aus nicht mehr als fünf Buchstaben, die ein

Wort ergeben können;

2. die Parteiliste, das ist ein Verzeichnis der Bewerber für die Zuweisung für Mandate

im zweiten Ermittlungsverfahren. In der Parteiliste sind die Bewerber in der bean­

tragten, mit arabischen Ziffern bezeichneten Reihenfolge unter Angabe des Famili­

en- und Vornamens, Geburtsjahres, Berufes und der Adresse jedes Bewerbers zu

verzeichnen. Bei jedem Bewerber ist auch anzugeben, in welchem Wahlkreis er als

Bewerber eines Kreiswahlvorschlages aufscheint;

3. die Bezeichnung des zustellungsbevollmächtigten Vertreters (Familien- und Vorna­

me, Beruf, Adresse).

(3) In den Landeswahlvorschlag darf ein Bewerber nur dann aufgenommen werden,

wenn er hiezu seine Zustimmung schriftliche erklärt hat. Die Erklärung kann entfallen,

wenn der Bewerber bereits in einem Kreiswahlvorschlag aufscheint.
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(4) Die Landeswahlbehörde hat unverzüglich zu überprüfen, ob die eingelangten Lan­

deswahlvorschläge den Vorschriften der Abs. 1 und 2 entsprechen und ob Bewerber,

die nicht in einem Kreiswahlvorschlag aufscheinen, wählbar sind. Bewerber, die nicht

wählbar sind oder deren schriftliche Erklärungen (Abs. 3) nicht vorliegen, werden im

Wahlvorschlag gestrichen. Wahlvorschläge, die den Vorschriften der Abs. 1 und 2 nicht

entsprechen, gelten als nicht eingebracht. Hievon ist der zustellungsbevollmächtigte

Vertreter der wahlwerbenden Gruppe zu verständigen.

(5) Die Landeswahlbehörde hat spätestens am siebenten Tag vor dem Wahltag die

Landeswahlvorschläge abzuschließen und durch Anschlag an der Amtstafel des Amtes

der Landesregierung zu verlautbaren.

6. Abschnitt

Abstimmungsverfahren

§65

Verfügungen der Gemeindewahlbehörde

(1) Die Gemeindewahlbehörde hat spätestens am 13. Tag vor dem Wahltag die Wahl­

lokale, die Verbotszonen (§ 67) und die Wahlzeit festzusetzen.

(2) Die gemäß Abs. 1 getroffenen Verfügungen sind von der Gemeindewahlbehörde

spätestens am 5. Tag vor dem Wahltag ortsüblich, jedenfalls durch Anschlag am Ge­

bäude des Wahllokals kundzumachen. In der Kundmachung ist auf das im § 67 ausge­

sprochene Verbot der Wahlwerbung, der Ansammlung von Menschen und des Waffen­

tragens mit dem Beifügen hinzuweisen, dass Übertretungen dieser Verbote bestraft

werden.

(3) Die von der Gemeindewahlbehörde gemäß Abs. 1 getroffenen Verfügungen betref­

fend die Festsetzung der Wahlzeit sind im Wege der Bezirkswahlbehörde unverzüglich

der Landeswahlbehörde mitzuteilen.
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§66

Wahllokal

(1) Das Wahllokal muss für die Durchführung der Wahlhandlung geeignet und mit den

erforderlichen Einrichtungsgegenständen ausgestattet sein.

(2) In jedem Wahllokal müssen eine Wahlurne und mindestens eine Wahlzelle vorhan­

den sein. In der Wahlzelle muss ein Tisch oder Stehpult mit Schreibstift zur Verfügung

stehen.

(3) Die Wahlzelle ist derart herzustellen, dass der Wähler in der Zelle unbeobachtet von

allen anderen im Wahllokal anwesenden Personen den Stimmzettel ausfüllen und in

das Wahlkuvert geben kann.

§67

Verbotszone

(1) Im Gebäude des Wahllokals und in einem von der Gemeindewahlbehörde zu be­

stimmenden Umkreis sind am Wahltag jede Art der Wahlwerbung, wie Ansprachen an

die Wähler, Verteilung von Wahlaufrufen und dergleichen, ferner jede Ansammlung von

Menschen sowie das Tragen von Waffen verboten.

(2) Vom Waffenverbot gemäß Abs. 1 sind die im Dienst befindlichen Organe des öffent­

lichen Sicherheitsdienstes ausgenommen.

§68

Wahlzeit

(1) Der Beginn und die Dauer der Stimmabgabe sind so festzusetzen, dass den Wäh­

lern die Ausübung des Wahlrechtes tunlichst gesichert ist. Das Ende der Wahlzeit darf

nicht später als auf 16 Uhr festgelegt werden.

(2) Die Wahlzeit darf nicht weniger als zwei Stunden betragen.
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§69

Wahlzeugen

(1) In jedes Wahllokal können von jeder wahlwerbenden Gruppe, deren Wahlvorschlag

von der Kreiswahlbehörde veröffentlicht wurde, zur Abstimmungshandlung und zum

Ermittlungsverfahren der Wahlbehörden zwei wahlberechtigte Vertrauenspersonen als

Wahlzeugen entsendet werden. Zu Wahlzeugen können nur Personen bestellt werden,

die in dem Wahlkreis, in dem das Wahllokal liegt, ihren Hauptwohnsitz haben.

(2) Die Wahlzeugen sind der Bezirkswahlbehörde spätestens am zehnten Tag vor dem

Wahltag durch den Zustellungsbevollmächtigten der wahlwerbenden Gruppe schriftlich

namhaft zu machen. Jeder Wahlzeuge erhält von der Bezirkswahlbehörde einen Ein­

trittschein, der ihn zum Eintritt in das Wahllokal ermächtigt und der bei Betreten des

Wahllokals der Wahlbehörde vorzuweisen ist.

(3) Die Wahlzeugen sind berechtigt, während der Wahlzeit im Wahllokal sowie bei den

Sitzungen der Wahlbehörden im Rahmen des Ermittlungsverfahrens anwesend zu sein.

Ein Einfluss auf das Verfahren steht ihnen nicht zu. Den Wahlzeugen ist keine Ver­

pflichtung zur Verschwiegenheit über ihnen aus ihrer Tätigkeit bekannt gewordene Tat­

sachen auferlegt.

§ 70

Sicherung der Ordnung

(1) Der Wahlleiter hat für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung bei der Wahl­

handlung und für die Beobachtung dieses Gesetzes zu sorgen.

(2) In das Wahllokal dürfen außer den Mitgliedern und Ersatzmitgliedem der Wahlbe­

hörde, ihren Hilfsorganen, den Vertrauenspersonen und den Wahlzeugen nur Wähler

zur Abgabe ihrer Stimme zugelassen werden. Die Wähler haben das Wahllokal nach

Abgabe der Stimme sofort zu verlassen. Zur ungestörten Durchführung kann der Wahl­

leiter verfügen, dass die Wähler nur einzeln in das Wahllokal eingelassen werden.

(3) Den Anordnungen des Wahlleiters hat jedermann unbedingt Folge zu leisten.
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§ 71

Teilnahme an der Wahl, Ausübung des Wahlrechtes

(1) An der Wahl dürfen nur Wahlberechtigte teilnehmen, deren Namen im abgeschlos­

senen Wählerverzeichnis enthalten sind.

(2) Jeder Wahlberechtigte hat nur eine Stimme. Er kann Wahlwerbern jener wahlwer­

benden Gruppe, die er wählt, bis zu drei Vorzugsstimmen geben.

(3) Die Stimmabgabe findet grundsätzlich vor der Gemeinde- oder Sprengelwahlbehör­

de statt, in deren Wählerverzeichnis der Wahlberechtigte eingetragen ist.

(4) Wahlberechtigte, die im Besitz einer Wahlkarte sind, können ihr Wahlrecht entweder

im Postweg oder vor einer Gemeinde- oder Sprengelwahlbehörde ausüben.

§ 72

Beginn der Wahlhandlung

(1) Der Wahlleiter eröffnet zur festgesetzten Stunde die Wahlhandlung und übergibt der

Wahlbehörde das Wählerverzeichnis, das Abstimmungsverzeichnis (Muster Anlage 2),

die Wahlkuverts und die amtlichen Stimmzettel.

(2) Unmittelbar vor Beginn der Stimmabgabe hat sich die Wahlbehörde zu überzeugen,

dass die Wahlurne leer ist.

(3) Die Stimmabgabe beginnt damit, dass die wahlberechtigten Mitglieder der Wahlbe­

hörde, die Wahlzeugen sowie die eingeteilten Hilfsorgane ihre Stimmen abgeben, so­

fern sie im Wählerverzeichnis der betreffenden Gemeinde eingetragen sind oder eine

Wahlkarte besitzen.

§ 73

Ausübung des Wahlrechtes

(1) Das Wahlrecht ist persönlich auszuüben. Körper- oder sinnesbehinderte Wähler dür­

fen sich von einer Person, die sie selbst auswählen können und gegenüber dem Wahl­

leiter bestätigen müssen, führen und sich bei der Wahlhandlung helfen lassen. Von die-
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sen Fällen abgesehen, darf die Wahlzelle jeweils nur von einer Person betreten werden.

(2) Als körper- oder sinnesbehindert gelten Personen, denen das Ausfüllen des amtli­

chen Stimmzettels ohne fremde Hilfe nicht zugemutet werden kann.

(3) Über die ZUlässigkeit der Inanspruchnahme einer Geleitperson entscheidet im Zwei­

felsfall die Wahlbehörde. Jede Stimmabgabe mit Hilfe einer Geleitperson ist in der Nie­

derschrift zu vermerken.

§74

Identitätsfeststellung

(1) Jeder Wähler tritt vor die Wahlbehörde, nennt seinen Namen, gibt seine Wohnad­

resse an und legt, sofern er der Mehrheit der Mitglieder der Wahlbehörde nicht persön­

lich bekannt ist, eine Urkunde oder sonstige amtliche Bescheinigung vor, aus der seine

Identität ersichtlich ist.

(2) Als Urkunden oder amtliche Bescheinigungen kommen mit einem Lichtbild ausges­

tattete Identitätsdokumente (zB Reisepass, Personalausweis, Führerschein) in Betracht.

(3) Ergeben sich Zweifel über die Identität des Wählers, hat die Wahlbehörde über die

Zulassung zur Stimmabgabe zu entscheiden. Gegen die Zulassung zur Stimmabgabe

aus diesem Grunde kann von den Mitgliedern der Wahlbehörde, den Wahlzeugen so­

wie von den allenfalls im Wahllokal befindlichen Wahlberechtigten nur so lange Ein­

spruch erhoben werden, als die Person, deren Wahlberechtigung in Zweifel gezogen

wird, ihre Stimme nicht abgegeben hat. Die Wahlbehörde hat in jedem Einzelfall vor

Fortsetzung der Wahlhandlung zu entscheiden. Gegen diese Entscheidung ist kein

Rechtsmittel zulässig.

§ 75

Stimmabgabe

(1) Ist der Wähler der Mehrheit der Mitglieder der Wahlbehörde bekannt oder hat er sich

entsprechend ausgewiesen und ist er im Wählerverzeichnis eingetragen, so hat ihm der

Wahlleiter oder ein vom Wahlleiter bestimmtes Mitglied der Wahlbehörde ein leeres

Wahlkuvert und einen amtlichen Stimmzettel für die Wahl zu übergeben. Der Wähler
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begibt sich hierauf in die Wahlzelle, füllt dort den amtlichen Stimmzettel aus und legt ihn

in das Kuvert. Sodann übergibt er das Wahlkuvert dem Wahlleiter oder einem von die­

sem beauftragten Mitglied der Wahlbehörde, der es ungeöffnet in die Wahlurne gibt. Mit

Zustimmung des Wahlleiters kann der Wähler das Wahlkuvert auch selbst in die Wahl­

urne geben.

(2) Ist dem Wähler beim Ausfüllen eines amtlichen Stimmzettels ein Fehler unterlaufen,

so ist ihm auf sein Verlangen ein weiterer Stimmzettel auszufolgen; hiebei findet Abs. 1

sinngemäß Anwendung. Der Wähler hat den fehlerhaft ausgefüllten amtlichen Stimm­

zettel zwecks Wahrung des Wahlgeheimnisses mit sich zu nehmen.

(3) Die Aushändigung eines weiteren amtlichen Stimmzettels ist in jedem Fall im Ab­

stimmungsverzeichnis festzuhalten.

(4) Der Name des Wählers, der seine Stimme abgegeben hat, wird von einem Mitglied

oder Hilfsorgan der Wahlbehörde in das Abstimmungsverzeichnis unter fortlaufender

Zahl und unter Beisetzung der fortlaufenden Zahl des Wählerverzeichnisses eingetra-

. gen. Gleichzeitig wird sein Name von einem weiteren Mitglied oder Hilfsorgan der

Wahlbehörde im Wählerverzeichnis abgestrichen und darin die fortlaufende Zahl des

Abstimmungsverzeichnisses in der Rubrik "Abgegebene Stimme" an entsprechender

Stelle vermerkt.

§ 76

Vorgang bei Wahlkartenwählern

(1) Wähler, denen eine Wahlkarte ausgestellt wurde und die ihr Wahlrecht vor einer

Gemeinde- oder Sprengelwahlbehörde ausüben, haben der Wahlbehörde neben der

Wahlkarte auch noch eine der im § 74 Abs. 2 angeführten Urkunden oder amtlichen

Bescheinigungen vorzuweisen, aus denen sich ihre Identität mit der in der Wahlkarte

bezeichneten Person ergibt. Der Wahlleiter oder das vom Wahlleiter bestimmte Mitglied

der Wahlbehörde hat den vom Wahlkartenwähler zu übergebenden Briefumschlag (§ 56

Abs. 2) zu öffnen und den darin befindlichen amtlichen Stimmzettel und das Wahlkuvert

zu entnehmen. Dieser Stimmzettel ist dem Wahlkartenwähler mit dem leeren Wahlku­

vert, bei Wahlkartenwählern aus anderen Wahlkreisen mit dem nur für solche Wahlkar-
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tenwähler bestimmten verschließbaren Wahlkuvert auszufolgen. Auf dem verschließba­

ren Wahlkuvert ist vor Übergabe an den Wähler die Nummer des Wahlkreises einzuset­

zen, die auf der Wahlkarte eingetragen ist.

(2) Die Namen der Wahlkartenwähler sind, sofern es sich nicht um Wahlkartenwähler

nach Abs. 3 handelt, am Schluss des Wählerverzeichnisses unter fortlaufender Zahl

einzutragen. Die Wahlkarte ist dem Wähler von der Wahlbehörde abzunehmen und der

Niederschrift anzuschließen.

(3) Erscheint ein Wahlkartenwähler vor der nach seiner ursprünglichen Eintragung ins

Wählerverzeichnis zuständigen Wahlbehörde, so kann er auch bei dieser Wahlbehörde

nach Abgabe der Wahlkarte seine Stimme abgeben. Dies ist in der Niederschrift zu

vermerken.

7. Abschnitt

Wahlkuverts, Stimmzettel

§ 77

Wahlkuverts

(1) Für die Wahl sind undurchsichtige Wahlkuverts in einheitlicher Größe, Form und

Farbe zu verwenden.

(2) Wörter, Bemerkungen oder Zeichen dürfen auf den Wahlkuverts nicht angebracht

werden.

§ 78

Amtlicher Stimmzettel

(1) Der amtliche Stimmzettel des Wahlkreises hat die Bezeichnungen der wahlwerben­

den Gruppen einschließlich allfälliger Kurzbezeichnungen, die Wahlwerber der wahl­

werbenden Gruppen, im übrigen aber die aus dem Muster Anlage 4 ersichtlichen Anga­

ben zu enthalten. Die amtlichen Stimmzettel dürfen nur auf Anordnung der Kreiswahl-
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behörde hergestellt werden.

(2) Die Größe des amtlichen Stimmzettels hat sich nach der Anzahl der zu berücksichti­

genden Wahlvorschläge zu richten. Das Ausmaß hat zumindest dem Format DIN A4 zu

entsprechen. Die Angaben auf dem Stimmzettel sind in schwarzer Farbe zu drucken

und müssen für alle wahlwerbenden Gruppen die gleiche Form aufweisen. Bei mehr als

dreizeiligen Bezeichnungen der wahlwerbenden Gruppen kann jedoch die Größe der

Schriften dem zur Verfügung stehenden Raum angepaßt werden. Die wahlwerbenden

Gruppen und ihre Wahlwerber sind auf dem Stimmzettel von links nach rechts in der im

§ 62 Abs. 2 und 3 für die Kreiswahlvorschläge vorgeschriebenen Reihenfolge anzufüh­

ren. Die Wahlwerber sind mit Familien- und Vornamen sowie Geburtsjahr anzugeben.

Die Reihenfolge der Wahlwerber hat jener auf den kundgemachten Kreiswahlvorschlä­

gen zu entsprechen.

(3) Die amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises sind durch die Kreiswahlbehörde den

Gemeindewahlbehörden entsprechend der endgültigen Zahl der Wahlberechtigten in

der Gemeinde, zusätzlich einer Reserve von zehn Prozent, zur Verfügung zu stellen.

Eine weitere Reserve von fünf Prozent ist den Bezirkswahlbehörden für einen allfälligen

zusätzlichen Bedarf der Wahlbehörden am Wahltag zur Verfügung zu stellen. Die amtli­

chen Stimmzettel sind jeweils gegen eine Empfangsbestätigung in zweifacher Ausferti­

gung auszufolgen; hiebei ist eine Ausfertigung für den Übergeber, die zweite Ausferti­

gung für den Übernehmer bestimmt.

§ 79

Ausfüllen des Stimmzettels

(1) Der Wähler hat auf dem Stimmzettel jene wahlwerbende Gruppe zu bezeichnen, die

er wählen will.

(2) Jeder Wähler ist berechtigt, auf dem Stimmzettel Wahlwerbern jener wahlwerben­

den Gruppe, die er wählt, bis zu drei Vorzugsstimmen zu geben. Zwei davon kann er

auf denselben Wahlwerber vereinen. Der Wähler gibt die Vorzugsstimmen, indem er in

die auf dem Stimmzettel neben den Namen der Wahlwerber aufscheinenden Kästchen

für jede Vorzugsstimme ein liegendes Kreuz oder ähnlich deutliches Zeichen einträgt.
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(3) Als Wahlwerber gemäß Abs. 2 gelten jeweils die von einer wahlwerbenden Gruppe

in den Kreiswahlvorschlag aufgenommenen Wahlwerber.

8. Abschnitt

Gültigkeit und Ungültigkeit von Stimmzetteln

§ 80

Gültiger Stimmzettel

(1) Der amtliche Stimmzettel des Wahlkreises ist gültig ausgefüllt, wenn der Wähler

durch Anbringen von Zeichen oder Worten auf dem Stimmzettel eindeutig zu erkennen

gibt, welche wahlwerbende Gruppe er wählen will. Dies kann insbesondere dadurch

geschehen, dass der Wähler ausschließlich entweder

1. in einem einzigen der neben den wahlwerbenden Gruppen vorgedruckten Kreis ein

liegendes Kreuz oder ein ähnlich deutliches Zeichen einträgt oder

2. die Bezeichnung einer einzigen wahlwerbenden Gruppe auf andere Weise anzeich­

net oder

3. die Bezeichnung der übrigen wahlwerbenden Gruppen durchstreicht oder

4. die Bezeichnung einer einzigen wahlwerbenden Gruppe auf dem Stimmzettel an­

bringt oder

5. einem oder mehreren Wahlwerbern einer einzigen wahlwerbenden Gruppe Vor­

zugsstimmen gibt oder

6. sämtliche Wahlwerber der übrigen wahlwerbenden Gruppen durchstreicht.

(2) Mehrere Stimmzettel in einem Wahlkuvert zählen als ein Stimmzettel. Die Stimme ist

gültig,

1. wenn sich in dem Wahlkuvert nur ein einziger gültig ausgefüllter Stimmzettel befin­

det oder
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2. für den Fall, dass sich in dem Wahlkuvert mehrere gültig ausgefüllte Stimmzettel

befinden, wenn alle diese gültig ausgefüllten Stimmzettel auf dieselbe wahlwerben­

de Gruppe lauten.

(3) Auf einem Stimmzettel angebrachte Zeichen oder Worte, die nicht der Bezeichnung

der gewählten wahlwerbenden Gruppe oder der Vergabe von Vorzugsstimmen dienen,

haben auf die Gültigkeit des Stimmzettels keinen Einfluss. Dasselbe gilt für allfällige

Beilagen im Wahlkuvert.

§ 81

Ungültiger Stimmzettel

(1) Der Stimmzettel ist ungültig, wenn

1. ein anderer als der amtliche Stimmzettel für die Wahl zur Stimmabgabe verwendet

wurde oder

2. zwei oder mehrere wahlwerbende Gruppen angezeichnet wurden oder

3. ausschließlich Wahlwerbern verschiedener wahlwerbender Gruppen Vorzugsstim­

men gegeben wurden oder

4. weder eine wahlwerbende Gruppe angezeichnet noch einem Wahlwerber eine Vor­

zugsstimme gegeben wurde und auf dem Stimmzettel auch keine Bezeichnung im

Sinne des § 80 Abs. 1 Z 4 aufscheint oder

5. der Stimmzettel derart beeinträchtigt wurde, dass die Bezeichnung einer bestimmten

wahlwerbenden Gruppe oder eines bestimmten Wahlwerbers nicht ersichtlich ist

oder

6. aus dem vom Wähler angebrachten Zeichen oder der sonstigen Kennzeichnung

nicht eindeutig hervorgeht, welche wahlwerbende Gruppe er wählen wollte.

(2) Wahlkuverts, die keinen Stimmzettel für die Wahl der Mitglieder der Vollversamm­

lung enthalten, gelten als ungültige Stimmzettel.

(3) Enthält ein Wahlkuvert mehrere Stimmzettel, die auf verschiedene wahlwerbende
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Gruppen lauten, so zählen sie, wenn sich ihre Ungültigkeit nicht schon aus anderen

Gründen ergibt, als ein ungültiger Stimmzettel.

9. Abschnitt

Ermittlung des Wahlergebnisses

§82

Stimmzettelprüfung, Stimmenzählung

(1) Wenn die für die Wahlhandlung festgesetzte Wahlzeit abgelaufen ist und alle bis

dahin im Wahllokal oder in dem von der Wahlbehörde bestimmten Warteraum erschie­

nenen Wähler gestimmt haben, erklärt die Wahlbehörde die Stimmabgabe für ge­

schlossen. Nach Abschluss der Stimmabgabe ist das Wahllokal, in dem nur die Mitglie­

der und Ersatzmitglieder der Wahlbehörde, deren Hilfsorgane, die Vertrauenspersonen

und die Wahlzeugen verbleiben dürfen, zu schließen.

(2) Nach Schließung des Wahllokals gemäß Abs. 1 hat die Wahlbehörde zunächst die

nicht zur Ausgabe gelangten Stimmzettel zu verpacken und mit einer entsprechenden

Aufschrift zu versehen.

(3) Die Wahlbehörde hat sodann die in einem besonderen Behältnis befindlichen Wahl­

kuverts der Wahlkartenwähler aus anderen Wahlkreisen zu zählen und zu verpacken.

Der Umschlag ist zu verschließen und mit einer Siegelmarke zu versehen. Auf dem

Umschlag ist die Nummer des Wahlkreises und die Anzahl der im Umschlag enthalte­

nen ungeöffneten Wahlkuverts anzugeben.

(4) Nach Abschluss des im Abs. 3 festgesetzten Vorganges hat die Wahlbehörde die in

der Wahlurne befindlichen Wahlkuverts gründlich zu mischen, die Wahlurne zu entlee­

ren und festzustellen:

1. die Zahl der abgegebenen Wahlkuverts,

2. die Zahl der im Abstimmungsverzeichnis eingetragenen Wähler,
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3. den mutmaßlichen Grund, wenn die Zahl zu Z 1 zuzüglich der Zahl der Wahlkuverts

der Wahlkartenwähler aus anderen Wahlkreisen mit der Zahl zu Z 2 nicht überein­

stimmt.

(5) Die Wahlbehörde öffnet hierauf die von den Wählern des Wahlkreises abgegebenen

Wahlkuverts, entnimmt die Stimmzettel, überprüft deren Gültigkeit, versieht die ungülti­

gen Stimmzettel mit fortlaufenden Nummern und stellt fest:

1. die Zahl der abgegebenen gültigen und ungültigen Stimmen,

2. die Zahl der abgegebenen ungültigen Stimmen,

3. die Zahl der abgegebenen gültigen Stimmen,

4. die auf die einzelnen wahlwerbenden Gruppen entfallenden abgegebenen gültigen

Stimmen (Parteisummen).

(6) Nach Feststellung der Parteisummen hat die Wahlbehörde aufgrund der gültigen

Stimmzettel die von jedem Wahlwerber erreichten Wahlpunkte zu ermitteln. Die Zahl

der Wahlpunkte ist durch Zusammenzählen der Listenpunkte und der Vorzugspunkte zu

ermitteln. Hiebei ist wie folgt vorzugehen:

1. Der auf dem Stimmzettel an erster Stelle angeführte Wahlwerber erhält je Stimmzet­

tel doppelt so viele Listenpunkte, wie Mandate im betreffenden Wahlkreis zu verge­

ben sind. Der auf dem Stimmzettel an zweiter Stelle angeführte Wahlwerber erhält

einen Punkt weniger, der an dritter Stelle angeführte Wahlwerber erhält zwei Punkte

weniger und so fort.

2. Für jede Vorzugsstimme erhält der Wahlwerber 20 Vorzugspunkte.

(7) Die Vergabe der Vorzugsstimmen ist gültig, wenn der Wähler eindeutig zu erkennen

gibt, welchen Wahlwerbern der von ihm geWählten wahlwerbenden Gruppe er die zu­

lässige Anzahl der Vorzugsstimmen geben will. Die Vergabe von Vorzugsstimmen ist

insbesondere ungültig, wenn

1. der Wähler den Wahlwerbem der von ihm gewählten wahlwerbenden Gruppe mehr
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als drei Vorzugsstimmen gibt;

2. im Falle des § 80 Abs. 2 Z 2 auf den gültigen Stimmzetteln die Vorzugsstimmen den

Wahlwerbern der gewählten wahlwerbenden Gruppe unterschiedlich gegeben wer­

den.

Die Vergabe von Vorzugsstimmen an Wahlwerber einer anderen als der gewählten

wahlwerbenden Gruppe und die Vergabe jener Vorzugsstimmen für denselben Wahl­

werber, die über die Anzahl von zwei hinausgehen, gelten als nicht erfolgt.

(8) Die nach den Absätzen 3, 4, 5 und 6 getroffenen Feststellungen sind sofort in der

Niederschrift (§ 83) zu beurkunden und in den Gemeinden, die in Wahlsprengel einge­

teilt sind, der Gemeindewahlbehörde, in den übrigen Gemeinden der Kreiswahlbehörde

auf die schnellste Art, wenn möglich telefonisch, bekanntzugeben. Wurden Stimmen

durch Wahlkartenwähler aus anderen Wahlkreisen nicht abgegeben, so ist dies hiebei

ausdrücklich bekanntzugeben.

§83

Niederschrift über die Stimmenzählung

(1) Nach der Ermittlung der den einzelnen wahlwerbenden Gruppen zugefallenen

Stimmen hat die Wahlbehörde den Wahlvorgang und das Ergebnis der Stimmenzäh­

lung sofort in einer Niederschrift zu beurkunden.

(2) Die Niederschrift hat zu enthalten:

1. die Bezeichnung der Wahlbehörde und des Wahlortes (Gemeinde, politischer Be­

zirk, Wahllokal) sowie den Wahltag,

2. die Namen der anwesenden Mitglieder und Ersatzmitglieder der Wahlbehörde,

3. die Namen der anwesenden Vertrauenspersonen,

4. die Namen der anwesenden Wahlzeugen,

5. Beginn und Ende der Wahlhandlung,
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6. die Anzahl der übernommenen amtlichen Stimmzettel,

7. die Namen der Wahlkartenwähler unter besonderer Hervorhebung der Wahlkarten­

wähler aus anderen Wahlkreisen,

8. die Beschlüsse der Wahlbehörde über die Zulassung oder Nichtzulassung von Per­

sonen zur Stimmabgabe,

9. sonstige Beschlüsse der Wahlbehörde, die während der Wahlhandlung gefasst wur­

den (zB Unterbrechung der Wahlhandlung),

10. die Feststellungen der Wahlbehörde gemäß § 82 Abs. 3, 4 und 5 sowie die von den

einzelnen Wahlwerbern erreichte Zahl von Wahlpunkten und Vorzugsstimmen. Bei

festgestellten ungültigen Stimmen ist auch der Grund der Ungültigkeit anzuführen,

11. außergewöhnliche Vorkommnisse während der Wahlhandlung, insbesondere auch

allfällige von einzelnen Wählern oder wahlwerbenden Gruppen abgegebene Erklä­

rungen.

(3) Der Niederschrift sind anzuschließen:

1. das Wählerverzeichnis,

2. das Abstimmungsverzeichnis,

3. die Wahlkarten der Wahlkartenwähler,

4. die Empfangsbestätigung über die Anzahl der übernommenen amtlichen Stimmzet­

tel,

5. die ungültigen Stimmzettel, die gesondert zu verpacken und mit einer entsprechen­

den Aufschrift zu versehen sind,

6. die gültigen Stimmzettel, die nach wahlwerbenden Gruppen geordnet gesondert zu

verpacken und mit einer entsprechenden Aufschrift zu versehen sind,

7. die nicht zur Ausgabe gelangten amtlichen Stimmzettel,
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8. die von den Wahlkartenwählern aus anderen Wahlkreisen abgegebenen Wahlku­

verts (§ 82 Abs. 3).

(4) Die Niederschrift ist von den Mitgliedern der Wahlbehörde zu unterfertigen. Wird sie

nicht von allen Mitgliedern unterschrieben, ist der Grund hiefür anzugeben.

(5) Die Niederschrift samt ihren Beilagen bildet den Wahlakt der Wahlbehörde.

§84

Zusammenrechnung der Sprengelergebnisse,

Übermittlung der Wahlakten

(1) In den Gemeinden, die in Wahlsprengel eingeteilt sind, haben die Gemeindewahl­

behörden die ihnen von den Sprengelwahlbehörden gemäß § 82 bekannt gegebenen

Ergebnisse für den gesamten Bereich der Gemeinden zusammenzurechnen und die so

ermittelten Ergebnisse der Kreiswahlbehörde auf die schnellste Art bekannt zu geben.

(2) Die Sprengelwahlbehörden in den im Abs. 1 bezeichneten Gemeinden haben die

Wahlakten verschlossen unverzüglich der Gemeindewahlbehörde zu übermitteln. Die

Gemeindewahlbehörde hat die von den Sprengelwahlbehörden gemäß § 82 vorge­

nommenen Feststellungen aufgrund der Niederschriften zu überprüfen, für den gesam­

ten Bereich der Gemeinde zusammenzurechnen und in einer Niederschrift zu beurkun­

den. Für die Niederschrift gelten die Bestimmungen des § 83 Abs. 2 Z 1 bis 4, 8 und 9

sinngemäß. Die Niederschrift hat insbesondere das Gesamtergebnis der Wahl für den

Bereich der Gemeinde in der im § 82 Abs. 4, 5 und 6 gegliederten Form zu enthalten.

(3) Den Niederschriften der im Abs. 1 bezeichneten Gemeindewahlbehörden sind die

Wahlakten der Sprengelwahlbehörden als Beilagen anzuschließen. Sie bilden in diesen

Gemeinden den Wahlakt der Gemeindewahlbehörde.

(4) Die Niederschrift ist von den Mitgliedern der Gemeindewahlbehörde zu unterferti­

gen. Wird sie nicht von allen Mitgliedern unterschrieben, ist der Grund hierfür an­

zugeben.
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§85

Übermittlung der Wahlakten an die Kreiswahlbehörden

(1) Die Gemeindewahlbehörde hat die Wahlakten verschlossen so rasch wie möglich

der Kreiswahlbehörde zu übermitteln.

(2) Kann die Übermittlung gemäß Abs. 1 nicht mehr am Wahltag erfolgen, hat die Ge­

meindewahlbehörde die von den Wahlkartenwählern aus anderen Wahlkreisen abge­

gebenen Wahlkuverts so rasch wie möglich an die Kreiswahlbehörde weiterzuleiten.

§86

Maßnahmen bei außergewöhnlichen Ereignissen

(1) Wenn Umstände eintreten, die den Anfang, die Fortsetzung oder die Beendigung

der Wahlhandlung verhindern, kann jede Wahlbehörde in ihrem Bereich die Wahlhand­

lung verlängern oder auf den nächsten Tag verschieben.

(2) Jede Verlängerung oder Verschiebung ist unverzüglich ortsüblich bekanntzuma­

ehen, aber auch durch Anschlag an dem Gebäude, in welchem sich das Wahllokal be­

findet, zu verlautbaren.

(3) Wenn mit der Stimmabgabe bereits begonnen oder wenn das Ermittlungsverfahren

unterbrochen wurde, sind die Wahlakten und die Wahlurne mit den darin enthaltenen

Wahlkuverts und Stimmzetteln von der Wahlbehörde bis zur Fortsetzung der Wahlhand­

lung oder des Ermittlungsverfahrens unter Verschluss zu nehmen und sicher zu ver­

wahren.
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10. Abschnitt

Ermittlungsverfahren

§87

Vorläufiges Wahlergebnis, Feststellung der Zahl von Wahlkartenwählem aus anderen

Wahlkreisen, Bericht an die Landeswahlbehörde

Jede Kreiswahlbehörde hat zunächst, sobald bei ihr alle gemäß §§ 82 Abs. 8 und 84

Abs. 1 zu erstattenden Berichte eingelangt sind, umgehend die Gesamtzahl der in ih­

rem Bereich von Wahlkartenwählem aus anderen Wahlkreisen abgegebenen Wahlku­

verts festzustellen und diese Zahl unverzüglich der Landeswahlbehörde auf die

schnellste Art bekannt zu geben.

§88

Vorläufige Ermittlung im Wahlkreis, Bericht an die Landeswahlbehörde

(1) Die Kreiswahlbehörde hat hierauf aufgrund der ihr gemäß §§ 82 Abs. 8 und 84

Abs.1 erstatteten Berichte das vorläufige Stimmenergebnis im gesamten Wahlkreis zu

ermitteln. Die von Wahlkartenwählem im Wahlkreis für andere Wahlkreise abgegebe­

nen Stimmen sind hiebei nicht mitzuzählen.

(2) Die Kreiswahlbehörde hat das von ihr nach Abs.1 ermittelte vorläufige Stimmener­

gebnis im Wahlkreis unverzüglich der Landeswahlbehörde auf die schnellste Art be­

kanntzugeben. Der Landeswahlbehörde sind zu berichten:

1. die zahl der abgegebenen gültigen und ungültigen Stimmen,

2. die Zahl der abgegebenen ungültigen Stimmen,

3. die Zahl der abgegebenen gültigen Stimmen,

4. die auf die einzelnen wahlwerbenden Gruppen entfallenden gültigen Stimmen (Par­

teisummen).
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§ 89

Behandlung übermittelter Wahlkuverts von Wahlkartenwählern aus anderen Wahlkrei­

sen, Bericht an die Landeswahlbehörde

(1) Nachdem sämtliche von den Gemeindewahlbehörden gemäß § 85 übermittelten

Wahlkuverts von Wahlkartenwählern aus anderen Wahlkreisen bei der Kreiswahlbehör­

de eingelangt sind, ist die zahl der für jeden der sechs anderen Wahlkreise in ihrem

Bereich abgegebenen Wahlkuverts festzustellen.

(2) Die nach Abs.1 getroffenen Feststellungen sind von der Kreiswahlbehörde unver­

züglich der Landeswahlbehörde bekanntzugeben. Wenn in einem Wahlkreis keine

Stimmen durch Wahlkartenwähler abgegeben worden sind, ist auch dies mitzuteilen.

(3) Jede Kreiswahlbehörde hat die von den Wahlkartenwählern aus anderen Wahlkrei­

sen abgegebenen Wahlkuverts nach den sechs anderen Wahlkreisen zu ordnen und für

jeden der Wahlkreise die Feststellungen nach Abs. 1 in einer gesonderten Niederschrift

zu beurkunden. Die Niederschriften sind vom Kreiswahlleiter zu unterfertigen und mit

den zugehörigen Wahlkuverts den zuständigen Kreiswahlbehörden in einem versiegel­

ten Umschlag durch Boten zu übermitteln. Eine Durchschrift dieser Niederschrift ver­

bleibt bei der Kreiswahlbehörde. Abs. 2 letzter Satz gilt sinngemäß.

§90

Ermittlung des vorläufigen Wahlergebnisses durch die Landeswahlbehörde

(1) Die Landeswahlbehörde hat aufgrund der bei ihr von den Kreiswahlbehörden gemäß

§§ 88 Abs. 2 und 89 Abs. 2 einlangenden Berichte zunächst für jeden der sieben Wahl­

kreise und das gesamte Landesgebiet vorläufig festzustellen:

1. die Zahl der abgegebenen gültigen und ungültigen Stimmen,

2. die Zahl der abgegebenen ungültigen Stimmen,

3. die Zahl der abgegebenen gültigen Stimmen,

4. die auf die einzelnen wahlwerbenden Gruppen entfallenden abgegebenen gültigen

Stimmen (Parteisummen).
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(2) Hierauf hat die Landeswahlbehörde unter sinngemäßer Anwendung der §§ 92 und

93 die nach den vorläufigen Wahlergebnissen auf die einzelnen wahlwerbenden Grup­

pen vorläufig entfallenden Mandate zu ermitteln.

§ 91

Erstes Ermittlungsverfahren, endgültiges Ergebnis im Wahlkreis,

Ermittlung der Wahlzahlen durch die Landeswahlbehörde

(1) Die Kreiswahlbehörde hat aufgrund der ihr gemäß § 85 übermittelten Wahlakten die

festgestellten Wahlergebnisse auf etwaige Irrtümer in den zahlenmäßigen Ergebnissen

zu überprüfen, diese erforderlichenfalls richtigzustellen und die von der Landeswahlbe­

hörde für die Wahlkreise gemäß § 90 nur vorläufig getroffenen Feststellungen nunmehr

endgültig zu ermitteln. Die gemäß § 89 Abs. 3 von den anderen Kreiswahlbehörden

übermittelten und die bis spätestens 16.00 Uhr des Tages nach der Wahl im Postweg

bei der Kreiswahlbehörde eingelangten Wahlkuverts von Wahlkartenwählern sind unter

Setzung entsprechender Vorkehrungen zur Wahrung des Wahlgeheimnisses miteinzu­

beziehen. Verspätet eingelangte Wahlkarten von im Postweg abgegebenen Stimmen

sind ungeöffnet auszuscheiden. Das Stimmenergebnis im Wahlkreis ist im Stimmenpro­

tokol! festzuhalten.

(2) Nach Feststellung des endgültigen Ergebnisses gemäß Abs. 1 haben die Kreiswahl­

behörden dieses Ergebnis unverzüglich der Landeswahlbehörde bekannt zu geben.

(3) Nach Einlangen aller gemäß Abs. 2 übermittelten Berichte hat die Landeswahlbe­

hörde die Wahlzahl zu ermitteln.

(4) Für die Ermittlung der Wahlzahl sind die Parteisummen der wahlwerbenden Grup­

pen, die im gesamten Landesgebiet mindestens 5 % der abgegebenen gültigen Stim­

men erzielt haben, heranzuziehen.

(5) Die Wahlzahl wird gefunden, indem die Gesamtsumme der im Landesgebiet für die

wahlwerbenden Gruppen (Abs. 4) abgegebenen gültigen Stimmen durch die Zahl 32

geteilt wird. Die so gewonnene und in jedem Fall auf die nächstfolgende ganze Zahl zu

erhöhende Zahl ist die Wahlzahl.
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(6) Die ermittelte Wahlzahl ist unverzüglich allen Kreiswahlbehörden auf die schnellste

Art bekanntzugeben.

§92

Zuteilung der Mandate auf die wahlwerbenden Gruppen

durch die Kreiswahlbehörde

(1) Die im Wahlkreis zu vergebenden Mandate sind von der Kreiswahlbehörde aufgrund

der Wahlzahl (§ 91 Abs.3) auf die wahlwerbenden Gruppen zu verteilen.

(2) Jede wahlwerbende Gruppe erhält so viele Mandate, wie die Wahlzahl in ihrer Par­

teisumme im Wahlkreis enthalten ist.

§93

Zuweisung der Mandate auf die Wahlwerber

durch die Kreiswahlbehörde

(1) Die um eins verringerte Anzahl der Mandate, die gemäß § 92 auf die wahlwerbende

Gruppe entfallen, sind den Wahlwerbern dieser wahlwerbenden Gruppe in der Reihen­

folge der von ihnen erreichten Wahlpunktezahlen zuzuweisen.

(2) Zu diesem Zweck ermittelt die Kreiswahlbehörde aufgrund der Feststellungen der

Gemeinde- und Sprengelwahlbehörden (§ 82 Abs. 6) und der Stimmzettel aus den ihr

gemäß § 89 Abs. 3 übermittelten sowie der im Postweg rechtzeitig eingelangten Wahl­

kuverts die Gesamtsumme der Vorzugsstimmen und Wahlpunkte, die auf jeden der auf

dem Stimmzettel angeführten Wahlwerber entfallen sind. § 82 Abs. 6 und 7 gilt sinnge­

mäß. Das Ergebnis dieser Ermittlung ist in einem Vorzugsstimmenprotokoll festzuhal­

ten.

(3) Das restliche der wahlwerbenden Gruppe zufallende Mandat ist das Vorzugsstim­

menmandat. Es erhält der Wahlwerber, dem noch kein Mandat nach Abs. 1 zugewiesen

wurde und dessen Vorzugsstimmenzahl

1. größer ist als die der anderen Bewerber seiner wahlwerbenden Gruppe, denen kein

Mandat nach Abs. 1 zugewiesen wurde, und
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2. mindestens so groß ist wie 15 % der für seine wahlwerbende Gruppe im Wahlkreis

abgegebenen gültigen Stimmen.

(4) Kann das Vorzugsstimmenmandat nach Abs. 3 nicht vergeben werden, so ist das

restliche Mandat dem Wahlwerber der jeweiligen wahlwerbenden Gruppe mit der größ­

ten Wahlpunktezahl (Abs. 2) zuzuweisen, dem noch kein Mandat nach Abs. 1 zugewie­

sen wurde.

(5) Bei gleicher Wahlpunktezahl im Falle des Abs. 1 und 4 entscheidet das Los. Das­

selbe gilt, wenn zwei Wahlwerber einer wahlwerbenden Gruppe die gleiche Zahl von

Vorzugsstimmen haben und im übrigen nach der Regelung des Abs. 3 für ein Vorzugs­

stimmenmandat in Betracht kommen.

(6) Wahlwerber, die für die Zuweisung eines Mandates nicht in Betracht kommen, gei­

ten in der Reihenfolge der Größe der von ihnen erreichten Wahlpunkte (Abs. 2) als Er­

satzmitglieder.

§94

Niederschrift über das erste Ermittlungsverfahren

(1) Die Kreiswahlbehörde hat das Wahlergebnis in einer Niederschrift zu verzeichnen.

(2) Die Niederschrift hat zu enthalten:

1. die Bezeichnung des Wahlkreises, den Ort und die Zeit der Amtshandlung,

2. die Namen der anwesenden Mitglieder und Ersatzmitglieder der Kreiswahlbehörde,

3. die Namen der anwesenden Vertrauenspersonen,

4. die allfälligen Feststellungen gemäß § 91,

5. das endgültig ermittelte Wahlergebnis im Wahlkreis in der nach § 88 Abs. 2 geglie­

derten Form,

6. die Wahlzahl,

7. die Zahl der auf jede wahlwerbende Gruppe entfallenden Mandate,
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8. die Zahl der Restmandate,

9. die Zahl der auf jede wahlwerbende Gruppe entfallenden Reststimmen,

10. die Namen der im ersten Ermittlungsverfahren gewählten Mitglieder der Vollver­

sammlung der einzelnen wahlwerbenden Gruppen in der Reihenfolge ihrer Berufung

und der Anführung der von ihnen erreichten Zahl von Wahlpunkten und Vorzugs

stimmen,

11. die Namen der im ersten Ermittlungsverfahren gewählten Ersatzmitglieder der ein­

zelnen wahlwerbenden Gruppen in der Reihenfolge ihrer Berufung unter Anführung

der von ihnen erreichten zahl von Wahlpunkten und Vorzugsstimmen.

(3) Der Niederschrift der Kreiswahlbehörde sind die Niederschriften der Gemeindewahl­

behörden sowie die gemäß § 62 veröffentlichten Kreiswahlvorschläge anzuschließen.

Sie bilden samt ihren Beilagen den Wahlakt der Kreiswahlbehörde.

(4) Die Niederschrift ist von den Mitgliedern der Kreiswahlbehörde zu unterfertigen.

Wird sie nicht von allen Mitgliedern unterschrieben, ist der Grund hiefür anzugeben.

§95

Verlautbarung der gewählten Bewerber, Übermittlung der Wahlakten

(1) Die Kreiswahlbehörde hat durch Anschlag an der Amtstafel des Amtes, dem der

Vorsitzende der Kreiswahlbehörde angehört, zu verlautbaren:

1. die Namen der im ersten Ermittlungsverfahren gewählten Mitglieder und Ersatzmit­

glieder der Vollversammlung unter Anführung des Geburtsjahres und der Adresse

sowie unter Beifügung der von ihnen erzielten Zahl von Wahlpunkten und Vorzugs­

stimmen,

2. die Zahl der verbliebenen Restmandate,

3. die Zahl der auf die einzelnen wahlwerbenden Gruppen entfallenden Reststimmen.

Die Verlautbarung hat auch den Zeitpunkt zu enthalten, an dem sie an der Amtstafel

angeschlagen wurde.
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(2) Die Wahlakten der Kreiswahlbehörden sowie eine Abschrift der Verlautbarung nach

Abs. 1 sind unverzüglich der Landeswahlbehörde zu übermitteln.

§96

Zweites Ermittlungsverfahren;

wahlwerbende Gruppen, die am Ermittlungsverfahren teilnehmen

Im zweiten Ermittlungsverfahren nehmen wahlwerbende Gruppen teil, die

1. im ersten Ermittlungsverfahren zumindest in einem der Wahlkreise ein Mandat oder

im gesamten Landesgebiet mindestens 5 % der abgegebenen gültigen Stimmen er­

zielt haben und

2. einen Landeswahlvorschlag (§ 64) eingebracht haben.

§97

Ermittlung und Zuteilung der Restmandate

(1) Die Landeswahlbehörde stellt zunächst aufgrund der ihr von den Kreiswahlbehörden

gemäß § 95 Abs. 2 übermittelten Wahlakten die Anzahl der im zweiten Ermittlungsver­

fahren zu vergebenden Restmandate und die Summe der bei jeder gemäß § 96 in Be­

tracht kommenden wahlwerbenden Gruppe verbliebenen Reststimmen fest.

(2) Auf diese wahlwerbenden Gruppen werden die im zweiten Ermittlungsverfahren

vergebenden Restmandate mittels der Wahlzahl, die nach den Bestimmungen der

Abs. 3 und 4 zu berechnen ist, verteilt.

(3) Die Summen der Reststimmen werden, nach ihrer Größe geordnet, nebeneinander

geschrieben; unter jede Summe wird die Hälfte geschrieben, darunter das Drittel, das

Viertel und nach Bedarf die weiterfolgenden Teilzahlen.

(4) Als Wahlzahl gilt bei bloß einem zu vergebenden Restmandat die größte, bei zwei

zu vergebenden die zweitgrößte, bei drei Restmandaten die drittgrößte, bei vier die

viertgrößte usw. Zahl der so angeschriebenen Zahlen.

(5) Jede wahlwerbende Gruppe erhält so viele Restmandate, wie die Wahlzahl in ihrer
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Reststimmensumme enthalten ist. Wenn nach dieser Berechnung zwei Parteien auf ein

Restmandat den gleichen Anspruch haben, entscheidet das Los.

§ 98

Gewählte Bewerber, Niederschrift, Verlautbarung

(1) Die im zweiten Ermittlungsverfahren zugeteilten Mandate (§ 96) werden den Wahl­

werbern der wahlwerbenden Gruppen in der Reihenfolge des Landeswahlvorschlages

zugewiesen. Ist ein Bewerber im zweiten Ermittlungsverfahren und in einem Wahlkreis

als Mitglied der Vollversammlung gewählt, so ist ihm kein Mandat vom Landeswahlvor­

schlag zuzuweisen. Für die Berufung von Wahlwerbern für die so nicht vergebenen

Mandate gilt § 101 Abs. 2 erster bis vierter Satz sinngemäß. Wahlwerber, die für die

Zuweisung eines Mandates nicht in Betracht kommen, gelten als Ersatzmitglieder.

(2) Die Landeswahlbehörde hat das Ergebnis ihrer Feststellungen im zweiten Ermitt­

lungsverfahren wie folgt zusammenzufassen:

1. die Zahl der auf die einzelnen wahlwerbenden Gruppen entfallenden Reststimmen­

summen,

2. die Zahl der auf jede wahlwerbende Gruppe entfallenden Restmandate,

3. die Namen der Bewerber, denen Restmandate gemäß § 96 zugewiesen wurden.

(3) Das Ergebnis der Ermittlungen der Landeswahlbehörde ist in einer Niederschrift zu

verzeichnen. Diese Niederschrift hat zu enthalten:

1. die Namen der anwesenden Mitglieder und Ersatzmitgliedern der Landeswahlbe­

hörde,

2. die Namen der anwesenden Vertrauenspersonen,

3. die Feststellungen gemäß Abs. 2.

(4) Das Ergebnis der Ermittlungen ist in der im Abs. 2 bezeichneten Form unverzüglich

zu verlautbaren. Die Verlautbarung hat an der Amtstafel des Amtes der Landesregie­

rung zu erfolgen. Die Verlautbarung hat auch den Zeitpunkt zu enthalten, an dem sie an
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der Amtstafel angeschlagen wurde.

§99

Einspruch gegen ziffemmäßige Ermittlungen

(1) Dem zustellungsbevollmächtigten Vertreter einer wahlwerbenden Gruppe steht es
.J

frei, gegen die ziffemmäßigen Ermittlungen einer Kreiswahlbehörde innerhalb von acht

Tagen nach der gemäß § 95 Abs. 1 erfolgten Verlautbarung bei der Landeswahlbehör­

de schriftlich Einspruch zu erheben.

(2) Im Einspruch ist hinreichend glaubhaft zu machen, warum und inwiefem die ziffem­

mäßigen Ermittlungen der Kreiswahlbehörde nicht den Bestimmungen dieses Gesetzes

entsprechen. Fehlt diese Begründung, kann der Einspruch ohne weitere Überprüfung

abgewiesen werden.

(3) Wird ein hinlänglich begründeter Einspruch erhoben, so überprüft die Landeswahl­

behörde aufgrund der ihr vorliegenden Schriftstücke das Wahlergebnis. Ergibt sich aus

diesen Schriftstücken die Unrichtigkeit der Ermittlung, so hat die Landeswahlbehörde

sofort das Ergebnis der Ermittlung richtigzustellen, die Verlautbarung der Kreiswahlbe­

hörde zu widerrufen und das richtige Ergebnis zu verlautbaren.

(4) Gibt die Überprüfung keinen Anlass zur Richtigstellung der Ermittlung, so hat die

Landeswahlbehörde den Einspruch abzuweisen.

§ 100

Ersatzmitglieder; Berufung, Ablehnung, Verzicht, Streichung

(1) Wahlwerber, die für die Zuweisung eines Mandates nicht in Betracht gekommen

sind oder ein Mandat nicht angenommen haben, sowie solche, die ihr Mandat ange­

nommen, in der Folge aber hierauf verzichtet haben, bleiben Ersatzmitglieder, solange

sie nicht ausdrücklich die Streichung aus der Liste der Ersatzmitglieder verlangt haben

(Abs.4).

(2) Ersatzmitglieder werden von der Landeswahlbehörde auf frei gewordene Mandate

berufen. Die Reihenfolge für die Berufung der Ersatzmitglieder, die im ersten Ermitt­

lungsverfahren gewählt wurden, bestimmt sich nach § 93, die Reihenfolge für die Beru-
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fung der Ersatzmitglieder auf Landeswahlvorschlägen nach der Reihenfolge des Lan­

deswahlvorschlages. Der zustellungsbevollmächtigte Vertreter der wahlwerbenden

Gruppe, auf deren Landeswahlvorschlag das Ersatzmitglied aufscheint, kann der Lan­

deswahlbehörde binnen vier Tagen auch ein anderes auf dem Landeswahlvorschlag

enthaltenes Ersatzmitglied zur Berufung auf das freigewordene Mandat bekannt geben.

Dabei dürfen Wahlwerber, denen bereits ein Mandat auf einem Kreiswahlvorschlag zu­

gewiesen wurde, nicht auf den Landeswahlvorschlag berufen werden. Wurde einem auf

einem Kreiswahlvorschlag zu berufenden Wahlwerber bereits ein Mandat auf dem Lan­

deswahlvorschlag zugewiesen, so ist ihm das Mandat auf dem Kreiswahlvorschlag zu­

zuweisen. Für das Mandat auf dem Landeswahlvorschlag ist gemäß den vorstehenden

Bestimmungen ein anderes Ersatzmitglied zu berufen. Der Name der berufenen Er­

satzmitglieder ist durch Anschlag an der Amtstafel des Amtes der Landesregierung zu

verlautbaren.

(3) Lehnt ein Ersatzmitglied, das für ein frei gewordenes Mandat berufen wird, diese

Berufung ab, so bleibt er dennoch in der Reihe auf der Liste der Ersatzmitglieder.

(4) Ein Ersatzmitglied auf dem Kreiswahlvorschlag und ein Ersatzmitglied auf dem Lan­

deswahlvorschlag kann jederzeit nach der Wahl von der Landeswahlbehörde seine

Streichung verlangen. Die erfolgte Streichung ist durch Anschlag an der Amtstafel des

Amtes der Landesregierung zu verlautbaren.

§ 101

Erschöpfung der Wahlvorschläge

(1) Ist die gemäß § 93 erstellte Liste der Ersatzmitglieder erschöpft, so hat die Landes­

wahlbehörde dem zustellungsbevollmächtigten Vertreter jener wahlwerbenden Gruppe,

deren Kreiswahlvorschlag diese Reihung zuzuordnen ist, aufzufordern, binnen 14 Ta­

gen bekanntzugeben, welche von den für andere Wahlkreise aufscheinenden Ersatz­

mitgliedern im Fall der Erledigung von Mandaten von der Landeswahlbehörde auf frei

werdende Mandate zu berufen sind.

(2) Ist auf dem Landeswahlvorschlag die Liste der Ersatzmitglieder erschöpft, so hat die

Landeswahlbehörde den zustellungsbevollmächtigten Vertreter der wahlwerbenden
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Gruppe, die den Landeswahlvorschlag eingebracht hat, aufzufordern, binnen 14 Tagen

bekannt zu geben, welche bisher nicht auf dem Landeswahlvorschlag stehenden Be­

werber aus Wahlkreisvorschlägen, die im Wahlkreis nicht gewählt wurden, auf frei wer­

dende Mandate zu berufen sind.

§ 102

Wahlscheine

Jedes Mitglied der Vollversammlung erhält nach seiner Wahl oder nach seiner gemäß

§ 100 erfolgten Berufung von der Landeswahlbehörde einen Wahlschein, der ihn zur

Teilnahme an den Sitzungen der Vollversammlung berechtigt.

§ 103

Fristen

(1) Der Beginn und der Lauf einer im zweiten Hauptstück dieses Gesetzes vorgesehe­

nen Frist wird durch Samstage, Sonntage, Feiertage oder den Karfreitag nicht behin­

dert. Fällt das Ende der Frist auf einen solchen Tag, ist der nächste Werktag als letzter

Tag der Frist anzusehen.

(2) Für die Berechnung der Fristen gilt § 32 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensge­

setzes 1991 - AVG, BGBI Nr. 51, zuletzt geändert mit Bundesgesetz BGB!. I

Nr. 137/2001.

(3) Die Tage des Postlaufes werden in die Frist eingerechnet.

§ 104

Wahlkosten

(1) Alle mit der Wahl zusammenhängenden Kosten sind von der Landwirtschaftskam­

mer zu tragen.

(2) Den Gemeinden ist für die Mitwirkung an der Auflage der Wählerverzeichnisse und

für die Mitwirkung ihrer Organe bei den Gemeindewahlbehörden eine Entschädigung

von 30 Cent je Wahlberechtigten zu leisten. Hiemit sind alle Kostenansprüche abge­

deckt.
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(3) Ein Anspruch auf Ersatz der Wahlkosten ist binnen sechzig Tagen nach dem Wahl­

tag bei der Landwirtschaftskammer geltend zu machen. Im Streitfalle entscheidet die

Landesregierung.

3. Hauptstück

Befragung der Kammermitglieder

§ 105

Anordnung und Durchführung der Befragung

(1) In grundsätzlichen Fragen der Agrarpolitik und der Organisation der Landwirt­

schaftskammer kann eine Befragung unter den Kammermitgliedern durchgeführt wer­

den.

(2) Bei der Durchführung der Befragung haben nach Maßgabe der Bestimmungen die­

ses Gesetzes die im Amt befindlichen Wahlbehörden (§ 34 Abs. 1) mitzuwirken.

(3) Stimmberechtigt bei der Befragung sind alle am Stichtag wahlberechtigten Kam­

mermitglieder. Die Landwirtschaftskammer verzeichnet die Stimmberechtigten auf

Grundlage des Mitgliederverzeichnisses in nach Gemeinden gegliederten Stimmlisten.

(4) Die Befragung ist durch die Vollversammlung zu beschließen und wird mit Verord­

nung der Landesregierung ausgeschrieben. Der Beschluss und die Ausschreibung ha­

ben folgendes zu enthalten:

1. den Tag, der als Stichtag für die Eintragung in die Stimmlisten zu gelten hat,

2. die Frage, über die abzustimmen ist,

3. den Befragungstag.

Der Befragungstag kann mit dem Tag der Wahl der Mitglieder der Vollversammlung

zusammenfallen. In diesem Fall sind die Wahl- bzw. Stimmberechtigten nur einmal zu

erfassen.
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(5) Für die Befragung bildet das Land Burgenland einen einheitlichen Stimmbezirk.

(6) Für das Abstimmungsverfahren sind amtliche Stimmzettel zu verwenden, welche auf

Anordnung der Landeswahlbehörde herzustellen sind. Die Stimmzettel haben folgendes

zu enthalten:

1. die Bezeichnung "Amtlicher Stimmzettel" mit Beifügung des Tages der Befragung,

2. die Bezeichnung "Befragung in der Burgenländischen Landwirtschaftskammer",

(7) die gestellte(n) Frage(n).ss mit "ja" oder "nein" beantwortet werden können.

(8) Ein Stimmzettel ist gültig ausgefüllt, wenn in einem der Kreise ein Kreuz oder eine

andere Kennzeichnung angebracht ist oder wenn sonst der Wille des Stimmberechtig­

ten eindeutig erkennbar ist.

§ 106

Ermittlung der Ergebnisse

(1) Die Gemeinde(Sprengel-)wahlbehörde überprüft nach Ablauf der Befragungszeit, im

Falle der gleichzeitigen Durchführung der Wahlen der Mitglieder der Vollversammlung

nach Ablauf der festgelegten Wahlzeit, die amtlichen Stimmzettel auf ihre Gültigkeit und

ermittelt sodann:

1. die Gesamtsumme der abgegebenen gültigen und ungültigen Stimmen,

2. die Summe der ungültigen Stimmen,

3. die Summe der gültigen Stimmen,

4. die Summe der abgegebenen gültigen auf "ja" lautenden Stimmen,

5. die Summe der abgegebenen gültigen auf "nein" lautenden Stimmen.

(2) Das Ergebnis ist unverzüglich telefonisch oder mittels Telefax der Bezirkswahlbe­

hörde mitzuteilen. Die Bezirkswahlbehörde meldet das Ergebnis wiederum unverzüglich

telefonisch oder mittels Telefax der Landeswahlbehörde.
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§ 107

Verlautbarung der Ergebnisse

(1) Die Gemeinde(Sprengel-)wahlbehörde hat über das Ergebnis der Ermittlungen eine

Niederschrift im Sinne des § 83 Abs. 1 anzulegen.

(2) Das Ergebnis der Befragung ist von der Landeswahlbehörde unverzüglich festzu­

stellen, niederschriftlich zu beurkunden und im Landesamtsblatt für das Burgenland zu

verlautbaren sowie der Vollversammlung zur Beratung vorzulegen.

§ 108

Anzuwendende Vorschriften

(1) Bei der Durchführung des Verfahrens über die Befragung der Kammermitglieder

sind die Bestimmungen des zweiten Hauptstückes dieses Gesetzes sinngemäß anzu­

wenden.

(2) Hinsichtlich der Anfechtung und der Kosten einer Befragung sowie der zu beachten­

den Fristen finden die §§ 99, 103 und 104 sinngemäß Anwendung.

(3) Fällt der Befragungstag mit dem Tag der Wahl zusammen, gebühren den Gemein­

den für die Befragung keine zusätzliche Entschädigung.

4. Hauptstück

Verfahrens-, Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 109

Allgemeine Verfahrensbestimmungen

(1) Für das Verfahren der Landwirtschaftskammer zur Vorschreibung der Kammerum­

lage gemäß § 25 Abs. 10 und zur Vorschreibung der Kammerbeiträge gemäß § 26 ist

die Landesabgabenordnung, LGBI. Nr. 2/1963, in der jeweils geltenden Fassung, an­

zuwenden.
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(2) Bei Besorgung sonstiger behördlicher Aufgaben ist das Allgemeine Verwaltungsver­

fahrensgesetz 1991, BGBI. Nr. 51, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. I

Nr. 137/2001, anzuwenden.

§ 110

Übergangsbestimmungen

(1) Die Landwirtschaftskammer ist Rechtsnachfolgerin der gemäß § 1 Abs. 1 des Ge­

setzes über die Errichtung einer Landwirtschaftskammer für das Burgenland, LGBI. Nr.

71/1926, zuletzt geändert mit Gesetz LGBI. Nr. 17/1998, errichteten Landwirtschafts­

kammer für das Burgenland.

(2) Die Funktionsperiode der nach dem Gesetz über die Errichtung einer

Landwirtschaftskammer für das Burgenland und nach dem Gesetz über die

Wahlordnung für die Landwirtschaftskammer (Bauernkammer) für das Burgenland,

LGBI. Nr. 72/1926, zuletzt geändert mit Gesetz LGBI. Nr. 10/1972, gewählten Organe

der Landwirtschaftskammer wird durch das Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht berührt.

Diese Organe gelten als Organe nach diesem Gesetz.

(3) Die Geschäftsordnung, die Dienst- und Besoldungsordnung gelten als nach diesem

Gesetz erlassen, soweit sie mit diesem Gesetz nicht in Widerspruch stehen.

(4) Soweit die in Abs. 3 genannten Vorschriften mit diesem Gesetz in Widerspruch ste­

hen, sind sie innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes anzupassen.

(5) Die gemäß § 26 Abs. 2 des Gesetzes über die Errichtung einer Landwirtschafts­

kammer für das Burgenland, LGBI. Nr. 71/1926, zuletzt geändert mit Gesetz LGBI. Nr.

17/1998, erlassenen Vorschriften über den Pensionsfonds gelten für jene Bediensteten

weiter, deren Pensionsansprüche nach diesen Vorschriften bestehen, sofern mit ihnen

nicht einvernehmlich andere Regelungen getroffen wurden.

§ 111

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten das Gesetz über die Errichtung einer

Landwirtschaftskammer für das Burgenland, LGBI. Nr. 71/1926, zuletzt geändert mit
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Gesetz LGBI. Nr. 17/1998, und das Gesetz über die Wahlordnung für die Landwirt­

schaftskammer (Bauemkammer) für das Burgenland, LGBI. Nr. 72/1926, zuletzt geän­

dert mit Gesetz LGBI. Nr. 10/1972, außer Kraft.
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Anlage 1
(§ 49 Abs. 2)

Gemeinde: Wahlsprengel: .

Straße

Polit. Bezirk: . Gasse
Platz

Wählerverzeichnis

Fort\. Haus- Familien- und Vorname Abg. Anmerkung

Zahl (Tür) (voll ausschreiben) Stimme

Nr. Geburtsjahr
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Anlage 2
(§ 72 Abs. 1)

Gemeinde: Wahlsprengel: .

Straße
Polit. Bezirk: . Gasse

Platz

ABSTIMMUNGSVERZEICHNIS

Fort!. Name des Wählers Fort!. Zahl des Anmerkung
Zahl Wählerver-

zeichnisses

S:\WORD\DOCS\Gesetze\LWKGES.doc



87

Anlage 3
(§ 56 Abs. 2)

LandwirtschaftskammerwahI ....

Gemeinde: _

Polit. Bezirk: _

Wählerverzeichnis Nr.: _

Wahlkreis Nr.: _

WAHLKARTE
für

I_F_a_m_i_li_e_n_-_u_n_d_v_o_m_a_m_e I_G_e_b_u_rts_j_a_h_r --'

Diese Wahlkarte berechtigt Sie zur Stimmabgabe im Postweg oder zur persönlichen Stimmabgabe vor einer Gemeindewahlbehörde.
Stimmabgabe im Postweg: Legen Sie das Wahlkuvert, das den ausgefüllten amtlichen Stimmzettel enthält, in diese Wahlkarte, ver-
schließen Sie diese und senden Sie sie bis spätestens . an die Kreiswahlbehörde (spätestes Aufgabedatum = )
Persönliche Stimmabgabe: Nehmen Sie diese Wahlkarte und einen Identitätsnachweis zur Wahl mit!

BEACHTEN SIE DIE BEILIEGENDE INFORMATION!
Duplikate für abhanden gekommene oder unbrauchbar gewordene Wahlkarten werden nicht ausgestellt!

Der Bürgermeister:

.................................., am .

Anlage 3 (Rückseite)

An die

Kreiswahlbehörde des Wahlkreises.

bei der Bezirkshauptmannschaft
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Vorblatt

Problem:

Das Landwirtschaftskammergesetz und die Landwirtschaftskammerwahlordnung

stammen im wesentlichen aus dem Jahre 1926 und sind trotz punktueller Novellie­

rungen in Inhalt und Regelungstechnik veraltet. Dazu kommt, dass sich der Inländer­

vorbehalt für Kammerangestellte (§ 26 Abs. 2 Landwirtschaftskammergesetz) auf­

grund des Diskriminierungsverbotes für EWR- bzw. EU-Ausländer in dieser allgemei­

nen Form nicht aufrecht erhalten lässt.

Ziel:

Zielsetzung dieses Entwurfes ist es, die Landwirtschaftskammer einschließlich der

Wahlordnung in einem Gesetz zu regeln, die Kammermitgliedschaft und die Finan­

zierung den in anderen Bundesländern bestehenden Voraussetzungen anzupassen,

die Gemeinden von den mit der Landwirtschaftskammerwahl zusammenhängenden

Kosten zu entlasten, das Wahlverfahren zu vereinfachen und durch Neufestsetzung

der Stichtage kostengünstig zu gestalten.

Weiters soll der Inländervorbehalt bei Kammerangestellten auf den Kammerdirektor

und seinen Stellvertreter eingeschränkt werden.

Kosten:

Allgemeine Kostenentlastungen werden dadurch erzielt, dass die Stichtage des

Wahlkalenders in die Dienstzeit der Behörden fallen und nicht wie bisher auf Sams­

tage und Sonntage, was kostenintensive Joumaldienste erforderlich machte.

Während die Gemeinden bisher die mit der Wahl zusammenhängenden Kosten

selbst zu tragen haben, belasten diese Kosten nunmehr die Landwirtschaftskammer

selbst. Für das Land ist der Entwurf kostenneutral.

Alternative:

Mit Ausnahme der notwendigen Herstellung der EU-Konformität bei Kammerbediens­

teten bestünde die Möglichkeit der Beibehaltung des bisherigen Rechtszustandes.

EU-Konformität:

Wird bezüglich der Kammerbediensteten hergestellt.



Erläuterungen

Allgemeines:

Das Gesetz über die Errichtung einer Landwirtschaftskammer für das Burgenland wur­

de am 13.3.1925 beschlossen, mit LGBI. Nr.32/1925 verlautbart und mit LGBI.

Nr. 71/1926 wiederverlautbart.

Dieses Gesetz orientierte sich am damaligen Landwirtschaftskammergesetz Niederös­

terreichs, LGBI. Nr. 59/1922, das sich seinerseits süddeutsche Kammermodelle zum

Vorbild genommen hatte.

Mit Gesetz LGBI. Nr. 13/1953 wurde das nach dem Anschluss außer Kraft gesetzte

Landwirtschaftskammergesetz mit geringfügigen Änderungen wieder in Kraft gesetzt.

Das Gesetz LGBI. Nr. 12/1958 regelte im wesentlichen die Kostenbedeckung der

Kammer durch Kammerumlagen neu.

Mit Gesetz LGBI. Nr. 9/1972 wurde die Kammermitgliedschaft in der heute gültigen

Form definiert, das aktive Wahlalter auf 19 Jahre und das passive auf 24 Jahre herab­

gesetzt und die Kostenbedeckung der Kammer in der heute gültigen Form festgelegt.

Das Gesetz LGBI. Nr. 42/1995 beschränkte sich auf die Einführung der Befragung der

Kammerzugehörigen, das Gesetz LGBI. Nr. 17/1998 regelte die Bezüge des Präsiden­

ten neu.

Dieses Gesetz ist trotz punktueller Änderungen in Inhalt und Regelungstechnik veraltet.

Dasselbe gilt für die ebenfalls aus dem Jahre 1926 stammende Landwirtschaftskam­

merwahlordnung, LGBI. Nr. 72/1926, die durch die nachfolgenden Novellen LGBI. Nr.

9/1957 und 10/1972 ebenfalls nur geringfügig geändert wurden.

Die derzeit in zwei Gesetzen - dem Landwirtschaftskammergesetz und der Landwirt­

schaftskammerwahlordnung - geregelte Materie wird aus Gründen der leichteren Hand­

habung in einem Entwurf, dem "Landwirtschaftskammergesetz", geregelt.

Die wichtigsten Änderungen zur derzeitigen Rechtslage sind:

- die Land- und Forstwirtschaft und ihre Betriebe werden definiert; die Kammermit­

gliedschaft der Betriebsnachfolger, wenn sie kein anderes Erwerbseinkommen be-
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ziehen, wird eingeführt - dies entspricht der Regelung in Niederösterreich, Oberös­

terreich, Kärnten, Steiermark, Salzburg und Vorarlberg;

die Rechte und Pflichten der Kammermitglieder werden genau festgelegt;

Bestimmungen über den eigenen und übertragenen Wirkungsbereich, die wechsel­

seitige Information und den Datenschutz werden aufgenommen;

die Aufgaben der Organe der Landwirtschaftskammer werden übersichtlich ange­

führt;

Kammerumlage und Kammerbeiträge werden neu geregelt;

die Bestimmung, dass die mit der Wahl zusammenhängenden Kosten der Gemein­

de von dieser selbst zu tragen sind (§ 54 Landwirtschaftskammerwahlordnung), wird

fallen gelassen, doch wird auf eine Mitwirkung der Gemeinde bei der Auflage der

Wählerlisten nicht zu verzichten sein;

die Stichtage des Wahlkalenders werden aus Ersparnisgründen so angesetzt, dass

diese in die Dienstzeiten der Behörden fallen und nicht wie bisher auf Samstage und

Sonntage.

Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers zur Erlassung eines Landwirtschaftskam­

mergesetzes ergibt sich aus Artikel 15 Abs. 1 B-VG. Klargestellt wird dies auch durch

Artikel 11 Abs. 1 Z 2 B-VG, wonach Angelegenheiten der beruflichen Vertretungen, so­

weit sie nicht unter Artikel 10 fallen, "jedoch mit Ausnahme jener auf land- und forstwirt­

schaftlichen Gebiete", Bundessache in der Gesetzgebung und Landessache in der

Vollziehung sind.

Was die Pflichtmitgliedschaft zu den Kammern betrifft, so wurde diese in letzter Zeit

verschiedentlich in Frage gestellt. Hiezu führte Korinek (Staatsrechtliche Grundlagen

der Kammerselbstverwaltung DRdA, April 1991) unter anderem aus: "Die österreichi­

sche Bundesverfassung regelt die Einrichtung von Kammern als gesetzliche Interes­

senvertretungen nicht, sondern geht von ihrer Existenz aus. Die wirtschaftliche und be­

rufliche Selbstverwaltung ist so vom Verfassungsgesetzgeber vorausgesetzt worden,

und zwar in der Ausprägung, in der er sie bei der Erlassung der entsprechenden Nor­

men des B-VG vorfand. Der Verfassung schwebt so ein bestimmtes Bild der wirtschaft­

lichen und beruflichen Selbstverwaltung vor, wie sie zum Zeitpunkt des Entstehens der

entsprechenden verfassungsrechtlichen Regelungen bestanden hat. Zu diesem Bild

zählt aber zweifellos auch die Pflichtmitgliedschaft: Sowohl die "Kammergesetze" der

Monarchie als auch jene der jungen Republik normierten als geradezu selbstverständ­

lich eine obligatorische Mitgliedschaft (verbunden mit entsprechenden Pflichten zur Bei­

tragsleistung zur Finanzierung der Kammer) zu den jeweiligen Selbstverwaltungskör-
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pern.

Die Einrichtungen der beruflichen und wirtschaftlichen Selbstverwaltung sind daher ein­

schließlich des sie mitprägenden essentiellen Merkmales der Pflichtmitgliedschaft bun­

desverfassungsrechtlich vorausgesetzt und anerkannt und somit fundiert, also "unmit­

telbar von der Verfassung getragen"."

Zu den einzelnen Bestimmungen wird bemerkt:

Zu § 1:

In Abs. 1 kommt zum Ausdruck, dass die Vertretung der Land- und Forstwirtschaft in

ihrer Gesamtheit gegenüber Staat und Gesellschaft der Landwirtschaftskammer als

Selbstverwaltungskörper zusteht. Eine gleichartige Regelung enthält bereits das aus

dem Jahr 1925 stammende derzeitige Gesetz.

Zu§2:

Die Definition der Land- und Forstwirtschaft ist die sachliche Voraussetzung für die Mit­

gliedschaft zur Kammer, aber auch Kriterium für die Vertretung und Förderung der Inte­

ressen im Sinne einer Gesamtrepräsentation.

§ 1 Abs. 2 des geltenden Gesetzes enthält eine für heutige Verhältnisse eher lückenhaf­

te Aufzählung der zur "Landwirtschaft" gehörenden Wirtschaftszweige.

Im vorliegenden Entwurf wird der Begriff der Land- und Forstwirtschaft neu gefasst. Ein

möglichst allgemein und weit gefasster Begriff der Land- und Forstwirtschaft soll auch

der Abgrenzung zu anderen Rechtsbereichen, insbesondere zum Gewerberecht, die­

nen. Im Abs. 1 orientiert sich der Begriff an typischen - zumeist traditionellen - Tätigkei­

ten, nämlich dem Pflanzenbau (Hervorbringung und Gewinnung pflanzlicher Erzeugnis­

se mit Hilfe der Naturkräfte) und der Tierhaltung. Dieser Rahmen wird durch einzelne

herkömmliche Begriffe näher umschrieben, aber auch durch moderne Tätigkeiten wie

Kompostierung und Bereitstellung biogener Rohstoffe. Kompostierung kann allerdings

auch ein selbständiger Teil der Abfallbeseitigung sein. In diesem Fall kann man nicht

von Landwirtschaft sprechen.

Im Abs. 2 wird unter Berücksichtigung der Gewerbeordnung zur KlarsteIlung angeführt,

was nicht dem landwirtschaftlichen Gartenbau zu unterstellen ist.

Nebenbetriebe können über die eigentliche "Urproduktion" zwar hinausgehen, bleiben
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aber in einem untergeordneten Umfang und in einem engen rechtlichen Rahmen (zB

Bauernmärkte). Hilfsbetriebe dienen dem eigenen land- und forstwirtschaftlichen Be­

trieb. Wenn sie sich jedoch als selbständige, von der Land- und Forstwirtschaft getrennt

geführte Wirtschaftskörper darstellen, zählen sie, wie Abs. 3 klarstellt, nicht mehr zur

Land- und Forstwirtschaft, wohl aber zählen die in Abs. 4 aufgezählten Erwerbs- und

Wirtschaftsgenossenschaften nach altem Herkommen zur Land- und Forstwirtschaft,

wenn sie nicht als Gewerbebetrieb organisiert sind.

Zu§3:

In der Landwirtschaftskammer sind die Mitglieder zu einer Körperschaft öffentlichen

Rechtes verbunden. Die Bestimmungen über die Mitgliedschaft sind daher für jede

Landwirtschaftskammer von entscheidender Bedeutung.

Während derzeit das die Mitgliedschaft zur Landwirtschaftskammer begründende Ei­

gentum an 5700 m2 land- und forstwirtschaftlich genutztem Grund beibehalten wurde,

soll auch bei einem Einheitswert von mehr als 1.500 Euro - bei Überschreiten dieses

Betrages wird der Eigentümer pensions- und krankenversicherungspflichtig (§ 2 Abs. 2

Bauernsozialversicherungsgesetz) - begründet werden (Abs. 1 Z 1). Die Mitgliedschaft

begründende Grundstücke von weniger als 5700 ~, aber mehr als 1.500 Euro Ein­

heitswert werden vor allem Weingartengrundstücke sein.

Da die Kammerorganisation vor allem auch diejenigen vertreten soll, die eine land- und

forstwirtschaftliche Tätigkeit tatsächlich ausüben, sollen neben den Eigentümern (wie

bisher) auch die tatsächlichen Bewirtschafter und Fruchtgenussberechtigten oder Päch­

ter Kammermitglieder sein (Abs. 1 Z 2).

Dieser Orientierung an den Bewirtschaftern entspricht auch die Erweiterung der Mit­

gliedschaft gem. Abs. 1 Z 3, wenn die darin aufgezählten Personen wesentlich im Be­

trieb mitarbeiten.

Schließlich sollen wie bisher die burgenländischen land- und forstwirtschaftlichen Er­

werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und ihre Verbände Kammermitglieder sein
(Abs. 1 Z 5).

Die Abs. 2 bis 4 entsprechen dem derzeit geltenden Landwirtschaftskammergesetz.

Neu ist die Bestimmung des Abs. 6, wonach die Landwirtschaftskammer in der Lage

sein soll, die nicht nur auf dem Grundeigentum beruhenden Mitglieder jederzeit erfas-
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sen zu können: Etwa für Wahlen, Mitgliederbefragungen oder für die Vorschreibung von

Kammerbeiträgen soll sie auch Zugang zu diesen Daten haben. Da diese Daten bei den

Sozialversicherungsträgern gespeichert sind, sollen sie der Landwirtschaftskammer zur

Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfügung gestellt werden können. Für die Feststellung der

Mitgliedschaft kommt hauptsächlich die Sozialversicherungsanstalt der Bauern in Fra­

ge.

Für diese Auskunftspflicht wird die Zustimmung des Bundes nach Artikel 97 Abs. 2

B-VG erforderlich sein, eine Zustimmung, die zur im wesentlichen gleichlautenden Be­

stimmung des § 7 Abs. 2 des Tiroler Landwirtschaftskammergesetzes nicht verweigert

wurde.

Zu§4:

Obwohl im geltenden Gesetz eine Bestimmung über Rechte und Pflichten der Mitglieder

fehlt, gab es in der Praxis nie Zweifel über die ureigensten Rechte und Pflichten der

Kammermitglieder: Einerseits das aktive und passive Wahlrecht und das Recht, die

Serviceleistungen der Kammer in Anspruch zu nehmen, andererseits Kammerumlagen

und Kammerbeiträge zu bezahlen.

Neben diesen "selbstverständlichen" Rechten wurde als Element der direkten Demokra­

tie die Möglichkeit geschaffen, dass eine qualifizierte Minderheit von Kammermitglie­

dern Anträge an die Vollversammlung stellen kann. Diese Anträge sind in einer solchen

Weise zu behandeln, dass sie den Antragstellern die Möglichkeit gibt, ihre Angelegen­

heit in der Vollversammlung vorzubringen.

Zu§5:

Für Selbstverwaltungskörper ist kennzeichnend, dass sie in der Regel zwei Aufgaben­

bereiche zu besorgen haben: einen ihnen besonders nahe stehenden Bereich, den ei­

genen Wirkungsbereich, und einen Bereich, der ihnen zusätzlich vom Staat übertragen

wurde und den sie im Auftrag des Staates zu besorgen haben, den übertragenen Wir­

kungsbereich.

Für die Selbstverwaltung im eigenen Wirkungsbereich ist weiters kennzeichnend, dass

sie frei von Weisungen staatlicher Organe besorgt wird.



6

Zu§6:

Die derzeit in § 3 formulierten Aufgaben der Landwirtschaftskammer werden in diesem

Paragraph möglichst umfassend aufgezählt mit dem Ziel, die Landwirtschaftskammer

als Vertreterin der Land- und Forstwirtschaft hervorzuheben.

Gesetzlich verankert wird das Recht, sich zwecks Erhöhung der Schlagkraft mit den

Kammern anderer Bundesländer zu einer Dachorganisation zusammenzuschließen, wie

dies etwa durch die Einrichtung der Präsidentenkonferenz geschehen ist.

Zu§ 7:

Artikel 22 B-VG legt die Verpflichtung der Organe des Bundes, der Länder und Ge­

meinden zur wechselseitigen Hilfeleistung im Rahmen ihres gesetzmäßigen Wirkungs­

bereiches fest.

Da durch diese verfassungsgesetzliche Regelung Selbstverwaltungskörper nicht erfasst

sind, eine wechselseitige "Amtshilfe" jedoch aus verwaltungsökonomischen Gründen

zweckmäßig ist, war diese wechselseitige Hilfeleistung zwischen den Behörden der

Gebietskörperschaften und der Landwirtschaftskammer im Gesetz vorzusehen.

Zu §8:

Das Begutachtungsrecht der Landwirtschaftskammer zu Gesetzentwürfen und zu die

Landwirtschaft betreffenden Verordnungsentwürfen der Landesregierung ist bereits in

§ 4 Abs. 3 des geltenden Landwirtschaftskammergesetzes vorgesehen und soll in die­

ser Form aufrecht bleiben.

Zu§9:

Im § 4 Abs. 1 des geltenden Landwirtschaftskammergesetzes ist die Aufsichtspflicht der

Landesregierung zwar statuiert, als Aufsichtsmittel sind jedoch nur die Auskunftspflicht

der Landwirtschaftskammer und im § 5 das Teilnahmerecht eines Vertreters der Lan­

desregierung bei der Vollversammlung vorgesehen.

Im Entwurf sind die der Landesregierung zur Verfügung stehenden Aufsichtsmittel (ne­

ben den in der Vollversammlung zustehenden Rechten) angeführt:

- die Behebung von Beschlüssen, und zwar aller Organe, wenn durch sie Rechtsvor­

schriften verletzt werden;

- die Ungültigerklärung von Wahlen zu denjenigen Organen der Landwirtschaftskam­

mer (außerhalb der Kammerwahlen), auf die Artikel 141 B-VG keine Anwendung

findet, weil es sich nicht um satzungsgebende Organe handelt;



7

die Auflösung der Vollversammlung;

- verschiedene Genehmigungspflichten.

Die Auskunftspflicht ist bei den wechselseitigen Informationspflichten im § 7 geregelt

Zu § 10:

Zur Erfüllung ihrer vielfältigen Aufgaben ist es notwendig, dass die Landwirtschafts­

kammer personenbezogene Daten ihrer Mitglieder erhebt, sammelt, verarbeitet, an

Dachorganisationen und kollektivvertragsfähige Berufsvereinigungen weitergibt und

ihrerseits Daten von Sozialversicherungsträgem (§ 3 Abs. 6) bzw. von der Finanzver­

waltung (§ 25 Abs. 9) erhält.

Zu § 11:

Die derzeitigen Bestimmungen über die "Zusammensetzung der Landwirtschaftskam­

mer" entsprechen in keiner Weise dem legistischen Standard, der an die Definition der

Organe des Selbstverwaltungskörpers "Landwirtschaftskammer" zu stellen ist. Als Bei­

spiel sei § 6 mit der Formulierung: "Die Landwirtschaftskammer besteht aus 32 Mitglie­

dern" angeführt.

Obwohl unschwer zu erkennen ist, dass hiemit die Mitglieder der Vollversammlung ge­

meint sind, ist als weiterer Mangel anzuzeigen, dass eben nur die Vollversammlung und

der Präsident (die Vizepräsidenten) als Organe aufgezählt sind. Die wichtigen Organe

"Hauptausschuss" und "Kontrollausschuss" sind derzeit bloß in der Geschäftsordnung

geregelt.

Es ist daher notwendig, alle Organe aufzuzählen und in den folgenden Bestimmungen

ihre Zusammensetzung, ihren Aufgabenbereich sowie die Grundsätze über Vorsitz,

Einberufung und Beschlussfassung festzulegen.

Bemerkt wird, dass aus Sparsamkeitsgründen - einem Wunsch der Landwirtschafts­

kammer entsprechend - nur ein Vizepräsident vorgesehen ist.

Zu §§ 12 - 15:

Die Vollversammlung ist das satzungsgebende Organ (im Sinne des Artikels 141 B-VG)

der Landwirtschaftskammer. Ihr kommen daher die wichtigsten und grundsätzlichen

Aufgaben zu.

In diesen Paragraphen werden die organisatorischen und geschäftsordnungsmäßigen
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Grundsätze dieses Organes festgelegt.

Während die Mitglieder der Vollversammlung gern. § 7 Abs. 4 des geltenden Gesetzes

"bis zur Wahl" ihrer Nachfolger, das ist bis zum Abschluss des Wahlverfahrens, im Amt

bleiben und bis zur konstituierenden Sitzung der neuen Vollversammlung Vakanz

herrscht, bestimmt nun § 12 Abs. 3, dass die Funktionsdauer der alten Vollversamm­

lung zur Vermeidung einer solchen Vakanz bis zur Eröffnungssitzung der neuen Voll­

versammlung dauert.

Die Regelungen über die Vorsitzführung, die Einberufung, die Fristen hiezu, das Ver­

langen einer Einberufung durch eine qualifizierte Mehrheit oder die Aufsichtsbehörde

sowie über die Tagesordnung, die Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung orientieren

sich an der Burgenländischen Gemeindeordnung.

Der derzeit bestehende Inländervorbehalt für die Wählbarkeit als (gewöhnliches) Mit­

glied der Vollversammlung (§ 11 Landwirtschaftskammergesetz) wurde fallen gelassen;

dieser Inländervorbehalt wurde im Hinblick auf eine Fülle behördlicher Aufgaben ledig­

lich für den Präsidenten und den Vizepräsidenten aufrecht erhalten.

Zu § 17:

Auch die Bestimmungen über die Selbstauflösung und die Auflösung der Vollversamm­

lung durch die Aufsichtsbehörde orientieren sich an der Burgenländischen Gemeinde­

ordnung.

Während nach dem derzeitigen Gesetz (§ 7 Abs. 4) die Mitglieder der Vollversammlung

auch bei Selbstauflösung "bis zur Wahl ihrer Nachfolger" im Amt bleiben, ist vorgese­

hen, dass die Mandate der Mitglieder der Vollversammlung erlöschen, ausgenommen

die Mandate des Präsidenten (Vizepräsidenten) und der Mitglieder des Kontrollaus­

schusses.

Zu § 18:

Der bisher lediglich in der Geschäftsordnung der Landwirtschaftskammer vorgesehene

Hauptausschuss soll nun als Organ der Kammer gesetzlich verankert und mit einem

taxativ aufgezählten Aufgabenbereich ausgestattet werden. Die Einrichtung eines

Hauptausschusses entspricht dem österreichischen Standard.

Zu § 19:

Mit dieser Bestimmung soll der bisher gleichfalls nur in der Geschäftsordnung der
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Landwirtschaftskammer vorgesehene Kontrollausschuss als Organ statuiert und mit

genau umschriebenen Kontrollfunktionen ausgestattet werden.

Abs. 7 stellt klar, dass der Kontrollausschuss auch im Falle der Auflösung der Vollver­

sammlung bis zur Wahl des neuen Kontrollausschusses im Amt bleibt. Auch diese Be­

stimmung entspricht dem österreichischen Standard.

Zu § 20:

Die Abs. 1 - 4 entsprechen im wesentlichen dem § 7 des geltenden Landwirtschafts­

kammergesetzes. Im Abs. 1 wurde ergänzend vorgesehen, dass bei Stimmengleichheit

in der engeren Wahl das Los entscheidet.

Die Hemmung des Vollzugs von Beschlüssen orientiert sich an § 29 Abs. 2 GemO.

Zu § 21:

Die derzeit geltende Bezügeregelung für Präsident und Vizepräsident ist in den §§ 20a

und 20b der Novelle, LGBI. Nr. 17/1998 des Landwirtschaftskammergesetzes geregelt.

Diese Regelung ist in einigen Bestimmungen unklar, sie wurde daher in Anlehnung an

§ 14 Abs. 1 Landesbezügegesetz, LGBI. Nr. 12/1998, sowie unter Bezugnahme auf das

Burgenländisches Pensionskassenvorsorgegesetz, LGBI. Nr. 15/1998, ergänzt. Auf

Wunsch der Landwirtschaftskammer soll der Bezug des Präsidenten auf 100 % des

Ausgangsbetrages herabgesetzt werden; in Hinblick auf die geringe Zahl der Funktionä­

re, für die ein Ruhebezug in Frage kommt, soll die Landwirtschaftskammer selbst die

Pensionskasse bzw. ein Versicherungsuntemehmen zur Finanzierung dieses Ruhebe­

zuges auswählen können. Wird von der Landwirtschaftskammer eine Pensionskasse

gewählt - derzeit bestehen 6 nach dem Pensionskassengesetz anerkannte Pensions­

kassen - so soll im wesentlichen das Burgenländische Pensionskassengesetz gelten,

wird ein Versicherungsunternehmen herangezogen, so werden die näheren Bestim­

mungen im Rahmen der Privatautonomie festzulegen sein.

Zu § 22:
Abs. 1 und 2 entsprechen im wesentlichen dem § 14 des geltenden Landwirtschafts-

kammergesetzes, hinzugefügt ist jedoch die Regelung, dass der Leiter der Landes­

wahlbehörde den Mandatsverlust mit Bescheid auszusprechen hat, weiters ist ein Man­

datsverlust durch eine qualifizierte Verzichtserklärung vorgesehen.

Neu ist die Bestimmung des Abs. 4, dass bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mitgliedes
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der Vollversammlung die zur Nachnominierung berufene Wählergruppe das Ersatzmit­

glied in der Reihenfolge einzuberufen hat, die dem Wahlergebnis entspricht.

Zu § 23:

Die Bestimmungen über die Kammerdirektion (bisher Kammeramt) wurden neu gefasst:

der Kammerdirektor (bisher Kammeramtsdirektor) wird als Leiter der Kammerdirek­

tion im Gesetz verankert;

nur mehr für die leitenden Kammerbediensteten - den Kammerdirektor und seinen

Stellvertreter - ist die österreichische Staatsbürgschaft vorgesehen, da diese als lei­

tende Bedienstete auch mit Akten der Hoheitsverwaltung betraut sind;

die Dienst- und Besoldungsordnung ist nach den Grundsätzen der für Landesbe­

dienstete geltenden Vorschriften auszurichten;

- für bestimmte Gruppen von Bediensteten kann eine Pensionskassenregelung einge­

führt werden. Hiebei soll die Landwirtschaftskammer auf der Grundlage des Be­

triebspensionsgesetzes eine freiwillige Pensionskassenvorsorge durch Vereinba­

rung nach dem Pensionskassengesetz anbieten können.

Zu §§ 24 -28:

§ 24 und § 25 Abs. 1 entsprechen im wesentlichen der derzeitigen Rechtslage.

In Anpassung an den Standard der meisten anderen Landwirtschaftskammergesetze

soll sich die Kammerumlage aus einem Grundbetrag und einem Hebesatz der Beitrags­

grundlage zusammensetzen.

Dieser Grundbetrag soll nur von jenen Kammermitgliedern erhoben werden, die als

Bewirtschafter bei der SVB unfallversichert sind; der Betrag aus Hebesatz x Beitrags­

grundlage soll von allen umlagepflichtigen Mitgliedern eingehoben werden.

Die Bestimmungen über Kammerbeiträge der Betriebsnachfolger orientieren sich am

NÖ. Landwirtschaftskammergesetz, da in Niederösterreich mit dem Burgenland ver­

gleichbare Agrarstrukturen bestehen.

Im Unterschied zum derzeit geltenden Gesetz enthält § 28 nähere Bestimmungen über

den Jahresvoranschlag und den Rechnungsabschluss.

Zu § 29:

Abs. 1 enthält die Grundsätze für die Wahl der Mitglieder der Kammervollversammlung.
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Gleiches Wahlrecht: Dies bedeutet nach der Rechtssprechung des Verfassungsge­

richtshofes, dass alle Wähler mit der Stimme, die sie abgeben, den gleichen Einfluss

auf das Wahlresultat haben. Einzelne Stimmen dürfen nicht nach Maßstäben wie höhe­

re Bildung, höheres Alter, höhere Steuerleistung udgl. verschieden gewichtet werden.

Jeder Stimme muss der gleiche "Zählwert", nicht aber der gleiche "Erfolgswert" zu­

kommen.

Unmittelbares Wahlrecht: Danach müssen die Wähler die Mitglieder der Vollversamm­

lung der Kammer selbst (direkt) wählen, und nicht mittelbar etwa durch Wahlmänner.

Geheimes Wahlrecht: Eine geheime Wahl setzt voraus, dass niemand, weder die Be­

hörde, noch sonst jemand erkennen kann, wen der Wähler gewählt hat. Das Prinzip des

geheimen Wahlrechts muss dem Wähler Gewissheit geben, dass Dritten unbekannt

bleibt, wie er gewählt hat.

Persönliches Wahlrecht: Dieser Grundsatz bedeutet, dass der Wahlberechtigte selbst

seine Stimme abgibt und dass die Ausübung des Wahlrechtes durch Stellvertreter aus­

geschlossen ist. Dieses Prinzip gilt aber nicht ausnahmslos, sondern lässt aus beson-

. deren Gründen eine Stimmabgabe durch Stellvertreter zu, so insbesondere im Fall

behinderter Personen.

Verhältniswahlrecht: Dieser Grundsatz bedeutet, dass allen wahlwerbenden Gruppen

von zahlenmäßig erheblicher Bedeutung eine Vertretung in der Vollversammlung nach

Maßgabe ihrer Stärke gesichert ist. Für das Wesen des Verhältniswahlsystems ist cha­

rakteristisch, dass jene kleinen Gruppen, welche die Mindestzahl von Stimmen, die

Wahlzahl, nicht erreichen, von der verhältnismäßigen Vertretung ausgeschlossen sind.

Die Regelung der Wahlzahl fällt in die Zuständigkeit des einfachen Gesetzgebers. Das

d'Hondtsche Verfahren zur Ermittlung der Wahlzahl ist laut Verfassungsgerichtshof ver­

fassungsrechtlich unbedenklich.

Zu § 30:

Das Landesgebiet wird in sieben Wahlkreise eingeteilt, wobei sich die Wahlkreise mit

den politischen Bezirken decken. Die Städte mit eigenem Statut, Eisenstadt und Rust,

bilden gemeinsam mit dem Gebiet des politischen Bezirkes Eisenstadt-Umgebung den

Wahlkreis 2.

Zu § 31:

Die Zahl der Mandate in den einzelnen Wahlkreisen richtet sich nach der Zahl der
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Wahlberechtigten bei der letzten Landwirtschaftskammerwahl. Zufolge Abs. 2 ist die

zahl der Wahlberechtigten bei der letzten Landwirtschaftskammerwahl durch die Zahl

32 zu teilen. Die zahl der auf jeden Wahlkreis entfallenden Mandate muss der Landes­

wahlleiter unmittelbar nach der Wahlausschreibung im Landesamtsblatt kundmachen.

Zu § 32:

Grundsätzlich bildet jede Gemeinde einen Wahlsprengel. Mit Beschluss der Gemein­

dewahlbehörde ist die Festsetzung von zwei oder mehreren Wahlsprengel in größeren

Gemeinden und in Gemeinden mit Ortsverwaltungsteilen möglich.

Zu § 33:

Die Ausschreibung der Wahl bildet den ersten Akt des Wahlverfahrens. Der Tag der

Wahlausschreibung ist maßgebend für das Ende der Funktionsperiode der Wahlbehör­

den (§ 34 Abs. 1) und für die Konstituierung der Wahlbehörden (§ 45 Abs. 1). Die Lan­

desregierung darf den Wahltag nicht früher als vier Wochen vor dem Ablauf von fünf

Jahren nach dem Tag der letzten Wahl der Kammervollversammlung festlegen.

Der Wahltag ist für die Festlegung folgender Termine bedeutend:

a) Spätestens am 30. Tag vor dem Wahltag bis 13.00 Uhr:

Vorlage der Kreiswahlvorschläge (§ 57 Abs. 1).

b) Spätestens am 23. Tag vor dem Wahltag, 13.00 Uhr:

Letzter Termin für die Einbringung eines Kreiswahlvorschlages (§ 61).

c) Spätestens am 20. Tag vor dem Wahltag:

Letzter Termin für die Zurückziehung von Kreiswahlvorschlägen (§ 63 Abs. 1 und

2).

- Veröffentlichung der zugelassenen Kreiswahlvorschläge (§ 62 Abs. 1)

d) Spätestens am 13. Tag vor dem Wahltag:

Letzter Termin für die Festlegung des Wahllokales, der Verbotszone und der Wahl­

zeit (§ 65 Abs. 1).

e) Spätestens am 10. Tag vor dem Wahltag:

- Letzter Termin für die Namhaftmachung der Wahlzeugen (§ 69 Abs. 2);

- letzter Termin für die Beantragung einer Wahlkarte (§ 56 Abs. 1).

f) Spätestens am 6. Tag vor dem Wahltag:

Letzter Termin für die Ausfolgung bzw. Zustellung der Wahlkarten (§ 56 Abs. 3).
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g) Spätestens am 5. Tag vor dem Wahltag:

Letzter Termin für die Kundmachung der Verfügungen der Gemeindewahlbehörde

(§ 65 Abs. 1) und unverzügliche Mitteilung derselben an die Bezirkswahlbehörde

und Landeswahlbehörde (§ 65 Abs. 3);

Der Stichtag ist der maßgebliche Zeitpunkt, zu dem die Voraussetzungen des aktiven

und passiven Wahlrechtes vorliegen müssen. Weiters knüpfen an den Stichtag folgende

Termine an:

a) 8. Tag nach dem Stichtag:

Endtermin für die Bestellung der nach §§ 36 Abs. 1, 38 Abs. 1 und 40 Abs. 1 zu be­

stellenden ständigen Vertreter und der Stellvertreter (§ 41 Abs. 1).

b) 10. Tag nach dem Stichtag:

Endtermin für die Erstattung von Vorschlägen zur Berufung der Beisitzer und Er­

satzmitglieder der Wahlbehörden (§ 42 Abs. 3), ausgenommen der Sprengelwahl­

behörden.

c) 21. Tag nach dem Stichtag:

Tag der Auflage des Wählerverzeichnisses (§ 50 Abs. 1).

d) 28. Tag nach dem Stichtag:

- Endtermin für die Bestellung der für Sprengelwahlbehörden zu bestellenden

ständigen Vertreter und Stellvertreter (§ 41 Abs. 1 );

Endtermin für die Erstattung von Vorschlägen zur Berufung der Beisitzer und Er­

satzmitglieder der Sprengelwahlbehörden.

Zu § 34:

Wahlbehörden sind die Gemeindewahlbehörden (§ 36), die Sprengelwahlbehörden

(§ 37), die Bezirkswahlbehörden (§ 38), die Kreiswahlbehörden (§ 39) und die Landes­

wahlbehörde (§ 40). Abs. 1 regelt die Funktionsperiode der Wahlbehörden. Diese dau­

ert von der konstituierenden Sitzung bis zur Wahlausschreibung der nächsten Wahl der

Kammervollversammlung. Zwischen der Wahlausschreibung (Amtsende der Wahlbe­

hörden) und der konstituierenden Sitzung der neuen Wahlbehörden (Amtsbeginn) ha­

ben gemäß § 41 Abs. 3 die Wahlleiter die unaufschiebbaren Geschäfte zu besorgen,

die den Wahlbehörden obliegen.
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Da es sich bei den Wahlbehörden um Kollegialbehörden handelt, hat der Wahlleiter nur

solche Geschäfte allein zu besorgen, die ihm durch dieses Gesetz ausdrücklich zuge­

wiesen sind. Den Wahlleitern obliegen etwa:

- die Vorbereitung der Sitzung der Wahlbehörde, ihre Anberaumung und Einberufung;

- bis zur konstituierenden Sitzung der Wahlbehörden: die Besorgung aller unauf-

schiebbaren Geschäfte, die den Wahlbehörden obliegen, unter nachträglicher Be­

richterstattungspflicht;

Durchführung der Beschlüsse der Wahlbehörde;

- Angelobung der Beisitzer und Ersatzmitglieder;

- Eröffnung der Wahlhandlung;

- Sicherung der Ruhe und Ordnung bei der Wahlhandlung;

- Durchführung aller Amtshandlungen der Wahlbehörde bei Beschlussunfähigkeit der

Wahlbehörde, wenn die Dringlichkeit einen Aufschub nicht zulässt.

Hilfsorgane sind jene Personen, die zur administrativen Unterstützung der Wahlbehör­

den tätig sind. Sie müssen jedenfalls in amtlicher Funktion tätig sein.

. Zu § 35:

Gemäß § 42 Abs. 6 steht es wahlwerbenden Gruppen durch ihren Zustellungsbevoll­

mächtigten jederzeit frei, die berufenen Beisitzer durch neue ersetzen zu lassen.

Aufgrund des Abs. 1 dritter Satz ergibt sich, dass für jeden Beisitzer eine bestimmte

Person als Ersatzmitglied namhaft gemacht werden muss. Im Falle der Verhinderung

eines Beisitzers kann dieser daher nur von dem für ihn bestimmten Ersatzmitglied ver­

treten werden. Die Ersatzmitglieder können sich gemäß § 70 Abs. 2 und § 82 Abs. 1

während der Abstimmungshandlung oder des Ermittlungsverfahrens im Wahllokal auch

dann aufhalten, wenn sie nicht in Vertretung eines Beisitzers fungieren. Aus § 46 Abs. 3

ergibt sich, dass die Ersatzmitglieder auch bei allen anderen Sitzungen der Wahlbehör­

den teilnehmen dürfen.

Zu § 36:

Der Bürgermeister ist kraft seines Amtes Vorsitzender der Gemeindewahlbehörde und

Wahlleiter, sofern er nicht einen ständigen Vertreter bestellt. Der ständige Vertreter ist

vom Stellvertreter im Sinne des zweiten Satzes zu unterscheiden. Bei der Bestellung

des ständigen Vertreters des Bürgermeisters und bei der Bestellung des Stellvertreters

des Wahlleiters handelt der Bürgermeister als Organ der Gemeinde. Er ist hiebei an
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keinen Auftrag anderer Gemeindeorgane gebunden.

Zu § 37:

Die Einteilung des Gemeindegebietes in Wahlsprengel fällt in die Zuständigkeit der

Gemeindewahlbehörden (§ 32 Abs. 4). In Gemeinden, die nur einen Wahlsprengel bil­

den, ist keine Sprengelwahlbehörde einzurichten. Hier führt die Gemeindewahlbehörde

die Geschäfte. Bildet die Gemeinde zwei oder mehrere Wahlsprengel, kann die Ge­

meindewahlbehörde in einem Wahlsprengel die Geschäfte einer Sprengelwahlbehörde

übernehmen.

Zu § 38:

Es werden die bisherigen Bestimmungen des § 8 der Landwirtschaftskammerwahlord­

nung im wesentlichen übernommen. Aus Gründen der Kostenersparnis sind die Städte

mit eigenem Statut, Eisenstadt und Rust, nicht mehr eigene BezirkswahIbehörden. Sie

werden der Bezirkswahlbehörde mit dem Sitz bei der Bezirkshauptmannschaft Eisen­

stadt-Umgebung eingegliedert. Außerdem wird die Anzahl der Beisitzer von bisher 6 auf

5 reduziert.

Zu § 39:

Die Bezirkswahlbehörden sind zugleich Kreiswahlbehörden. Die Einrichtung von Kreis­

wahlbehörden ist aus verfassungsrechtlichen Gründen geboten.

Zu § 40:

Gegenüber der bisherigen Regelung sind folgende Änderungen vorgesehen:

Landeswahlleiter ist das für die Angelegenheiten der Landwirtschaft zuständige Mitglied

der Landesregierung oder ein von ihm zu bestellender rechtskundiger Beamter des Am­

tes der Landesregierung. Überdies ist die Bestellung eines Stellvertreters vorgesehen.

Die Anzahl der Beisitzer soll statt bisher 12 künftig nur noch 8 betragen.

Zu § 41:

Die Angelobung kann im Falle der Landeswahlbehörde das für die Angelegenheiten

der Landwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung, im Falle der Bezirkswahl­

behörde der Bezirkshauptmann, im Falle der Gemeinde- und Sprengelwahlbehörden

der Bürgermeister selbst vornehmen oder durch jeweils eine beauftragte Person vor­

nehmen lassen. Die Angelobung erfolgt in der Weise, dass das in Abs. 1 genannte Or­

gan bzw. der von ihm Beauftragte die Gelöbnisformel vorliest und hierauf jede anzuge­

lobende Person namentlich aufruft, die sodann "Ich gelobe" antwortet.
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Die Gelöbnisformel, die auch im Falle des § 45 Abs. 2 verwendet werden kann, sollte

lauten:

"Ich gelobe, die mit dem Amt eines Stellvertreters/Beisitzers/Ersatzmitgliedes der Lan­

des-/Bezirks-/Gemeinde-/Sprengelwahlbehörde verbundenen Pflichten mit strenger Un­

parteilichkeit und Gewissenhaftigkeit zu erfüllen:"

Solange die Wahlbehörden noch nicht gebildet sind, also zwischen dem Tag der Wahl­

ausschreibung und der konstituierenden Sitzung der Wahlbehörden, führen die Wahllei­

ter alle unaufschiebbaren Geschäfte. Für ständige Vertreter der Wahlleiter gilt dies aber

erst mit ihrer Angelobung. Da nur dem für Landwirtschaft zuständigen Organ der Lan­

desregierung, dem Bezirkshauptmann und dem Bürgermeister das Recht zusteht, stän­

dige Vertreter und Stellvertreter zu bestellen, haben nur sie als Organ das Recht, die

Berufenen zurückzuziehen und durch neue ersetzen zu lassen. Von diesem Recht kön­

nen sie jederzeit Gebrauch machen. Die Änderung in der Zusammensetzung der Wahl­

behörde ist gemäß § 43 kundzumachen.

Zu §42:

Die Beisitzer und Ersatzmitglieder werden nach dem d'Hondtschen Verfahren auf die

wahlwerbenden Gruppen aufgeteilt. Grundlage für die Ermittlung der einer Gruppe zu­

stehenden Anzahl der Beisitzer bildet das jeweilige Gemeinde-, Bezirks- bzw. Landes­

wahlergebnis bei der letzten Wahl der Mitglieder der Vollversammlung.

Vorschlagsberechtigt sind nur jene Gruppen, die bei der letzten Landwirtschaftskam­

merwahl kandidiert haben und in der Vollversammlung vertreten sind. Dies unabhängig

davon, ob sie für die ausgeschriebene Wahl einen Wahlvorschlag einbringen.

Aus § 35 Abs. 1 ergibt sich, dass ein Ersatzmitglied immer nur für einen bestimmten

Beisitzer namhaft gemacht werden kann.

Zu § 43:

Die Kundmachung der Zusammensetzung der Landeswahlbehörde und der Bezirks­

wahlbehörden im Landesamtsblatt obliegt dem Landeswahlleiter, während jene der

Gemeinde- und Sprengelwahlbehörden vom Bürgermeister als Organ der Gemeinde

und nicht vom jeweiligen Vorsitzenden der Gemeindewahlbehörde zu erfolgen hat. Der

Bürgermeister hat neben dem Anschlag an der Amtstafel nur dann eine weitere ortsüb­

liche Verlautbarung vorzunehmen, wenn sie notwendig oder zweckmäßig erscheint.
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Zu§44:

Das Recht zur Entsendung von Vertrauenspersonen soll auch jenen wahlwerbenden

Gruppen, die keine Beisitzer in den Wahlbehörden stellen, die Möglichkeit zur Teilnah­

me an den Sitzungen der Wahlbehörden eröffnen.

Zu § 45:

Zur Angelobung und zur Gelöbnisformel siehe Erläuterungen zu § 41.

Zu §46:

Da die Stimmenthaltung im vorliegenden Gesetz nicht vorgesehen ist, ist sie nicht zu­

lässig. Nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes ist eine Stimmenthal­

tung mit den Amtspflichten eines Mitgliedes einer Kollegialbehörde unvereinbar. Die

Bestellung zum Mitglied einer Kollegialbehörde bringt die Verpflichtung zur Mitwirkung

bei der Willensbildung dieser Behörde mit sich.

Bei Entscheidungen über Einsprüche, die ein Mitglied der Gemeindewahlbehörde be­

treffen, ist dieses Mitglied gemäß § 52 Abs. 1 befangen.

Sofern die Wahlbehörde Beschlussunfähig wird, jedoch die Dringlichkeit der Amtshand­

lung einen Aufschub bis zur nächsten ordnungsgemäß einzuberufenden Sitzung nicht

zulässt, fällt die Entscheidungskompetenz in dieser Angelegenheit gemäß Abs. 4 dem

Wahlleiter zu.

Aus Abs. 3 geht hervor, dass die Ersatzmitglieder an Sitzungen der Wahlbehörden auch

dann teilnehmen können, wenn sie nicht in Vertretung eines Beisitzers fungieren.

Zu § 47:

Das Recht, die Mitglieder der Vollversammlung zu wählen (aktives Wahlrecht) haben

neben österreichischen Staatsbürgern auch Ausländer und juristische Personen sowie

rechtsfähige Personenmehrheiten, wenn sie Mitglieder der Landwirtschaftskammer

sind. Das Wahlalter wird an das jeweils nach der Landtagswahlordnung geltende

Wahlalter gebunden. Danach muss derzeit für das aktive Wahlrecht bei natürlichen

Personen die Vollendung des 18. Lebensjahres (Wahlalter) gegeben sein.

Die Bindung des aktiven Wahlrechts an das Nichtvorliegen von Wahlausschließungs­

gründen für die Landtagswahl wurde aus verwaltungstechnischen Gründen aufgege­
ben.
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Bei Vorliegen von Miteigentum steht das Wahlrecht dann nicht der Miteigentumsge­

meinschaft, sondern den einzelnen Miteigentümern zu, wenn ihr Miteigentumsanteil

nach der Fläche gerechnet mindestens 5700 m2 beträgt oder auf den Einheitswert be­

rechnet 1.500 Euro übersteigt und ihnen nicht schon aus einem anderen Rechtsgrund

das Wahlrecht zusteht.

Zu § 48:

Das passive Wahlrecht ist an jenes des aktiven Wahlrechts angeglichen. Die Voraus­

setzungen - mit Ausnahme des Wahlalters und des Erfordernisses der österreichischen

Staatsbürgerschaft bzw. der Staatsangehörigkeit zu einem EWR- oder EU-Mitgliedstaat

- sind an das aktive Wahlrecht gebunden. Für das Wahlalter ist das in der jeweils gel­

tenden Landtagswahlordnung vorgesehene Wahlalter maßgebend.

Zu § 49:

Die Landwirtschaftskammer hat ein Verzeichnis aller Mitglieder der Landwirtschafts­

kammer zu führen. Damit wird bezweckt, dass die Landwirtschaftskammer die wahlbe­

rechtigten Personen ''tagfertig'' evident hält, sodass jederzeit vollständige Aufzeichnun­

gen über die Wahlberechtigten vorliegen.

Die Landwirtschaftskammer stellt die nach Gemeinden gegliederten Wählerverzeichnis­

se her, die die Angaben nach dem Muster der Anlage 1 enthalten müssen.

Zu § 50:

Mit der Auflage des Wählerverzeichnisses beginnt die Einsichts- und Einspruchsfrist zu

laufen.

In der Kundmachung nach Abs. 2 hat die Gemeinde die Zeit der Amtsstunden bekannt­

zugeben. Aus Gründen der Kostenersparnis wird verzichtet, dass das Wählerverzeich­

nis außerhalb der Amtsstunden und an Samstagen, Sonn- und Feiertagen aufzulegen

ist.

Sobald das Wählerverzeichnis aufgelegt wird, darf es grundsätzlich nur aufgrund des

Einspruchs- und Berufungsverfahrens geändert werden. Andere Änderungen dürfen nur

vorgenommen werden, wenn sie auf Formgebrechen oder auf Schreibfehlern beruhen.

Aufgrund des § 54 Abs. 3 ergibt sich, dass nach Abschluss des Wählerverzeichnisses

eine Änderung nach Abs. 3 nicht mehr möglich ist.
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Allen Wählergruppen, die sich an der Wahlwerbung beteiligen wollen, ist auf ihr Verlan­

gen eine Abschrift des Wählerverzeichnisses auszufolgen.

Zu § 51:

Zur Erhebung eines Einspruches gegen das aufgelegte Wählerverzeichnis sind berech­

tigt:

- jede natürliche Person, die im aufgelegten Wählerverzeichnis dieser Gemeinde ein­

getragen ist und

- jede nicht im Wählerverzeichnis eingetragene Person, sofern sie mit dem Einspruch

gleichzeitig auch ihre Aufnahme in das Wählerverzeichnis dieser Gemeinde bean­

tragt (arg.: das Wahlrecht in Anspruch nimmt).

Der Einspruchsberechtigte kann nicht nur die Aufnahme oder Streichung seiner Person,

sondern auch (oder bloß) die Streichung und Aufnahme einer anderen Person begeh­

ren. Eine Bevollmächtigung des Einspruchsberechtigten durch jene (dritte) Person, die

aufgenommen oder gestrichen werden soll, ist nicht erforderlich.

Die Eingaben in Wahlsachen sind gemäß § 35 Abs. 3 Gebührengesetz 1957 von der

Entrichtung einer Gebühr befreit.

Die Verständigung der vom Einspruch betroffenen Personen wird infolge der kurzen

Fristen am zweckmäßigsten durch Gemeindebedienstete erfolgen. Die Verständigung

sollte zweckmäßigerweise auch eine Belehrung über die Möglichkeit der Einwendung

und die Angabe der Frist für die Einwendung enthalten.

Sowohl Einsprüche als auch Einwendungen gegen Einsprüche sind bei der Gemeinde

zu erheben. Dies kann schriftlich oder mündlich erfolgen, nicht aber telefonisch.

Zu § 52:

Ein Mitglied der Gemeindewahlbehörde ist bei Vorliegen eines Befangenheitsgrundes

nach § 7 AVG von der Beratung und Beschlussfassung über einen Einspruch ausge­

schlossen.

Zu § 53:

Wegen der kurzen Fristen im Wahlverfahren wird es zweckmäßig sein, die Zustellung

des Bescheides der Gemeindewahlbehörde und die Verständigung des Berufungsgeg­

ners durch Gemeindebedienstete zu veranlassen.
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Abs. 5 gebietet aufgrund der Verpflichtung zur sinngemäßen Anwendung des § 51 Abs.

2 und 3 für jeden Einzelfall eine gesonderte Berufung. Diese ist zu begründen.

Die Entscheidung der Bezirkswahlbehörde hat ebenfalls mit Bescheid zu erfolgen, der

in jedem Fall zu begründen ist.

Zu § 54:

Der Abschluss des Wählerverzeichnisses obliegt ebenso wie seine Richtigstellung

(Abs. 1) der Gemeinde. Nach Abschluss des Wählerverzeichnisses ist dieses unverzüg­

lich der Gemeindewahlbehörde zu übergeben. Eine weitere Ausfertigung ist gleichzeitig

der Landwirtschaftskammer zu übermitteln.

Aus Abs. 3 ergibt sich, dass nach Abschluss des Wählerverzeichnisses die Streichung

oder Aufnahme einer Person im Wählerverzeichnis auch infolge von Behebungen von

Unrichtigkeiten, Formgebrechen oder Schreibfehlern gemäß § 50 Abs. 3 nicht mehr

möglich ist

Zu § 55:

Anspruch auf Ausstellung einer Wahlkarte haben Wähler, die sich am Wahltag voraus­

sichtlich außerhalb des Bereiches ihrer Gemeinde(wahlbehörde) aufhalten.

Zu § 56:

Wahlberechtigte erhalten bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 55 über Antrag von

jener Wahlbehörde, in deren Wählerverzeichnis sie eingetragen sind, eine Wahlkarte.

Die Wahlkarte berechtigt entweder zur Stimmabgabe im Postweg im Sinne des Postge­

setztes (Briefwahl) oder zur persönlichen Stimmabgabe - bei entsprechendem Nach­

weis der Identität und Wahlberechtigung - vor einer der Gemeindewahlbehörden; in die­

sem Fall ist die persönliche Stimmabgabe im Wählerverzeichnis zu vermerken. Die Vor­

lage der Wahlkarte ist für den Nachweis der Wahlberechtigung erforderlich.

Die Wahlkarte ist entsprechend Abs. 2 herzustellen. Eine persönliche Ausfolgung oder

die Zustellung der Wahlkarte mittels Post hat nachweislich zu erfolgen.

Die Gemeindewahlbehörde hat bei Ausstellung einer Wahlkarte einen Vermerk im Wäh­

lerverzeichnis anzubringen.

Die Ausstellung eines Duplikates ist unzulässig.
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Zu § 57:

Kreiswahlvorschläge sind spätestens am 30. Tag vor dem Wahltag bis 13.00 Uhr bei

der Landeswahlbehörde einzubringen. Ist der Wahltag - wie in der Praxis üblich - ein

Sonntag, so fällt der 30. Tag vor dem Wahltag auf einen Freitag. Da das Amt der Bur­

genländischen Landesregierung am Freitag Frühschluss hat, wird im Hinblick auf Kos­

tenerspamis das Ende der Einbringungsfrist mit 13.00 Uhr festgesetzt.

Jeder Wahlvorschlag muss von mindestens 50 Wahlberechtigten unterzeichnet sein.

Fehlt in einem Wahlvorschlag die Parteibezeichnung, so hat die Landeswahlbehörde

den Wahlvorschlag nach dem in der Parteiliste an erster Stelle angeführten Bewerber

zu nennen ("Namensliste"). Jeder Wahlvorschlag hat weiters eine Parteiliste, das ist ein

Verzeichnis der Bewerber, zu enthalten. In die Parteiliste dürfen höchstens doppelt so

viele Bewerber aufgenommen werden, wie Mitglieder der Vollversammlung zu wählen

sind.

In den Wahlvorschlag darf eine Person gemäß dem Grundsatz, dass niemand gegen

seinen Willen oder auch nur ohne sein Wissen als Kandidat auf eine Parteiliste gesetzt

werden darf, nur dann als Bewerber aufgenommen werden, wenn sie hiezu ihre schrift­

liche Zustimmung gibt. Eine Erklärung, sich nicht auf dem Wahlvorschlag einer anderen

wahlwerbenden Gruppe um ein Mandat zu bewerben, ist nicht erforderlich. Die Lan­

deswahlbehörde hat von Amts wegen zu prüfen, ob eine Person auf zwei oder mehr

Wahlvorschlägen als Kandidat vorgeschlagen wird. Den Fall, dass ein Wahlwerber auf

mehr als einem Wahlvorschlag aufscheint, regelt Abs. 6. Scheint ein Wahlwerber auf

mehr als einem Wahlvorschlag auf, so hat er sich gegenüber der Wahlbehörde für ei­

nen dieser Wahlvorschläge zu entscheiden. Gibt der mehrfach genannte Wahlwerber

der Landeswahlbehörde innerhalb offener Frist keine Entscheidung bekannt, so ist sein

Name auf dem als ersten eingereichten Wahlvorschlag zu belassen, auf den anderen

Wahlvorschlägen aber zu streichen.

Zu § 58:

Aus der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes lässt sich bezüglich der Unterscheid­

barkeit der Bezeichnung von wahlwerbenden Gruppen folgendes feststellen:

a) Die Bezeichnungen von wahlwerbenden Gruppen dürfen keinen Anlass zu Ver­

wechslungen geben.

b) Die Prüfung der Bezeichnungen der wahlwerbenden Gruppen hat unter Anlegung
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eines strengen Maßstabes zu erfolgen.

c) Die Bezeichnung einer wahlwerbenden Gruppe bildet ein unteilbares Ganzes. Auch

die Kurzbezeichnung ist in die Prüfung der Unterscheidbarkeit der Bezeichnung mit­

ein zu beziehen.
d) Bei der Prüfung der Bezeichnungen der wahlwerbenden Gruppen ist nicht nur auf

deren Gesamtbild abzustellen, sondern auch zu ermitteln, ob den das Gesamtbild

beherrschenden Worten eine ausreichende unterscheidende Wirkung zukommt.

Kommt die unterscheidende Wirkung nur im Gesamtbild untergeordneten Worten

zu, so ist nicht auszuschließen, dass die Bezeichnungen der wahlwerbenden Grup­

pen Anlass zu Verwechslungen geben könnten.

e) Da die Bezeichnung der wahlwerbenden Gruppen ein bei der Bildung des

Wählerwillens mitbestimmender Umstand ist, führt eine bei der Prüfung der

Unterscheidbarkeit der Bezeichnung der wahlwerbenden Gruppen unterlaufene

Rechtswidrigkeit im Falle der Wahlanfechtung beim Verfassungsgerichtshof zur

Aufhebung der Wahl.
Zu § 59:

Schließlich hat jeder Wahlvorschlag den Namen, die Anschrift und die Berufsangabe

eines Zustellungsbevollmächtigten zu enthalten. Der Zustellungsbevollmächtigte ist der

Vertreter der wahlwerbenden Gruppe "im Verkehr mit den Behörden", durch den die

wahlwerbende Gruppe nach außen hin ihren Willen in rechtsverbindlicher Form kund­

geben kann und der für die Wahlbehörden während des gesamten Wahlverfahrens er­

reichbar sein muss. Fehlt im Wahlvorschlag die Angabe eines Zustellungsbevollmäch­

tigten, so gilt als solcher der an erster Stelle des Wahlvorschlages stehende Bewerber.

Zu § 60:

Diese Bestimmungen sind § 38 der Landtagswahlordnung 1995 nachempfunden. Nach

Abs. 1 kann ein Wahlberechtigter mit seiner Unterschrift nur einen Wahlvorschlag un­

terstützen. Wenn Wahlberechtigte mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet haben, sind

sie - analog zur Landtagswahlordnung und Gemeindewahlordnung - auf dem als ers­

ten eingelangten Wahlvorschlag, der ihren Namen trug, zu belassen; die Unterfertigung

des anderen Wahlvorschlages gilt als nicht erfolgt.

Die Zurückziehung von Unterstützungserklärungen ist nur in ganz bestimmten Fällen

und bis spätestens am 27. Tag vor dem Wahltag bis 16.000 Uhr zulässig.

Die Einbringungszeit berücksichtigt den Dienstschluss bei den Bezirkshauptmannschaf­
ten.
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Zu § 61:

Wenn ein Wahlwerber nach § 61 verzichtet, stirbt, die Wählbarkeit verliert, mangels

Wählbarkeit oder der schriftlichen Zustimmung gestrichen wird, kann der Zustellungs­

bevollmächtigte ohne Aufforderung durch die Kreiswahlbehörde die Parteiliste durch

Nennung eines anderen Bewerbers ergänzen oder die fehlende Erklärung nachbringen.

Der zweite Satz des § 61 stellt klar, an welche Stelle der neue Wahlwerber gereiht wer­

den kann: entweder an die Stelle des ausgeschiedenen Wahlwerbers oder an die letzte

Stelle der Parteiliste.

Nach der Zurückziehung des ursprünglichen Wahlvorschlages kann ein Ergänzungs­

vorschlag nicht mehr bewilligt werden.

Zu § 62:

Die Kreiswahlbehörde hat am 20. Tag vor dem Wahltag die Wahlvorschläge abzu­

schließen.

Obwohl keine Bestimmung über die Dauer der Kundmachung enthalten ist, ergibt sich

aus dem Sinn dieser Bestimmung, dass die Wahlvorschläge jedenfalls bis zum Ablauf

der Wahlzeit kundzumachen sind.

Ausschlaggebend für die Reihung der wahlwerbenden Gruppen ist zunächst die zahl

der Mandate und eventuell der Stimmen, die die wahlwerbenden Gruppen bei der letz­

ten Landwirtschaftskammerwahl erreicht haben. Erst nach Reihung der in der Vollver­

sammlung vertretenen Gruppen erfolgt die Reihung der übrigen wahlwerbenden Grup­

pen nach dem Zeitpunkt des Einlangens ihrer Wahlvorschläge. Wesentlich für die Fest­

stellung des Zeitpunktes des Einlangens ist der Vermerk über den Tag und die Uhrzeit,

der gemäß § 57 Abs. 1 zu erfolgen hat.

Zu §63:

Um zu verhindern, dass ein Wahlvorschlag allenfalls entgegen dem Willen der Perso­

nen, die ihn unterfertigt haben, vom Zustellungsbevollmächtigten allein zurückgezogen

werden kann, ist vorgesehen, dass eine Zurückziehung des Wahlvorschlages von mehr

als der Hälfte der Unterfertigten unterschrieben sein muss. Die Bestimmung der Anzahl

von Unterschriften ist notwendig, um zu gewährleisten, dass durch eine allzu geringe

Anzahl von Unterschriften Wahlvorschläge von wahlwerbenden Gruppen mißliebige

Wahlvorschläge nur von einer geringen Anzahl von Personen, die zwar zuerst einen
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Wahlvorschlag unterschrieben haben, dann aber seine Beseitigung wünschen, nicht

zurückgezogen werden können. Unter Änderung von Wahlvorschlägen ist auch eine

Umstellung der Reihung der Wahlwerber im Wahlvorschlag zu verstehen.

Ein zeitgerecht zurückgezogener Wahlvorschlag ist nicht mehr kundzumachen.

Zu§64:

Voraussetzung für die Teilnahme am zweiten Ermittlungsverfahren ist die Einbringung

eines den Bestimmungen des § 64 entsprechenden Landeswahlvorschlages sowie die

Erzielung eines Grundmandates in einem Wahlkreis oder von mindestens 5 % der gülti­

gen Stimmen im Landesgebiet.

Zu § 65:

Die Festlegung der Wahlzeit, der Wahllokale und der Verbotszonen hat Verordnungs­

charakter.

Als Wahlwerbung im Sinne des Abs. 2 ist nicht die Einbringung von Wahlvorschlägen,

sondern die Werbung von Wählerstimmen zu verstehen.

Zu § 66:

Diese Bestimmung entspricht der bisher geltenden Regelung. Die Wahllokale müssen

innerhalb eines Gemeindegebietes liegen.

Zu § 67:

Diese Bestimmung ist der Landtagswahlordnung 1995 nachempfunden.

Zu § 68:

Abs. 2 bestimmt, dass die Dauer der Stimmabgabe (Wahlzeit) für keine Wahlbehörde

kürzer als zwei Stunden festgelegt werden darf. Ansonsten obliegt es der Gemeinde­

wahlbehörde die Wahlzeit unter Beachtung des Grundsatzes des Abs. 1 festzulegen.

Die Wahlzeiten sollten in Anlehnung an § 53 NRWO so festgelegt werden, dass in der

Stunde im Durchschnitt höchstens etwa 70 Wähler abgefertigt werden müssen.

Zu § 69:

Abs. 3 stellt klar, dass den Wahlzeugen keine Verpflichtung zur Verschwiegenheit über

Tatsachen auferlegt ist, die sie während ihrer Tätigkeit wahrnehmen, da Wahlzeugen

nicht Mitglieder der Wahlbehörden sind. Im Hinblick auf Abs. 3 letzter Satz ist Wahlzeu-
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gen daher die Führung von sogenannten "Strichellisten" nicht untersagt.

Zu § 70:

Mit dieser Bestimmung wird dem Wunsch der Praxis Rechnung getragen, dass Ersatz­

rnitglieder der Gemeindewahlbehörden auch dann im Wahllokal anwesend sein dürfen,

wenn sie nicht in Vertretung eines Beisitzers fungieren. Damit ist für den Vertretungsfall

ein sofortiger fließender Wechsel sichergestellt.

Zu § 71:

Sofern eine Person im abgeschlossenen Wählerverzeichnis nicht eingetragen ist, darf

sie in keinem Fall zur Wahl zugelassen werden, und zwar auch dann nicht, wenn die

fehlende Eintragung auf einem Schreibfehler beruht. Andererseits sind die im abge­

schlossenen Wählerverzeichnis eingetragenen Personen auch dann zur Wahl zuzulas­

sen, wenn die Voraussetzungen für eine Eintragung offensichtlich nicht vorliegen, etwa

weil Fehler nicht geltend gemacht wurden.

Mit dieser Bestimmung wird dem im § 29 verankerten Grundsatz des gleichen Wahl­

rechtes entsprochen.

Der Grundsatz, dass die Wahlberechtigten ihr Wahlrecht bei der Gemeindewahlbehörde

ausüben, in deren Wählerverzeichnis eingetragen sind, erfährt durch Abs. 4 eine

Ausnahme.

Zu § 72:

Die Abgabe von Stimmzetteln vor Eröffnung der Wahlhandlung ist unzulässig.

Zu § 73:

Die in Abs. 1 vorgesehene Ausnahme vom Prinzip des persönlichen und geheimen

Wahlrechts ist nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes zulässig.

Zu § 74:

Abs. 2 schränkt den Umfang der Urkunden, mit denen der Wähler seine Identität glaub­

haft machen kann, auf solche ein, die mit einem Lichtbild ausgestattet sind. Die Rege­

lung entspricht jener der Gemeindewahlordnung 1992.

Die Entscheidung der Wahlbehörde über die Zulassung oder die Nichtzulassung von

Wählern zur Stimmabgabe ist nach § 83 Abs. 2 Z 7 in der Niederschrift zu vermerken.



26

Zu § 75:

Es ist Aufgabe des Wahlleiters oder eines vom Wahlleiter bestimmten Mitgliedes der

Wahlbehörde, dem Wähler das Wahlkuvert und den Stimmzettel auszufolgen, sowie

grundsätzlich auch das geschlossene Wahlkuvert in die Wahlurne zu werfen. Ein Mit­

glied oder Hilfsorgan der Wahlbehörde hat die Wähler in das Abstimmungsverzeichnis

einzutragen, ein weiteres Mitglied oder Hilfsorgan die Namen der Wähler im Wählerver­

zeichnis abzustreichen. Von diesem Mitglied bzw. Hilfsorgan ist vor der Aushändigung

des Wahlkuverts und des Stimmzettels an den Wähler zu prüfen, ob dieser im Wähler­

verzeichnis aufscheint. Das Abstreichen im Wählerverzeichnis erfolgt hingegen erst

nach der Stimmabgabe.

Abs. 1 letzter Satz gibt dem Wähler die Möglichkeit, das Wahlkuvert eigenhändig in die

Wahlurne zu legen. Dies ist jedoch nur mit Zustimmung des Wahlleiters oder eines vom

Wahlleiter bestellten Mitgliedes der Wahlbehörde gestattet.

Zu § 76:

Diese Regelung trifft Vorsorge für jene Fälle, in denen Wahlkartenwähler ihre Stimme

nicht auf postalischem Weg sondern persönlich vor einer Wahlbehörde abgeben.

Zu § 77 und 78:

Der Stimmzettel hat die Angaben nach § 78 Abs. 1 und dem Muster Anlage 4 zu enthal­

ten.

Zu § 79:

Für die Wahl der Vollversammlung der Landwirtschaftskammer soll das System der

Vorzugsstimmen eingeführt werden. Der Wähler hat zwei Möglichkeiten: Er kann wei­

terhin nur die wahlwerbende Gruppe bezeichnen; in diesem Fall erklärt er sich mit der

Reihung der Wahlwerber dieser Gruppe im Wahlvorschlag einverstanden. Er kann aber

auch einem Wahlwerber durch eine Vorzugsstimme zusätzliche Wahlpunkte geben, die

unter Umständen seinen Listenplatz verbessern können. Insgesamt hat der Wähler drei

Vorzugsstimmen, von denen er zwei auf einen Wahlwerber vereinen kann.

Die Gültigkeit und Ungültigkeit der amtlichen Stimmzettel ergibt sich aus den §§ 80 und

81, die Gültigkeit und Ungültigkeit der Vorzugsstimmen aus § 82 Abs. 7.

Zu § 80:

Die Stimme ist auch gültig, wenn der Wähler nicht in der Rubrik der wahlwerbenden
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Gruppen eine Bezeichnung anbringt, sondern nur Wahlwerber einer wahlwerbenden

Gruppe Vorzugsstimmen gibt. Wenn der Wähler dabei mehr als drei Vorzugsstimmen

vergibt, bleibt der Stimmzettel so lange gültig, als die Vorzugsstimmen nur Wahlwerbem

einer wahlwerbenden Gruppe vergeben werden. In diesem Fall geht nämlich klar her­

vor, dass der Wähler diese wahlwerbende Gruppe wählen wollte. Die Vergabe der Vor­

zugsstimmen ist in diesem Fall aber ungültig.

Die Gültigkeitsbestimmungen sind nicht abschließend geregelt ("insbesondere").

Zu § 81:

Diese Bestimmungen regeln die ungültige Ausfüllung von Stimmzetteln.

Der Verfassungsgerichtshof vertritt in seiner Rechtsprechung den Standpunkt, dass die

Wahlbehörden durch die Formalvorschriften der Wahlordnungen streng gebunden sind,

dass die Bestimmungen der Wahlordnungen strikt nach ihrem Wortlaut ausgelegt wer­

den müssen, dass daher ein Raum für Ermessensentscheidungen der Wahlbehörden

nicht gegeben ist und nicht gegeben sein darf, soll nicht widerspruchsvollen Entschei­

dungen und damit der Willkür Tür und Tor geöffnet werden.

Wenn der Wähler die wahlwerbende Gruppe nicht bezeichnet und nur Vorzugsstimmen

vergibt, ist zu unterscheiden: Vergibt er die Vorzugsstimmen ausschließlich Wahlwer­

bem einer einzigen wahlwerbenden Gruppe, gilt der Stimmzettel als gültige Stimme für

diese wahlwerbende Gruppe. Vergibt er Vorzugsstimmen an Wahlwerber verschiedener

wahlwerbender Gruppen (ohne eine wahlwerbende Gruppe in anderer Weise eindeutig

zu bezeichnen), ist der Stimmzettel ungültig, weil nicht zu erkennen ist, welcher wahl­

werbenden Gruppe er die Stimme geben wollte.

Zu § 82:

Jene Wähler, die bei Ablauf der Wahlzeit im Wahllokal oder mangels eines Warterau­

mes oder wegen Platzmangels vor dem Wahllokal auf die Stimmabgabe warten, sind

noch zur Wahl zuzulassen.

Während gemäß § 72 Abs. 1 der Wahlleiter die Wahlhandlung eröffnet, ist zur Schlie­

ßung der Wahlhandlung die Wahlbehörde zuständig.

Abs. 1 stellt klar, dass sich Ersatzmitglieder bei der Stimmzettelprufung und Stimmen­

zählung auch dann im Wahllokal aufhalten dürfen, wenn sie nicht in Vertretung eines
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Beisitzers fungieren. Aus dem Anwesenheitsrecht ist aber nicht zu schließen, dass ein

Ersatzmitglied - solange es einen Beisitzer nicht vertritt - zu Tätigkeiten herangezogen

werden kann, die der Gemeindewahlbehörde als Kollegialorgan vorbehalten sind.

Mit der Ermittlung der Wahlpunkte (= Listenpunkte + Vorzugspunkte) ist gemäß Abs. 6

erst nach Feststellung der Parteisummen zu beginnen.

Der an erster Stelle angeführte Wahlwerber erhält für jede gültige Stimme seiner wahl­

werbenden Gruppe doppelt soviel Listenpunkte, wie Mandate im betreffenden Wahl­

kreis zu vergeben sind. Dies gilt auch dann, wenn die wahlwerbende Gruppe nicht die

höchstmögliche Zahl an Kandidaten aufstellt.

Die Wahlpunkte setzen sich aus Listenpunkten und den Vorzugspunkten zusammen.

Das Gewicht der einzelnen Vorzugsstimme ist mit 20 Vorzugspunkten bemessen.

Nach diesem Gesetz sind alle Vorzugsstimmen ungültig, wenn der Wähler insgesamt

mehr als die zulässige Anzahl von drei Vorzugsstimmen vergeben hat. Dabei zählen

aber Vorzugsstimmen an Wahlwerber einer anderen als der vom Wähler gewählten

wahlwerbenden Gruppe nicht. Hat der Wähler denselben Wahlwerber der von ihm ge­

wählten wahlwerbenden Gruppe mehr als zwei Vorzugsstimmen gegeben, gelten nur

zwei Vorzugsstimmen als gegeben und sind nur diese zwei Vorzugsstimmen maßge­

bend bei der Beurteilung der Gültigkeit der Vorzugsstimmenvergabe.

Zu § 83:

Diese Bestimmungen entsprechen im wesentlichen der bisher geltenden Wahlordnung,

wobei die Vorschriften die getrennten Feststellungen für die von einzelnen Wahlwerbern

erreichten Wahlpunkte und Vorzugsstimmen berücksichtigen.

Wird die Tatsache der Stimmabgabe mit Hilfe einer Geleitperson nicht in der Nieder­

schrift festgehalten, so liegt nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes

eine Rechtswidrigkeit des Wahlverfahrens vor. Diese Rechtswidrigkeit kann aber nur

dann von Einfluss auf das Wahlverfahren sein, wenn es in Verbindung damit bei der

Stimmabgabe durch gebrechliche Wahlberechtigte mit Hilfe einer Geleitperson zu Un­

regelmäßigkeiten gekommen ist.

Mit der Unterfertigung der Niederschrift durch die Mitglieder der Wahlbehörde ist nach

Abs. 5 die Wahlhandlung beendet.
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Zu § 84:

Diese Bestimmung findet nur für die Gemeindewahlbehörde jener Gemeinde Anwen­

dung, die in zwei oder mehrere Wahlsprengel eingeteilt ist.

Zu § 85:
Die hier getroffenen Regelungen entsprechen im wesentlichen den bisherigen Bestim­

mungen (§ 39 Abs. 2 bzw. § 40 Landwirtschaftskammerwahlordnung).

Zu § 86:
Unter dem Begriff 'Wahlhandlung" ist das Wahlverfahren zwischen dem Beginn der

Stimmabgabe und der Unterfertigung der Niederschrift durch die Mitglieder der Wahl­

behörde zu verstehen. Eine Verlängerung oder eine Verschiebung der Wahlhandlung

kann nur aufgrund außergewöhnlicher Ereignisse erfolgen und bedarf eines Beschlus­

ses der Wahlbehörde.

Eine verschobenen Wahlhandlung muss spätestens am nächsten Tag fortgesetzt wer­

den.

Neben der Kundmachung nach Abs. 2 wird erforderlichenfalls auch die Verlautbarung

durch Lautsprecher oder Rundfunk zu erwägen sein.

Zu §§ 87 und 88:
Diese Bestimmungen entsprechen im wesentlichen der Landtagswahlordnung.

Zu § 89:

Die Kreiswahlbehörde sondert die Wahlkuverts von Wahlkartenwählem des eigenen

Wahlkreises aus und übermittelt die Wahlkuverts anderer Wahlkreise an die zuständige

Kreiswahlbehörde, ohne sie jedoch vorläufig für die zuständige Wahlbehörde auszuwer­

ten.

Zu §§ 90 bis 92:

Die Landeswahlbehörde hat aufgrund der bei ihr von den Kreiswahlbehörden einlan­

genden Berichte das vorläufige Wahlergebnis für die sieben Wahlkreise und das Lan­

desgebiet sowie die auf die wahlwerbenden Gruppen vorläufig entfallenden Mandate

festzustellen (§ 90).

Die Kreiswahlbehörde hat die vorläufig getroffenen Feststellungen der Landeswahlbe­

hörde endgültig zu ermitteln und unverzüglich der Landeswahlbehörde bekanntzugeben
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(§ 91).

Im ersten Ermittlungsverfahren wird die Wahlzahl durch die Landeswahlbehörde ermit­

telt. Dafür sind nur die Summen jener wahlwerbenden Gruppen heranzuziehen, die im

gesamten Landesgebiet mindestens 5 % der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten

haben. Die Zuteilung der Mandate an die wahlwerbenden Gruppen erfolgt unter Heran­

ziehung der ermittelten Wahlzahl. Jede wahlwerbende Gruppe erhält so viele Mandate,

wie die Wahlzahl in ihrer Summe im Wahlkreis enthalten ist (Hare'sches Verfahren).

Zu §§ 93 bis 95:

In erster Linie hat sich die Zuweisung der Mandate auf die Wahlwerber einer wahlwer­

benden Gruppe nach der Größe der Wahlpunktezahlen zu richten. Das letzte der wahl­

werbenden Gruppe zukommende Mandat, das sogenannte Vorzugsstimmenmandat,

soll jener Wahlwerber erhalten, der von den Wahlwerbern, die kein Mandat aufgrund

der Wahlpunktezahl erreicht haben, die meisten Vorzugsstimmen auf sich vereinen

konnte. Die Zahl der Vorzugsstimmen muss jedoch mindestens so groß sein, wie 15 %

der für seine wahlwerbende Gruppe abgegebenen gültigen Stimmen. Wer gemäß

Abs. 5 das Los zu ziehen hat, wird durch Beschluss der Kreiswahlbehörde zu entschei­

den sein.

Dem Wahlpunktesystem folgend sollen die Ersatzmitglieder nach der Reihenfolge der

Größe ihrer Wahlpunkte als Ersatzmitglieder für eine frei gewordene Stelle in Betracht

kommen. Das Wahlergebnis hat die Kreiswahlbehörde in einer Niederschrift zu ver­

zeichnen (§ 94). Die gewählten Mitglieder der Vollversammlung, die Ersatzmitglieder,

die Zahl der Restmandate und die auf die einzelnen wahlwerbenden Gruppen entfallen­

den Reststimmen sind von der Kreiswahlbehörde an der Amtstafel kundzumachen.

Zu § 96:

Voraussetzung für die Teilnahme am zweiten Ermittlungsverfahren ist die Einbringung

eines den Bestimmungen des § 64 entsprechenden Landeswahlvorschlages sowie die

Erzielung eines Grundmandates in einem Wahlkreis oder von mindestens 5 % der gülti­

gen Stimmen im Landesgebiet. Nach der Rechtsprechung des VfGH stellt eine Pro­

zentklausel wie die "Grundmandatsregelung" eine zulässige Maßnahme gegen eine

mögliche "Parteienzersplitterung" in der Zusammensetzung von Vertretungskörpern

dar.

Zu § 97:
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Die Ermittlung und Zuteilung der Restmandate erfolgt nach dem d'Hondtschen Höchst­

zahlverfahren.

Zu § 98:

Die Bestimmung gilt der KlarsteIlung, dass einem Wahlwerber, der sowohl in einem

Wahlkreis, als auch im zweiten Ermittlungsverfahren als gewählt gilt, kein Landeswahl­

vorschlagsmandat zuzuweisen ist. Abs. 1 letzter Satz bestimmt, dass für die Berufung

von Wahlwerbem für die nach dieser Regelung nicht vergebenen Mandate nach § 100

Abs. 2 vorzugehen ist.

Zu § 99:

Diese Bestimmungen entsprechen im wesentlichen der bisherigen Gesetzeslage.

Zu § 100:

Hier wird klargestellt, dass Wahlwerber, die kein Mandat erhalten haben, die ein Mandat

nicht angenommen bzw. die auf ein angenommenes Mandat verzichtet haben, so lange

Ersatzmitglieder bleiben, bis sie ausdrücklich die Streichung aus der Liste der Ersatz­

männer verlangen.

Die Berufung der Ersatzmitglieder auf frei gewordene Mandate erfolgt durch die Lan­

deswahlbehörde, wobei sich die Reihenfolge nach dem Kreiswahl- und dem Landes­

wahlvorschlag richtet. Eine Ausnahme besteht für Wahlwerber, die in der Landesliste

aufscheinen. In diesem Fällen kann der Zustellungsbevollmächtigte einer wahlwerben­

den Gruppe binnen vier Tagen auch ein anderes auf den Landeswahlvorschlag auf­

scheinendes Ersatzmitglied der Landeswahlbehörde bekannt geben.

Zu §§ 101 bis 103:

§ 101 wurde der Landtagswahlordnung nachgebildet, die übrigen Bestimmungen ent­

sprechen der bisherigen Gesetzeslage.

Zu § 104:

Die im Zusammenhang mit der Wahl entstehenden Kosten sind von der Landwirt­

schaftskammer zu tragen.

Mit dieser Bestimmung wird einer Forderung der Gemeinden Rechnung getragen. Bis­

her waren die den Gemeinden durch die Wahl entstandenen Kosten von den Gemein­

den selbst zu tragen.
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Zu §§ 105 bis 108:

Die Bestimmungen des 3. Hauptstückes entsprechen vollinhaltlich den §§ 13a bis 13d

der Novelle LGBI. Nr. 42/1995 des Landwirtschaftskammergesetzes.

§ 108 Abs. 3 stellt klar, dass bei Zusammenfall einer Wahl und einer Befragung den

Gemeinden nur einmal die Entschädigung gemäß § 104 Abs. 2 zusteht.

Zu § 110:

Um den Übergang von der derzeitigen Rechtslage in die neu zu schaffende Rechtslage

zu gewährleisten, ist es notwendig, bisher bestehende Regelungen aufrecht zu erhal­

ten. Insbesondere haben die Vorschriften über den Pensionsfonds für jene Bedienstete

weiter zu gelten, die Pensionsansprüche nach diesen Vorschriften haben. Mit Zustim­

mung der Betroffenen können jedoch andere Regelungen erlassen werden.




